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H
Fortsetzung

Herrschaft

I. Soziologie – II. Politikwissenschaft

I. Soziologie

1. Allgemeines
H. bezeichnet eine auf wechselseitiger Anerkennung be-
ruhende soziale Beziehung der Über- und Unterord-
nung, über deren genauere Bedeutung unterschiedliche
Auffassungen bestehen. Das betrifft die Frage der Uni-
versalität, die Abgrenzung zu Begriffen wie Macht, Au-
torität, Einfluss, Disziplin oder Gewalt, das Verhältnis
zu Gegenbegriffen wie Anarchie oder Genossenschaft
und nicht zuletzt die Bestimmung der historischen und
sozialen Relevanz von H. Breit diskutiert wird dieser
Begriff in den Sozial- und Staatswissenschaften, aber
auch in den Wirtschaftswissenschaften, der Ethnologie
bzw. Anthropologie und der Philosophie.

2. Soziologisch
Die Wissenschaft von der Gesellschaft, die von Auguste
Comte die Bezeichnung „Soziologie“ erhielt, profilierte
sich in ihren Anfängen durch eine Gegenstellung, wenn
nicht zu „H.“ schlechthin (die im Geschlechterverhältnis
von A. Comte für durchaus gerechtfertigt erachtet
wurde), so doch zu ihrer Ausgestaltung i. S.d. alteuro-
päischen „societas civilis sive res publica“. Als Schüler
Henri de Saint-Simons teilte A. Comte dessen Überzeu-
gung, in einer Phase des Umbruchs zu leben, in dessen
Gefolge die Koordination von Gruppen und Klassen
durch das „theologische“ und „militärische System“ zu-
gunsten eines „état final positif“ überwunden würde, in
dem allein die Sachgesetzlichkeiten der →Wissenschaft
und der →Industrie bestimmend sein würden. Machte
A. Comte diesen Vorgang noch von einem Wandel des
Geisteszustands abhängig, der von religiösen und meta-
physischen „Einbildungen“ zu dem auf Beobachtungen
gestützten wissenschaftlichen Denkstil führen sollte
(Comte 1933: 35 f.), so rückte Herbert Spencer ihn in
eine differenzierungstheoretische Perspektive, die ihre
Leitunterscheidungen aus der Naturphilosophie Fried-
rich Wilhelm Joseph Schellings und den auf ihr aufbau-
enden embryologischen Untersuchungen Karl Ernst von
Baers bezog. Dessen „Gesetz der Ausbildung“ (Baer
1828: 153), demzufolge sich das Heterogene und Spe-
zielle allmählich aus dem Homogenen und Gemein-
samen entwickelte, wurde von H. Spencer als Übergang
von inkohärenter Homogenität zu kohärenter Hetero-
genität umformuliert und so interpretiert, dass entwick-
lungsgeschichtlich zwei Prozesse ineinander griffen: die
intrasoziale Differenzierung zwischen Regierenden und

Regierten, zwischen herrschenden und arbeitenden Tei-
len und schließlich zwischen Funktionssystemen für
Ernährung, Verteilung und Regierung; und die aus in-
tersozialen, vornehmlich kriegerischen Beziehungen
hervorgehende Verschmelzung einfacher Aggregate zu
immer größeren, zusammengesetzten Aggregaten. Krie-
gerische Konflikte, obwohl zunächst eine Triebkraft des

→Fortschritts, da sie die politisch-staatliche Zentralisa-
tion förderten, waren doch auf lange Sicht diesem Fort-
schritt hinderlich, weil sie die so geschaffenen Einheiten
einem „Régime des ‚Status‘“ (Spencer 1903: §568) im
Sinne Henry Sumner Maines unterwarfen, das die indi-
viduelle →Freiheit beschränkte und zur Erstarrung führ-
te. Erst mit der Abnahme des „Militarismus“ und der
Zunahme des „Industrialismus“, der auf einem Regime
des Vertrags beruhe und mit einer Einschränkung der

→Macht und des Bereichs zentraler →Autorität einher-
gehe, könne sich das →Individuum frei entfalten (Spen-
cer 1903: §569f.) – eine Konzeption, die in der Sub-
stituierung von H. durch →Verwaltung an A. Comte
anknüpfte, über diesen jedoch hinausging, indem sie
die bei A. Comte noch vorherrschende Form staatlich
zentralisierter durch eine dezentralisierte und in ihrem
Umfang stark eingeschränkte Verwaltung ersetzte.
Das trug H. Spencer die Kritik Émile Durkheims ein,

der zwar die wachsende Bedeutung des Individualismus
bestätigte, jedoch der These von der abnehmenden Be-
deutung des →Staates widersprach. Für ihn bestand
„kein Gegensatz darin, daß die Sphäre des individuellen
Handelns gleichzeitig mit der des Staates wächst, daß
sich die Funktionen, die nicht direkt vom zentralen Re-
gelapparat abhängen, nicht zur gleichen Zeit mit diesem
entwickeln“ (Durkheim 1988: 277). Allerdings erschien
der Staat auch bei É. Durkheim, in Weiterführung der
saintsimonistischen Sichtweise, nicht so sehr als Träger
von H., denn als Institution des →Verwaltungsrechts,
die in modernen „organisierten“ Gesellschaften nur be-
stimmte Sektoren des „allgemeinen und oberflächlichen
Lebens“ (Durkheim 1988: 428) erfasse, und auch davon
zunehmend weniger. Die Kohäsion moderner Gesell-
schaften hing nicht von ihm ab, sondern von anderen
Faktoren: zunächst, wie É. Durkheim anfangs meinte,
von der „organischen Solidarität“ (Durkheim 1988:
162), die aus der arbeitsteiligen Ungleichheit und der
damit verbundenen funktionalen Interdependenz resul-
tiere; später aus dem Zusammenwirken der zu schaffen-
den „Korporationen“ (Durkheim 1988: 48), aus dem
sich jene moralische und juridische Regelung ergeben
sollte, die ihm zur Überwindung der gegenwärtigen,
v. a. durch die Wirtschaft verursachten „Anomie“ (Durk-
heim 1988: 42) unerlässlich erschien. Da É. Durkheim
sich außer mit den modernen organisierten Gesellschaf-



ten nur mit dem Strukturtypus der segmentären, ake-
phalen Gesellschaft befasst hat, ist seiner Soziologie
mit Recht bescheinigt worden, dass in ihr soziale Phä-
nomene wie Macht, H. und Konflikt tendenziell unter-
repräsentiert sind.
Dieses Defizit gilt a fortiori auch für die Aufnahme

saintsimonistischer Denkmuster in der deutschen So-
ziologie des 20. Jh. Noch im Kaiserreich entwickelte
Johann Plenge Ideen, wie mit Hilfe des Kreditsystems
eine zentralistisch organisierte Volkswirtschaft auf-
zubauen sei und verkündete die Gewissheit, am Anfang
einer „Periode der modernen Technik unter der Herr-
schaft einer genau rechnenden, organisatorischweit aus-
greifenden Wirtschaftsführung“ (zit. n. Schildt 1987:
527) zu stehen. In der Weimarer Republik wagte Karl
Mannheim, obwohl selbst eher dem Historismus nahe-
stehend, die Prognose, dass die zunehmende Durch-
setzung des „Industrialismus“ ein „amerikanisches
Bewußtsein“ fördere, welches sich allein an der „or-
ganisatorisch-technischen Wirklichkeitsbeherrschung“
(Mannheim 1969: 218) orientiere. Das stieß zunächst
auf den Widerspruch von Hans Freyer, für den die Epo-
che nach wie vor im Zeichen des „Kampf[es] um die
Herrschaft“ (Freyer 1933: 3) stand, um eine Ordnung,
in der nicht die Planenden herrschen, sondern die Herr-
schenden planen sollten. Nach dem Zweiten Weltkrieg
indes registrierte H. Freyer eine seit etwa zwei Jh. in
Gang befindliche „radikale Abwertung von Herrschaft“
(Freyer 1955: 100), die auf das Aufkommen „sekundärer
Systeme“ zurückzuführen sei, von Systemen der sozia-
len Ordnung, „die sich bis zum Grunde, das heißt bis
in die menschlichen Subjekte hinein entwerfen“ (Freyer
1955: 88). Dieses Konzept, das in den 80er Jahren in
anderem Kontext eine Neuauflage durch den Begriff
der „reflexiven Modernisierung“ (Beck 1996) erfuhr,
zielte auf eine umfassende Funktionalisierung, in deren
Verlauf die herkömmlichen Formen der H. durch die
Verwaltung von Sachen, genauer: „Sachen einschließ-
lich der Menschen und [der] Menschen notwendig mit
den Sachen“ (Freyer 1955: 103 f.) ersetzt würden.
Schwankte H. Freyer noch, ob diese neuartige „Sachen-
verwaltung“ einen „herrschaftsfreien Zustand und gera-
dezu das Gegenteil von Herrschaft“ bedeute oder nicht
vielmehr eine andere „Art Herrschaft“ (Freyer 1955:
104), so plädierte Arnold Gehlen dafür, den Begriff der
H. für Industriebetriebe ( →Betrieb) zu reservieren, in
gesamtgesellschaftlicher Hinsicht aber eine Entwick-
lung „in die Richtung einer pluralistischen, stationären
Subventionsordnung“ anzunehmen, „die im prägnanten
Sinne herrschaftsarm wäre“ – eine Entwicklung, wie sie
„zuerst von Saint-Simon vorausgesagt worden“ (Gehlen
1978: 117) sei. Noch dezidierter hieß es bei Helmut
Schelsky, „daß durch die Konstruktion der wissenschaft-
lich-technischen Zivilisation ein neues Grundverhältnis
vonMensch zuMensch geschaffen wird, in welchem das
Herrschaftsverhältnis seine alte persönliche Beziehung
der Macht von Personen über Personen verliert, an die

Stelle der politischen Normen und Gesetze aber Sach-
gesetzlichkeiten […] treten, die nicht als politische Ent-
scheidungen setzbar und als Gesinnungs- oder Welt-
anschauungsnormen nicht verstehbar sind“ (Schelsky
1965: 453). „Herrschaftsdisziplin wird zur Sachdisziplin
umgeformt“ (Schelsky 1965: 457).
Diese Sichtweise klingt noch in den soziologisch un-

gleich elaborierteren Arbeiten Niklas Luhmanns nach.
In ihnen erscheint H. als ein Begriff, der nur für die
„Erstphase politischer Evolution“ (Luhmann 2000: 416)
eine gewisse Aussagekraft beanspruchen kann. Nur in
Gesellschaften, die auf dem Differenzierungsmodus
der „Stratifikation“ (Luhmann 2000: 414) beruhten,
könne sinnvoll von der Existenz einer herrschenden

→Elite die Rede sein, die das Ganze im Ganzen reprä-
sentiere; nur dort könne von einem echten Primat des
Politischen gesprochen werden; nur dort sei es, obgleich
nicht ohne Einschränkungen, möglich, dass ein Zen-
trum die Gesellschaft beherrsche und reguliere. Unter
den Bedingungen funktionaler Differenzierung hin-
gegen sei →Politik nur mehr ein Teilsystem unter an-
deren, dessen systemeigenes Medium – politische

→Macht, die durch Kontrolle physischer Zwangsgewalt
gedeckt sei – nur geringe Anwendungsmöglichkeiten
habe. Die evolutionäre Neuartigkeit derartiger Ordnun-
gen stehe heute nicht länger in Frage, „und das sollte
man durch Vermeidung der Fortführung des Begriffs
der Herrschaft und durch Vermeidung der Rückdatie-
rung des Begriffs des Staates honorieren“ (Luhmann
2000: 417). Die →Systemtheorie, hieß es bereits in
einem frühen Text, habe sich von Vernunft und von H.
emanzipiert. „Vernunft und Herrschaft sind für sie […]
überhaupt keine brauchbaren Begriffe mehr“ (Luhmann
1971: 401).
Eine ganz andere Auffassung von H. liegt bei Ferdi-

nand Tönnies, Georg Simmel und Max Weber vor, in
deren Arbeiten formale und historische Soziologie je-
weils unterschiedliche Mischungen eingegangen sind.
F. Tönnies konzipierte H. seinen beiden Idealtypen von

→Gemeinschaft und Gesellschaft entspr. auf doppelte
Weise: als „Herrschaft im gemeinschaftlichen Sinne“
(Tönnies 1991: 9), die eine Abbildung der „Herrschaft
des Ganzen über seine Teile“ sei (Tönnies 1991: 160),
und als „gesellschaftliche Herrschaft“, welche „a priori
der individuellen Person“ zugehörig sei, als Resultat
der Verselbständigung des „Kürwillens“ gegenüber dem
„Wesenwillen“ (Tönnies 1991: 160). Urbild der gemein-
schaftlichen H. seien die häuslichen Verhältnisse im All-
gemeinen, Patriarchalismus bzw. Matriarchalismus im
Besonderen; der gesellschaftlichen H. die aus der kapi-
talistischen Wirtschaftsordnung erwachsende „Pluto-
kratie“ (Tönnies 1918). Diese Unterscheidungen wurden
allerdings nur wenig ausgeführt. In der Spätschrift „Ein-
führung in die Soziologie“ (Tönnies 1931) kommen
herrschaftliche Verhältnisse explizit nur mehr im Kapi-
tel über gemeinschaftliche Verhältnisse vor, überdies im
Rahmen einer Konstruktion, die auf Marginalisierung
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von H. in einem anzustrebenden Vernunftstaat i.S. v.
Platon, Thomas Hobbes und Johann Gottlieb Fichte an-
gelegt ist.
G. Simmels „Soziologie der Herrschaft“ (Simmel

1968: 117) thematisiert diese als eine jener zahlreichen
Formen von Wechselwirkung, in denen sich „Vergesell-
schaftung“ verwirklicht. Gemeint ist das Verhältnis von
Über- und Unterordnung, das sich an den unterschied-
lichsten sozialen Gebilden, sei es politischer, religiöser
oder wirtschaftlicher Art, findet und seinerseits in un-
terschiedlichen „Formtypen“ auftritt: als „Einherrschaft“,
„Mehrzahlherrschaft“ oder H. einer „objektiven Macht“
(Simmel 1968: 107). G. Simmel interessierte sich dabei
für die dissoziierenden wie die vereinheitlichendenWir-
kungen dieser Formtypen, für Nivellierung wie die
Bildung von Machtdifferentialen sowie für Konstellatio-
nen, die innerhalb einer →Organisation Über- und
Unterordnung kennen, die Organisation als ganze aber
einer Idee unterordnen, die jedem Mitglied eine gleiche
oder nahezu gleiche Stellung gegenüber allen Außenste-
henden verschafft. Weitere Themen sind die Maße der
H. und ihre Korrelation zur →Freiheit, die Wechselbe-
ziehung zwischen der Befreiung von Unterordnung und
dem Aufbau neuer H.s-Positionen, das Verhältnis von
Über- und Unterordnung zu den persönlichen Quali-
tätsunterschieden zwischen den Menschen, schließlich,
in diachroner Perspektive, die Faktoren, die den „Über-
gang vom Subjektivismus der Herrschaftsverhältnisse
zu einer objektiven Formation und Fixierung“ (Simmel
1968: 177) bewirken. Im Unterschied zur (neo-)saint-
simonistischen Sichtweise entfällt damit H. jedoch
nicht, sondern erlebt lediglich einen Formwandel.
Das gilt auch für M. Weber. Dessen Soziologie wird

oft als materiale und historische Soziologie bezeichnet
und damit von der reinen und formalen Soziologie ab-
gesetzt, wie sie G. Simmel vertreten hat. Das ist zwar im
Prinzip nicht falsch, jedoch gerade mit Blick auf das
Thema H. überzogen. Denn nicht anders als G. Simmel
geht auch M. Weber in seiner H.s-Soziologie davon aus,
dass H. in den unterschiedlichsten Lebensbereichen
eine sehr erhebliche Rolle spielt und bemüht sich entspr.
um eine Typisierung ihrer Erscheinungsformen, um zu
generellen Regeln zu gelangen. Soziologie wird hier
strikt als eine Hilfswissenschaft verstanden, die ihre Be-
griffe und Regeln v. a. unter dem Gesichtspunkt bildet,
„ob sie damit der historischen kausalen Zurechnung der
kulturwichtigen Erscheinungen einen Dienst leisten
kann“ (Weber 2013: 169f.). Das führt im Unterschied
zu G. Simmel allerdings zu einer deutlich komplexeren
Architektur, die den H.s-Begriff im Rahmen einer stu-
fenweisen Konkretisierung relativ abstrakter Begriffe
wie „soziales Handeln“ und „soziale Beziehung“ (Weber
2013: 172 ff.) gewinnt, scharf von dem soziologisch eher
amorphen Begriff der Macht abgrenzt und zu einer Ty-
pologie der Verbände ausgestaltet, die vomH.s-Verband
über den politischen und hierokratischen Verband bis
zu Staat und →Kirche gelangt.

Bes. nachhaltig gewirkt hat neben der knappen De-
finition („Herrschaft soll heißen die Chance, für einen
Befehl bestimmten Inhalts bei angebbaren Personen
Gehorsam zu finden“ [Weber 2013: 210]) M. Webers
Vorschlag, zwischen äußeren und inneren Stützen der
H. zu unterscheiden und Korrelationen zwischen bei-
den zu untersuchen. Jede H., sagt M. Weber, „äußert
sich und funktioniert als Verwaltung“, als „Organisation“
bzw. „Verteilung der Befehlsgewalten“ (Weber 2005:
139, 146). Deren Struktur aber sei wiederum bestimmt
durch die „innere Stütze“, die sie in der „Fügsamkeit der
Gewaltunterworfenen gegenüber ‚Normen‘“ (Weber
2005: 247) finde, anders gesagt: in der Art und Weise
der „Legitimität“. Die dafür in einer längeren und einer
knapperen Fassung entwickelten drei reinen Typen – die
legale, traditionale und charismatische →Legitimität –
stehen ausdrücklich nicht in einer chronologischen
Folge, lassen aber insofern einen Einfluss von F. Tön-
nies und G. Simmel erkennen, als auch M. Weber eine
Tendenz zur „Versachlichung“ bzw. zur „Rationalisie-
rung“ von H. konstatiert. Problematisch bleibt aller-
dings seine Neigung, diese zu eng an die Durchsetzung
von „Zweckrationalität“ (Weber 1973: 471) zu koppeln,
die sich durchaus auch in vormodernen Zusammenhän-
gen findet und keineswegs mit dem von M. Weber an-
dernorts, etwa in der Rechts- undWirtschaftssoziologie,
bevorzugten Begriff der „formalen Rationalität“ iden-
tisch ist. Trotz dieser Engführung bleibt Verwaltung im
Unterschied zum (neo-)saintsimonistischen Konzept
einer herrschaftsfreien Sachenverwaltung eine als H.
strukturierte soziale Beziehung, und zwar auch und ge-
rade dann, wenn sie sich auf ihrer Vollstufe (legale H.
mittels bürokratischen Verwaltungsstabes) vom Ideal-
typus entfernt und zu einer H. des Verwaltungsstabes
oder gar einer Beamten-H. degeneriert.
M. Webers H.s-Soziologie ist lange ohne Resonanz

geblieben. Nach dem Zweiten Weltkrieg stand ihr das
starke Interesse an rein empirischer Forschung ebenso
entgegen wie die neosaintsimonistische Ausrichtung
der theoretisch orientierten Soziologen. Die →Kritische
Theorie setzte dem wohl die Annahme entgegen, spät-
kapitalistische Gesellschaften seien durch einen „Über-
gang zu Herrschaft unabhängig vom Marktmechanis-
mus“ (Adorno 1972: 368) bestimmt, assimilierte aber
den H.s-Begriff an den unspezifischeren Machtbegriff,
der auch außerhalb der Sphäre sinnhafter sozialer Bezie-
hungen, im Verhältnis Mensch-Natur gelte, Wissen-
schaft und →Technik bestimme und mit ihnen totalisiert
werde, ipso facto aber jegliche Unterscheidungskraft
einbüßte. Erst seit den 70er Jahren kam die von M. We-
ber gewiesene Perspektive wieder stärker zur Geltung:
in den USA in den Arbeiten von Reinhard Bendix und
Guenther Roth, in der BRD in denjenigen von Wolf-
gang Schluchter, Heinrich Popitz, Mario Rainer Lepsius
und ihren Schülern. Auch in Frankreich fanden M. We-
bers Anregungen Aufnahme: weniger bei Michel Fou-
cault, der Begriffe wie Macht und Disziplin dem H.s-
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Begriff vorzog, stärker bei Pierre Bourdieu, der diese
Konzepte zwar häufig synonym verwendete, ihnen je-
doch eine neue Dimension durch den Habitusbegriff
( →Habitus) erschloss, der auf die Inkorporation der äu-
ßeren Existenzbedingungen in einem habituellen, zugl.
individuellen und kollektiven System von Dispositionen
zielt. Sein Schüler Luc Boltanski betont mehr den pro-
zessualen Charakter von H. und konzentriert sich auf
die Unterschiede zwischen einfachen und komplexen
(managementkonformen) H.s-Effekten.
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II. Politikwissenschaft

1. Definitorisches
„Macht bedeutet jede Chance, innerhalb einer sozialen
Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstre-
ben durchzusetzen, gleichviel, worauf diese Chance be-
ruht.Herrschaft soll heißen die Chance, für einen Befehl
bestimmten Inhalts bei angebbaren Personen Gehorsam
zu finden …“ Max Webers Definitionen (Weber 1980:
28) verweisen auf eine enge begriffliche Verwandt-
schaft. Sowohl →Macht als auch H. beinhalten Wir-
kungsmöglichkeiten innerhalb einer asymmetrischen
sozialen Beziehung. Während die Macht als der umfas-
sendere Begriff „amorph“ (Weber 1980: 28), da nicht auf

bestimmte Mittel festgelegt ist, bewegt sich H. in einem
spezifischeren Bereich: Sie ist Machtausübung einer hö-
heren Instanz (des oder der „Herrschenden“), deren in-
haltlich spezifizierte Willensäußerungen von bestimm-
ten Adressaten (den „Beherrschten“) befolgt werden.
Von politischerH. zu sprechen, bleibt – je nach Verständ-
nis von „ →Politik“ – uneindeutig. Als vorzugsweiser Ort
für politische H. kann der →Staat mit seinen Teilsyste-
men (Regierung, Parlament, Justiz, Polizei, Militär, Ver-
waltung) gelten.
Herr und Sklave, Lehnsherr und Leibeigener, Herr

und Knecht, Obrigkeit und Untertanen, Regierung(sge-
walt) und Bürger ( →Bürger, Bürgertum): In der Reihe
dieser H.s-Verhältnisse indizieren die Begriffe für die
Adressaten des H.s-Anspruchs eine Zunahme an politi-
scher →Freiheit, die für die westlich-liberale Politik-
geschichte charakteristisch ist. Dieses an der Leitnorm
der Freiheit orientierte, bis in die griechische Antike zu-
rückreichende Politikverständnis führte zu einer norma-
tiven Schärfung des Begriffs: Schon Aristoteles hob den
prinzipiellen Unterschied hervor zwischen der arche des-
potike, der H. des Herrn über den Sklaven im Haus
(oikos), und der arche politike, der H. von freien Bürgern
über freie Bürger. Ähnlich unterscheidet John Locke im
17. Jh. zwischen despotical power (der Zwangs-H., etwa
eines Galeerenkapitäns über seine Sklaven), paternal
power (des Vaters über seine Kinder) und political power
(im politischen Körper des liberalen Staates).

2. Eine begriffliche Klassifikation
und ein komplexes Wortfeld

Im Altgriechischen verweisen Wortzusammensetzun-
gen, die mit „kratie“ oder „archie“ enden, wörtlich auf
H. Von den Griechen stammt eine bis heute gebräuchli-
che Klassifikation der Verfassungen bzw. Formen von
H. Von Aristoteles systematisch ausgearbeitet, geht ein
quantitatives Kriterium von der Zahl der Herrschenden
aus, wonach sich drei Möglichkeiten ergeben: Es
herrscht einer oder einige oder viele bzw. alle. Hinzu
kommt der Zweck der H. als qualitatives Kriterium: Ent-
weder ist H. orientiert am partikularen Vorteil der Herr-
schenden oder am gemeinsamen Nutzen bzw. →Ge-
meinwohl des Staates. Die Kombination der drei
quantitativen und der zwei qualitativen Optionen ergibt
ein Sechserschema. Gemeinwohlorientiert sind König-
tum bzw. →Monarchie (ein Herrschender), Aristokratie
als H. der Gruppe der Besten und Politie als H. der Bür-
ger der Polis zum gemeinsamen Nutzen. Diese letztere
Option – aus der später, vermittelt über die römische
politische Theorie, die →Republik wurde – trägt die H.
s-Bezeichnung nicht im Wort, obwohl sie gerade für ein
bis in die Gegenwart wegweisendes Verständnis von H.
steht. Ihren eigenen Vorteil, der sich nicht mit dem ge-
meinsamen Nutzen deckt, verfolgen die Herrschenden
in der Tyrannis (der Willkür-H. eines einzigen), in der
Oligarchie (wo sich eine Gruppe, meist von Reichen,
oder ein anderer Politikklüngel am Staat „bedient“),
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und in der →Demokratie. Letztere meint den Fall, dass
die Selbstbestimmung des Volkes dem Gemeinwohl wi-
derspricht – dann nämlich, wenn der demos von Dema-
gogen manipuliert oder vom Pöbel „beherrscht“ wird
(die sog.e Ochlokratie).
Da es die „Natur“, d.h. das Wesen von Politik ist, H.

von Menschen über Menschen im Sinne des Gemein-
wohls auszuüben, gibt es drei „naturgemäße“ und drei
„gegen die Natur“ gerichtete Arten von H. Entlang die-
ser Matrix von „guter“ und „schlechter“ Politik erhält die
Klassifikation eine normative Tönung. Diese steht der
Instrumentalisierung als sprachliches Mittel im Kampf
um die H. offen, indem der politische Gegner oder
Feind mit der Wahl eines „schlechten“ Begriffes abge-
wertet wird. So zeigt Thomas Hobbes in seinem Spät-
werk „Behemoth“ (1682), einer Analyse des Englischen
Bürgerkrieges, wie König Charles I. von seinen demo-
kratischen Feinden delegitimiert wurde, indem sie ihn
als Tyrannen brandmarkten. T. Hobbes sowie spätere
Vertreter eines nichtnormativen Politikverständnisses
haben daraus die Konsequenz gezogen, sich ausschließ-
lich auf das quantitative Kriterium zu beschränken.
Eine Sonderstellung kommt der Nomokratie zu, wie

sie bei Platon und Aristoteles thematisiert wird. Als H.
des Gesetzes will sie die durch wesensmäßig schwache
und begehrliche Menschen ausgeübte H. perfektionie-
ren. Diese ideale und geradezu utopische Vorstellung
kann in der Moderne mit Immanuel Kants „Staatsweis-
heit“ als der H. des →Rechts und des kategorischen Im-
perativs verglichen werden.
Zusätzlich zu den klassischen H.s-Begriffen haben

sich in der politischen Ideen- und Sprachgeschichte wei-
tere Bezeichnungen gebildet, welche die staatsrechtlich-
verfassungsmäßige Sphäre verlassen und spezifische
Machtfaktoren herausstellen. Sie sind teils deskriptiv,
teils normativ zu verstehen und können zeitdiagnos-
tisch-kritisches Potential haben. So meint das Patriar-
chat die H. der Familienväter und verallgemeinert der
Männer über die Frauen, während das Matriarchat eine
soziale Welt vorstellt, in der die Frauen dominieren. Als
Kennzeichen moderner Gesellschaften und Staaten wird
verwiesen auf die Technokratie, die Dominanz tech-
nischen Denkens, aber auch der Wirksamkeit tech-
nischer Artefakte. Technischer Natur ist auch die →Bü-
rokratie, die seit M. Weber als notwendiger Bestandteil
moderner politischer und ökonomischer H.s-Ausübung
untersucht wird. Die Rede von Minarchie steht im liber-
tären Denken für das Ideal des Minimalstaats, wo sich
politische H. auf die Ausübung stark reduzierter Funk-
tionen, insb. die Herstellung von →Sicherheit, be-
schränkt. In der Gerontokratie herrschen die Alten. In
der Polyarchie verteilt sich H. auf viele Instanzen. Ex-
pertokratie steht für den Vorrang wissenschaftlichen
Sachverstandes in bürokratischen, juristischen und poli-
tischen Verfahrenssphären. In der Plutokratie herrschen
die Reichen. Die Kleptokratie gehört zur politischen Pa-
thologie, indem sich Gruppen auf Kosten der All-

gemeinheit bereichern. Wörter wie →Theokratie und
Hierokratie bezeichnen die heilige H. Gottes und im
abgeleiteten Sinne der Priesterschaft, während sich die

→Hierarchie semantisch zu einer allg.en Bezeichnung
für Rangordnung entwickelt hat. Konträr zu den auf-
geführten Begriffen intendiert Anarchie die Abschaf-
fung jeglicher Form von H., insb. des Staates und seiner
ihn stützenden Institutionen.

3. Die zentrale Relation: Befehl und Gehorsam
Die Entsprechung von Befehl und Gehorsam ist der Kern
des H.s-Begriffs. Befehl ist „bekundeter Wille“ (Weber
1980: 544) des Herrschenden, der – als Gebot wie Ver-
bot – eine Handlungsanweisung ausspricht. Dieser Im-
perativ tritt auf als Gesetz, Anordnung, Anweisung,
Verfügung, Bescheid etc. Inhaltlich kann es sich um
allg.e oder partikulare Imperative handeln. Geltungs-
mäßig können sie ihren Inhalt kategorisch, d. h. unbe-
dingt vorschreiben; oder sie fordern als hypothetische
Imperative den Gehorsam erst beim Eintreten fest-
gesetzter Bedingungen ein.

Gehorsam folgt dem Befehl nicht notwendig und auto-
matisch. Die H.s-Relation ist keine strikte Kausalität im
mechanischen Sinne, sondern erfordert – dem Befehl
entspr. – ein inneres „Interesse“ und „Gehorchen-wol-
len“, welches über die bloße Gewöhnung an Fügsamkeit
hinausgeht (Weber 1980: 122). Die „freiwillige Knecht-
schaft“, in der bereits Étienne de la Boetie (Discours de
la servitude volontaire, 1576) das Geheimnis der H. er-
blickt, kann viele Motive haben: im negativen Sinne die
Furcht vor Sanktionen bei Nichtbefolgung des Befehls,
im positiven Sinne die willentliche Bejahung der Unter-
ordnung zum eigenen Vorteil. Zum bloß empirisch-fak-
tischen Befolgen eines Befehls muss hinzukommen
„[…] der Sinn seines Hingenommenwerdens als einer
‚geltenden‘ Norm […] als ob die Beherrschten den In-
halt des Befehls, um seiner selbst willen, zur Maxime
ihres Handelns gemacht hätten“ (Weber 1980: 544).
Die Relation von Befehl und Gehorsam setzt alsDrit-

tes eine gelingende →Kommunikation voraus. Es bedarf
einer gemeinsamen Sprache. Der Befehl muss sprachlich
geäußert werden; so gehört zum Gesetzescharakter
eines Imperativs immer die Verkündigung. Er muss
beim Adressaten ankommen, der ihn verstehen muss.
Die aktive Leugnung und Negierung der letzteren bei-
den Grundbedingungen eröffnet die strategische Mög-
lichkeit gegenherrschaftlichen Handelns, ohne damit of-
fen zu revoltieren. Das Ankommen des Befehls bewusst
zu verhindern, sich als Adressat zu verleugnen oder den
Befehl vorgeblich nicht zu verstehen: das sind Mittel
eines listigen Ungehorsams, die – in den Metaphern
von Elias Canetti ausgedrückt – den heranfliegenden
Befehlsstacheln und -pfeilen ausweichen und sie un-
wirksam machen.
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4. Legitimität
Umdie Brücke zwischen Befehl und Befolgung zu schla-
gen, bedarf es aber eines weiteren Moments: ihrer →Le-
gitimität. H. wird gerechtfertigt, indem sie auf leitende

→Werte und →Normen bezogen wird, die Grund wie
Ziel von H. betreffen. Hier eröffnet sich ein weites, stark
normativ geprägtes Feld. Lange zurückreichende Denk-
traditionen verankern H. kosmologisch, theologisch
oder metaphysisch; dazu gesellen sich in der fort-
geschrittenen Moderne →Ideologien und politische

→Weltanschauungen. Einer neuzeitlichen Denkweise
entspr. der funktionale und instrumentelle Nutzen-
aspekt – bspw. die Friedensleistung von H., die Verbin-
dung von Schutz und Gehorsam, die Unterstützung von
Selbsterhaltung und freier Selbstentfaltung. Im 19. und
20. Jh. treten →Menschenwürde und →Menschenrechte,
aber auch eine Grundnorm wie →Gerechtigkeit immer
mehr in den Vordergrund. Die Vielfalt dieser Rechtfer-
tigungen speist sich inhaltlich aus unterschiedlichen
Quellen und artikuliert sich in einem Spektrum von
Formen und Zeichen. Es umfasst politische Ideen und
Theorien, Narrative wie Gründungs-, Kriegs- und Revo-
lutionsmythen ( →Mythos), Symbole wie die Insignien
der H. bei Königen und Kaisern, im weiteren Sinne den
ganzen Bereich der Darstellung herrscherlicher Macht.
Massendemokratie, →Totalitarismen und Mediengesell-
schaft haben die Möglichkeiten der ideologischen Un-
terfütterung durch →Propaganda und der medialen In-
szenierung im politischen Spektakel ausgeweitet und
verfeinert. Daraus resultiert eine symbolpolitische Flan-
kierung von H.s-Ansprüchen, die ambivalent sein kann
– öffnet sie doch auch Möglichkeiten der H.s-Kritik und
der Entfaltung von Gegenmacht.
Quellen und Inhalte hat M. Weber zu drei Typen legi-

timer H. verdichtet. Sie stellen ein jeweiliges Bestim-
mungsmoment in idealtypischer Reinform dar und
kommen in der empirischen Realität in sichwandelnden
Kombinationen vor. Die legale oder rationale H. beruht
auf gesatzten Regeln und beansprucht nur insoweit Gel-
tung. Der Gehorchende folgt diesen Regeln ebenso wie
der Befehlsgeber, dessen Funktion und Kompetenz als
Herrschender ebenfalls regelhaft definiert ist. Der zu-
mindest formal reinste Typus dieser Art ist die Bürokra-
tie, deren Anwachsen der epochalen Entwicklung einer
durchgängigen Rationalisierung aller Lebensbereiche in
der →Moderne entspr. Traditionale H. speist sich aus der
Geltung und dem Glauben „an die Heiligkeit der von
jeher vorhandenen Ordnungen und Herrengewalten“
(Weber 1988: 478). Ihre reinste Repräsentation ist die
patriarchale. Das Herkommen und die Eingewöhnung
in diese verleihen der H. eine „Eigenwürde“ (Weber
1980: 130). Gehorsam erwächst aus „Pietät“ (Weber
1980: 581) gegenüber einer überlieferten Praxis und
deren →Autorität. Die →Tradition bindet nicht nur die
Gehorchenden, sondern auch die Herren. Die charisma-
tische H. ( →Charisma) bezieht ihre Legitimität und
Wirksamkeit mit Blick auf eine Führergestalt, deren ir-

rationale, d. h. nicht rational erklärbare Aura und Anzie-
hungskraft – als Held, Prophet etc. – begeisterte Gefolg-
schaft um sich schart. Ein religiöser Ursprung steht zu
vermuten, wie schon der Ausdruck Charisma als gött-
licher Gnadengabe nahelegt. Der Typus umfasst aber
auch quasireligiöse und magische soziale Effekte bis
hin zur erfolgreichen Scharlatanerie.

5. Systematische Anmerkungen
zum Ausmaß politischer Herrschaft

Auf eine Skala aufgetragen verkörpert die absolute Sou-
veränität funktional betrachtet die größte H.s-Stellung,
während die Anarchie als Abwesenheit jeglicher (poli-
tischen) H. den polar-konträren Gegensatz bildet. Da-
zwischen bewegen sich limitierte bzw. gemäßigte H.s-
Modelle.
a) Das Extrem: Absolute Souveränität
Sie ist ein Pyramidenmodell. Alle Macht konzentriert
sich in einer höchsten, einzigen und unteilbaren H.s-In-
stanz. Der Befehlsfluss verläuft – vermittelt über beauf-
tragte Instanzen – von der Spitze zu den Untertanen
und gibt damit dem politischen Körper seine Ordnung.

→Souveränität ist größte Fülle der Macht (plenitudo po-
testatis, die im Mittelalter zunächst vom →Papst be-
ansprucht wurde), für die das biblische Motto über dem
Titelbild von T. Hobbes’ „Leviathan“ gilt: „Es gibt keine
Macht auf Erden, die der seinen vergleichbar wäre.“ Der
absolute Souverän ist legibus solutus: Er steht über den
von ihm selbst gemachten Gesetzen. Carl Schmitt setzt
im 20. Jh. die Hobbessche Linie fort und baut sie weiter
aus: 1. Die absolute Souveränität ist unteilbar. Würde
bspw. der Souverän einem Richter unterworfen, der die
Rechtmäßigkeit seiner H. beurteilen würde, so wäre der
Richter nichts anderes als ein Gegensouverän, was den
ersten Schritt in den →Bürgerkrieg bedeuten würde.
2. Der Souverän fungiert als Letztentscheidungsinstanz,
was die Interpretation der von ihm gegebenen Gesetze,
die Entscheidung über Krieg und Frieden sowie die Auf-
hebung der geregelten Normalität des politischen Pro-
zesses betrifft: „Souverän ist, wer über den Ausnahme-
zustand entscheidet.“ (Schmitt 1996: 13) 3. Vor der
Gründung neuer staatlicher Gemeinwesen steht eine
konstituierende Macht (pouvoir constituant), die eine
neue normative Ordnung schafft und insofern über der
geschaffenen Verfassung steht. – Absolute Souveränität
ist nicht auf die historische Periode des frühneuzeit-
lichen →Absolutismus beschränkt. Sie muss nicht iden-
tisch sein mit absoluter Fürsten-H. (theoretisiert von
Niccolò Machiavelli und T. Hobbes) oder souveräner

→Diktatur (C. Schmitt über Benito Mussolini und Adolf
Hitler). Sie kann auch die H. einer Gruppe meinen, etwa
eines Parlaments oder einer autoritären bis totalitären
Partei. Das Musterbild eines totalen Kollektivkörpers
entwarf Jean-Jacques Rousseau mit dem aktiven Ge-
meinwillen (volonté générale), der unteilbar herrscht, kei-
nerlei normativer Vorgabe von außen unterliegt und
sich per definitionem nicht irren kann, also neben der
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politischen H. auch noch dasWahrheitsmonopol an sich
zieht.
b) Eine weite Mitte: Limitierte bzw. gemäßigte H.
Ihre Veranschaulichung ist das Netzmodell, in dem un-
terschiedliche Instanzen politisch herrschaftlich zusam-
menwirken. Ihm entsprechen Formen geteilter Macht,
die in der Mischverfassung seit der klassischen Antike
auf den Begriff gebracht wurde. Vielfältige Formen von

→Gewaltenteilung gehören ebenso in diesen Kontext
wie Gleichgewichtsmodelle (Charles de Montesquieu)
im Sinne von checks and balances. Explizite →Verfassun-
gen und →Gesetze, implizite Traditionen und Gewohn-
heitspraktiken geben einen normativen Rahmen vor, in
den die H.s-Instanzen eingebettet sind. Dazu gehören
institutionalisierte Verfahren der Kontrolle. Der Tradi-
tionsstrang der Republik steht für limitierte H. ebenso
wie die Rechtsstaatlichkeit ( →Rechtsstaat) als tragendes
Moment der westlichen liberalen Demokratien. Für sie
alle gilt I. Kants „republikanische Regierungsart“, die H.
auf bürgerliche Freiheit, →Gleichheit und Recht hin
verpflichtet. Der politikwissenschaftliche Denkansatz
der →Governance begreift →Steuerung, Regelung, Ver-
einbarung und Kooperation als zentralen politischen
Prozess. In einem epochalen Ausgriff beschreibt und
analysiert Michel Foucault unter dem Leitbegriff „Gou-
vernementalität“ eine komplexe Form von Macht und
H., die sich am Vorbild der christlichen Praxis des Pas-
torats seit der frühen Neuzeit zu einer eigenen Regie-
rungskunst entwickelte und zur Souveränität und Dis-
ziplin als dritte Form von H. tritt.
c) Das negative Extrem: Anarchie
Dem Namen wie der idealen Zielsetzung nach – der
Abwesenheit jeglicher H. von Menschen über Men-
schen – bewegt sie sich strikt genommen außerhalb des
Spektrums von H. Das gilt freilich nicht für ihre politi-
sche Qualität. Anarchistischen Theorien und Idealen
( →Anarchie, Anarchismus) kommt eine herrschaftskriti-
sche Funktion zu. Der darüber hinausgehende aktive
Kampf gegen den Staat und seine H.s-Institutionen
wird allerdings nicht umhin können, seinerseits auf
Macht und H. zu rekurrieren. Aus der Logik von Macht
und H. zu entkommen, scheint kaum möglich – es sei
denn um den Preis einer echten Utopisierung ( →Uto-
pie), zu der auch ein wesentlich anderer, ein „neuer
Mensch“ gehören müsste.
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Hierarchie

I. Politische Philosophie – II. Soziologie

I. Politische Philosophie

Der Begriff H. wurde im 5. Jh. n.Chr. von Pseudo-Dio-
nysius Areopagita in seinen Schriften „De coelesti hie-
rarchia“ und „De ecclesiastica hierarchia“geprägt (Migne
PG 3, 119–169; 369–586). Wie es die Zusammenset-
zung des Begriffs aus den griechischenWorten für hierós
(„heilig“) und árchein („herrschen“) verrät, bedeutete H.
bei Pseudo-Dionysius „heilige Herrschaft“, im weiteren
Sinne auch „heilige Rangordnung“ oder überhaupt
„Ordnung“ (táxis, ordo). Pseudo-Dionysius hatte sie am
Beispiel der Rangordnungen der Engel und der Ämter
der Kirche dargestellt. Er gewann aufgrund seiner Pseu-
do-Autorität sowie seiner von Proklos inspirierten Mi-
schung von Neoplatonismus, Mystik sowie Christentum
großen Einfluss auf die Philosophie desMittelalters und
der Renaissance. Man hielt ihn lange Zeit für den durch
die Rede des Paulus auf dem Areopag Bekehrten. Schon
im Mittelalter wurde der Begriff H. auf die sozio-politi-
sche Ordnung übertragen, so dass der hierarchia coelestis
und der hierarchia ecclesiastica eine hierarchia civilis zur
Seite trat.
Die Geschichte des Begriffs der H. verläuft im Mittel-

alter parallel zur Historie der Begriffe →„Ordnung“,

→„Amt“ (ordo) und →„Stand“ (status). Mittelalterliche
H.-Lehren sind – meist triadisch angelegte – Stände-
und Ordnungslehren. Ihre Kennzeichen sind die theo-
logische Legitimierung geistlicher und weltlicher Stän-
de, die Zuteilung standesspezifischer Pflichten, Rechte
und Gnaden sowie schließlich die aus der theologischen
Legitimierung entspringende Strenge der Über- und
Unterordnung.
Bereits im Mittelalter, unverkennbar aber durch die

→Reformation, wird der Begriff der H. seiner theologi-
schen Bedeutung entkleidet. Zwar hat selbst Martin Lu-
ther noch eine Form der mittelalterlichen triadischen
Ständelehren tradiert: „tres enim hierarchias ordinavit
Deus contra diabolum, scilicet oeconomiam, politiam
et Ecclesiam“ (WA 39/2: 42). Aber diese Tatsache ist
für die folgende Geschichte des H.-Begriffs nicht ent-
scheidend gewesen, da die Kirchenspaltung auch zur
Spaltung des H.-Begriffs führte. Einerseits wurde er
mehr und mehr exklusiv für die →katholische Kirche
und die Kanonistik. Andererseits benutzen Anhänger
der lutherischen oder reformatorischen Kirchen den

13 Hierarchie 14



H.-Begriff nunmehr als ein antikatholisches Schlagwort:
Es diente, im Rahmen der protestantischen Lehre vom
allg.en Priestertum der Gläubigen, zur abwertenden
Kennzeichnung der Rangordnung innerhalb der rö-
mischen Kirche. Theologisch-politisch wurde der H.-Be-
griff zur Polemik gegen den „Papismus“ und den „rö-
mischen Despotismus“ genutzt. Diese Kritik geht
während der →Aufklärung in die Polemik gegen die
„Priesterherrschaft“ über.
Neben der Reformation haben auch die Entstehung

des modernen Staates und das Aufkommen der bürger-
lichen Gesellschaft den Sinn des H.-Begriffs verändert.
Der moderne weltanschaulich neutrale Staat löste die
für den älteren H.-Begriff wesentliche Verbindung von
Theologie und politischer Ordnungslegitimation auf.
Zwar waren damit weder die politische Theologie noch
die theologische Politik als solche an ein Ende gekom-
men. Seit Thomas Hobbes verschwimmt jedoch die ehe-
malige Bedeutung des H.-Begriffs in den Fragestellun-
gen der Neuzeit, die ihrerseits das Verhältnis des
weltanschaulich neutralen Staates zu den Religionen
und Kirchen ( →Kirche und Staat) sowie die nur noch
als potestas indirecta gewertete politische Macht der Kir-
che betreffen.
Die bürgerliche Gesellschaft wiederum, mit ihrer

Auflösung der ständischen Welt und ihrer Entwicklung
„from status to contract“ (Maine 1931: 141), entzog dem
H.-Begriff ohnehin seine gesellschaftliche Grundlage.
Als Begriff für die Ordnung der gesamten Gesellschaft
begegnet H. nach der Französischen Revolution nur
noch in den nostalgischen Rückblicken der Romantiker
( →Politische Romantik) auf die mittelalterliche und feu-
dale Welt. Liberale hingegen werden seit dem 19. Jh.
nicht müde, den Gegensatz des H.-Begriffs zur Freiheit
der bürgerlichen Gesellschaft hervorzuheben. Nicht zu-
fällig spricht etwa Karl Gutzkow in seiner Polemik ge-
gen den „Athanasius“ von Joseph von Görres von der
„freien Persönlichkeit“, die anstelle von Kirche und Staat
zur „Hauptinstitution der Gesellschaft“ geworden sei
(Gutzkow 1838: 46). Der für die Gesamtgesellschaft
„unzeitgemäß“ gewordene Begriff der H. taucht seit
dem 19. Jh. in der eingeschränkteren Bedeutung auf,
Rangordnungen im militärischen, bürokratischen oder
wirtschaftlichen Bereich zu bezeichnen. Zugl. weitet
sich der Begriff. Er wird zum Instrument einer →Religi-
onssoziologie, welche ihn unterschiedslos auf verschie-
dene Religionen anwendet, oder er avanciert sogar zum
Allerweltswort für die Über- und Unterordnung beliebi-
ger Phänomene: der Wissenschaften, der Werte, der
formalen Grammatiken etc. Eines spezifischen Sinnes
entleert, wird H. von Anarchisten ( →Anarchie, Anar-
chismus) mit →Herrschaft gleichgesetzt. Oft bleibt vom
urspr.en Wortsinn nur das Moment einer strengen
Über- und Unterordnung erhalten, gleichgültig wo sie
sich findet.
Die systematische Problematik des H.-Begriffs wird

heute durch die Frage bestimmt, inwiefern der pyrami-

dale Aufbau von H.en sowie ihre strenge Rangordnung
zur bürgerlichen Gesellschaft und zur Demokratie in
Spannung stehen. Harold Joseph Laski, der Begründer
der Pluralismustheorie ( →Pluralismus), polemisierte ge-
gen H.en im Namen pluralistischer moderner Gesell-
schaften. Und die in den 1960er Jahren erhobene Forde-
rung nach einer →Demokratisierung auch der Kirche,
des Militärs, der Schule und der Bürokratie war offen-
sichtlich gegen die hierarchischen Strukturen solcher
Institutionen und Lebensbereiche gerichtet. Die Demo-
kratie als Staatsform, hieß es, bedürfe der demokrati-
schen Untersysteme, wenn sie lebensfähig sein solle.
Dagegen lässt sich einwenden, dass hierarchische Struk-
turen für solche Institutionen unverzichtbar bleiben, de-
ren spezifische Zielsetzungen durch demokratischeWil-
lensbildung und →Konsens entweder überhaupt nicht
oder nur unzulänglich erreicht werden können. Schon
der Staat selbst wie die Politik allg. bedürfen eines
Schlusses von Debatten und der →Entscheidung; auch
zu Demokratien gehört ein Moment der Über- und Un-
terordnung, das nicht in „government by discussion“
auflösbar ist. Im engeren Sinn hat die Bürokratie die
Aufgabe, durch ihren pyramidalen Aufbau, durch die
Festlegung instanzieller Zuständigkeiten, durch die
Pflicht zur Einhaltung des Dienstweges wie durch die
Sicherstellung einer einheitlichen letztentscheidenden
Spitze die Sicherheit und größtmögliche Richtigkeit der
Leistungen des modernen Staates zu gewährleisten.
Entspr. lassen sich auch für andere Institutionen hierar-
chische Strukturen aus ihren spezifischen Zielsetzungen
rechtfertigen: für die Kirche ob der Vermittlung eines
geoffenbarten, nicht erst diskursiv zu begründenden
Heils; für das Militär um der durch Befehl und Gehor-
sam zu gewährleistenden Sicherheit willen; für die
Schule wegen ihrer auf →Autorität angewiesenen Erzie-
hungsaufgabe; und für die Wirtschaft aufgrund der Effi-
zienzzwänge bei der Hervorbringung allg.en Wohl-
stands. So verstanden, sind H.en nicht einfach Relikte
des Mittelalters oder des →Feudalismus, die der bürger-
lichen Gesellschaft oder der →Demokratie feindlich wä-
ren. Sie können vielmehr als Elemente freier Gesell-
schaften und Verfassungen gelten, welche durch die
Sicherung ihrer je bes.n Ziele die Qualität der Freiheit
und die Rationalität der Politik mitprägen.
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HENNING OTTMANN

II. Soziologie

Während H.n noch im Mittelalter und in der frühen
Neuzeit die zentrale Strukturierungsform der strati-
fizierten Gesellschaften waren, verliert die H. als
Ordnungsprinzip für die heutige Gesellschaft an Bedeu-
tung. Herrscher, die über Befehls- und Anweisungsket-
ten in die verschiedenen Lebensbereiche der Bevölke-
rung hineinregieren können, haben zunehmend an

→Legitimation verloren. Im Gegensatz zu modernen
Gesellschaften sind jedoch →Organisationen – →Unter-
nehmen, →Verwaltungen, Armeen, →Polizeien, Gefäng-
nisse, Schulen und mit Abstrichen auch Parteien und
Vereine – i.d.R. noch immer über H.n strukturiert.
Theoretisch könnte die Ausbildung von Führung in

Organisationen dem freien Spiel der Kräfte überlassen
werden. Die Rangordnung in einer Organisation könnte
bei jeder →Entscheidung immer wieder neu ausgehan-
delt werden. Das bes. Merkmal vonH.– und damit auch
die Abgrenzung von Führung im Allgemeinen – ist,
dass die Führung zeitlich, sozial und sachlich eindeutig
bestimmt wird. In Organisationen hingegen werden H.
n zeitlich unbegrenzt eingerichtet. Es mögen Modelle
von zeitlich begrenzter Vertretung von Vorgesetzten,
von Interims-Management oder auch zeitlich befriste-
ten Führungsaufgaben existieren, aber die Regel ist,
dass jedes Mitglied in der Organisation davon ausgehen
kann, dass der Hierarch von heute auch noch der Hie-
rarch von morgen ist. Die H. legt darüber hinaus ein-
deutig fest, wer wem in der Organisation unterstellt ist.
Ein hierarchisch aufgebautes Organigramm reguliert die
maßgeblichen sozialen Beziehungen in der Orga-
nisation und trägt so dazu bei, das Verhalten der
einzelnen Organisationsmitglieder zu koordinieren.
Weiterhin werden durch die H. die sachlichen Zustän-
digkeiten in der Organisation verteilt. Und zwar nicht
nur horizontal zwischen den Abteilungen auf der glei-
chen Ebene, sondern auch vertikal zwischen den einzel-
nen H.-Stufen. Dabei bleibt aber die prinzipielle Mög-
lichkeit erhalten, dass jedes Thema von unten nach oben
gezogen werden kann.
Die H. in Organisationen wird dadurch stabilisiert,

dass ihre Akzeptanz zur Mitgliedschaftsbedingung ge-
macht wird. Wenn man in eine Organisation eintritt
und dort bleiben möchte, dann muss man die Anwei-
sungen seines Vorgesetzten akzeptieren. Die Akzeptanz
der H. als Mitgliedschaftsbedingung hat einen wichti-
gen Effekt: Der Vorgesetzte kann bei Entscheidungen
in letzter Konsequenz auf die persönliche Achtung sei-
ner Untergebenen verzichten. Durch die Bindung aller

Mitglieder an die hierarchische Anordnung von Wei-
sungsgebern und Weisungsempfängern ist es möglich,
mit vergleichsweise geringen Verhandlungskosten ver-
hältnismäßig schnell relativ eindeutige Entscheidungen
herzustellen: Die Verhandlungskosten werden dadurch
niedrig gehalten, dass man sich durch die hierarchische
Organisationsstruktur kostenintensive Aushandlungs-
prozesse spart. Die H. befreit die Beteiligten von der
Notwendigkeit, bei der Lösung eines Problems aufwän-
dige Auseinandersetzungen wegen unklarer Verhältnis-
se führen zu müssen. Der Entscheidungsprozess wird
dadurch beschleunigt, dass die Vorgesetzten ihre Mit-
arbeiter dazu nötigen können, die eigenen Selektionen
sofort zu übernehmen und dabei den Zeitvorstellungen
des →Managements zu folgen. Weisungsempfänger ha-
ben in einer H. formal keine Möglichkeit, Zeitvorstel-
lungen des Managements zurückzuweisen.
Die zentrale Rolle von H.n in Organisationen hat

die Entstehung von heroischen Managementansätzen
befördert, in denen der Erfolg oder Misserfolg einer
Organisation als Ergebnis des Handelns einzelner Füh-
rungskräfte präsentiert wird. Letztlich erscheint die Or-
ganisation als eine durch die Spitze geschickt geführte
H. Das „eigene“ Unternehmen, die „eigene“ Verwaltung
oder die „eigene“Armee erscheint als „(Gesamtkunst-)
Werk“des Managements, das letztlich nur das „Ergebnis
des Gestaltungswillens des Managements“ ist (Neuber-
ger 1994: 46).
Aber die Realität von H.n sieht anders aus, als uns

diese heldenhaften Vorstellungen von Führungskräften
in Organisationsbeschreibungen glauben machen wol-
len. Die im Organigramm dargestellte Hierarchie spie-
gelt selten die tatsächlichen Machtverhältnisse wider,
denn: Hierarisch „ganz unten“ angesiedelte „einfache
Mitarbeiter“ gestalten entscheidende Außenkontakte,
sie verfügen über das so dringend benötigte Experten-
wissen, und sie kontrollieren die so wichtigen informel-
len Kommunikationswege. Häufig fallen die einer Per-
son formal zugewiesene Befehlskompetenz und ihr
faktischer Einfluss auf Entscheidungen in einem Unter-
nehmen, einem Krankenhaus, einer Verwaltung oder
einer Universität weit auseinander.
Nicht zuletzt diese Beobachtungen haben dazu ge-

führt, dass bes. in der Managementliteratur eine „Krise
der H.“ oder eine „H.-Sackgasse“ konstatiert oder gar ein
„Ende der H.“ ausgerufen wurde. Die Verstetigung von
Führung in H.n sei bei unruhigen, instabilen Umwelten
– so der Tenor – kontraproduktiv. Deswegen müssten
hierarchische Stufen in Organisationen drastisch redu-
ziert oder besser noch ganz abgeschafft werden. Effekt
dieses Abbaus von H.n – das zeigen organisa-
tionswissenschaftliche Studien – ist jedoch eine zuneh-
mende Politisierung der Entscheidungsprozesse in Or-
ganisationen. Der Abbau von H.n führt nicht zu einer
Abnahme, sondern zu einer erheblichen Zunahme von
Machtkämpfen.
Statt ein „Ende der H.“ auszurufen oder – genau ent-
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gegengesetzt – ein „Loblied auf die H.“ ( Jacques 1990)
anzustimmen, konzentriert sich die Soziologie darauf,
herauszuarbeiten, dass H.n sowohl Untergebenen als
auch Vorgesetzten jeweils Einflussmöglichkeiten über-
einander verschaffen. H.n schaffen Möglichkeiten dafür
– so die gegen die Erstwahrnehmung gerichtete Er-
kenntnis der Soziologie –, dass →Macht sowohl von
oben nach unten als auch von unten nach oben ausgeübt
werden kann. Dies führt zu dem Effekt, dass man in
Organisationen häufig den Eindruck hat, dass nicht
nur eine „Überwachung von Untergebenen“ existiert,
sondern auch eine mehr oder minder effiziente „Unter-
wachung“ (Luhmann 2016: 90) von Vorgesetzten.
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Hinduismus

H. (von Persisch hindu/Sanskrit sindhu, „ein am Indus-
Fluss Lebender“, urspr. nur ein geographischer Begriff ),
ist ein um 1830 in die englische Sprache (hindooism) ein-
geführter Begriff für diejenigen religiösen Gemeinschaf-
ten und Glaubenslehren, die
a) v.a. in Indien und Nepal verbreitet sind;
b) deren Gesellschaft durch bes. Abstammungs- und
Heiratsvorschriften sowie Reinheits- und Kommensa-
litätsregeln geprägt ist;

c) bei denen vedisch-brahmanische Anschauungen,
Werte und →Rituale vorherrschen;

d) die mindestens eine Erscheinungsform von Shiva,
Vishnu, Devī, Rāma, Krishna bzw. Ganesha als Gott
bzw. göttliche Kraft verehren oder zumindest nicht
explizit ablehnen; und

e) die die Fähigkeit, mehreren Glaubenslehren oder re-
ligiösen Praktiken folgen zu können, als →Habitus
ausgeprägt haben. Nach →Christentum und →Islam
ist der H. die drittgrößte Weltreligion.
Bes. verbreitete Texte, meist in Sanskrit verfasst, sind

die vedischen Sammlungen, namentlich der Rigveda,
die Upanishaden, die Bhagavadgita und mythologische
(Puranas) sowie tantrische Texte. Daneben hat der H.
ein umfangreiches Schrifttum hervorgebracht, das u. a.
Rechtstexte (Dharmashāstra), Philosophien, einhei-

mische Wissenschaften und Erzählungsliteratur um-
fasst. Die religiösen Texte des H. werden oft in geoffen-
barte „gehörte“ (shruti) und von Menschen „erinnerte“
(smriti) Texte aufgeteilt. Zur ersten Kategorie gehören
der Veda und die Upanishaden, zur zweiten die meisten
anderen Texte.

1. Geschichte
Der H. hat seine Wurzeln in der vedischen (alt-
indischen) →Religion, die sich ca. 1750 bis 500 v.Chr.
unter den nach →Südasien einwandernden Indo-Ariern
formierte. Ab ca. 300–200 v.Chr. entstanden jedoch völ-
lig neue Vorstellungen und Praktiken. Dazu zählen etwa
die Lehren von einem übermächtigen Schöpfergott, der
Tatvergeltung (karma [alle nachfolgenden fremdsprach-
lichen Begriffe entstammen dem Sanskrit]), der zykli-
schen Zerstörung der Welt (samsāra), der Erlösung (zu
Lebzeiten) (moksha, nirvāna) und der Welt als Illusion
(māyā). Auch das Kastensystem, die Witwenverbren-
nung, die Verehrung (pūjā) der Götter in Götterbildern
und festen Tempeln, Yoga, Wallfahrten, Vegetarismus
und die Heiligkeit des Rindes finden sich noch nicht in
der vedischen Religion.
Im vorklassischen H. (ca. 200 v.Chr. bis 300 n.Chr.)

kamen asketische Reformbewegungen auf, v. a. der

→Buddhismus und Jainismus, die den exklusiven
Charakter des Opferrituals in Frage stellten und indivi-
duelle Erlösungslehren bestärkten. Zugl. setzte eine
Entwicklung ein, bei der die Brahmanen lokale Gott-
heiten zu Erscheinungsformen einer Hochgottheit er-
klärten, wodurch sich das hinduistische Pantheon mit
seinen zahlreichen Göttern und deren Erscheinungsfor-
men bildete.
In der späten Gupta-Zeit (320 bis ca. 550 n.Chr.) ent-

standen die ersten Tempel, die als sakrale Paläste, in de-
nen die →Priester als Diener die Götter wie hochgestell-
te Gäste behandeln und bewirten, das feudalistische
Herrschaftssystem ( →Feudalismus) widerspiegeln. In
der Spätzeit des klassischen H. (ca. 650–1100 n.Chr.)
zerfielen die nordindischen Großreiche in regionale
kleinere Königtümer. Die wenigen Großkönige (mahā-
rāja) bauten Reichstempel als Wallfahrtszentren, um
sich als Bewahrer der religiösen Ordnung (dharma) zu
zeigen. Mit der Segmentierung der Macht ging eine
Stärkung der regionalen und lokalen →Kulte einher.
Ländliche devotionale Bewegungen und vereinzelt anti-
brahmanische Stifterreligionen kamen auf. Dazu trug
etwa der südindische Reformer Shankara (zwischen
650 und 800, traditionell 788–820) bei, der einen radi-
kalen Monismus gegen brahmanischen Ritualismus
und Buddhismus vertrat (Vedānta). Hinduistische Rich-
tungen wie Shivaismus, Vishuismus, Bhakti und der
sog.e Tantrismus reiften heran.
Zwischen etwa 1100 bis 1850 n.Chr. beeinflusste der

Islam die höfischen Künste (Musik, Tanz, Malerei, Ar-
chitektur), die Verwaltungs- und Handelsstrukturen so-
wie einzelne asketische Gefolgschaften, die von charis-
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matischen Gestalten ( →Charisma), Dichterheiligen oder
militanten Führern gestiftet wurden, darunter Caitanya
(1486–1533), Dādū (1544–1660) oder Rāmdās (1608–
81). Der Islam brachte nicht nur Verfolgungen und Zer-
störungen, sondern auch neue synkretistische Religio-
nen: Kabīr (1440–1518) setzte Allah mit Rāma gleich,
und Nānak (1469–1539) begründete den Sikhismus,
eine Religion mit vielen islamischen und hinduistischen
Einflüssen.
Der in der britischen Kolonialzeit entstandene Neo-

hinduismus ist durch einen christlich-hinduistischen
Synkretismus geprägt ( →Interreligiöser Dialog). Seine
prominentesten Vertreter sind etwa Raja Ram Mohan
Roy, Swami Vivekananda oder Mahatma Gandhi. Da-
durch wandelte sich der H. vielfach zu einem ethischen
Reformhinduismus, der Witwenverbrennung, Kasten-
wesen, Kinderheirat etc. verurteilte, teilweise aber auch
einen betont vedischen, von angeblich schädlichen west-
lichen und islamischen Einflüssen gereinigten H. pro-
pagierte.
Mit der Unabhängigkeit Indiens am 15.8.1947 kamen

u. a. die rechtliche →Säkularisierung der Indischen Uni-
on und schrittweise neue Medien (Radio, Kino, Fernse-
hen, Video, Internet), die zu einer Uniformierung
( →Globalisierung), Politisierung und Radikalisierung
des H. führten. Dieser sich zu Beginn des 21. Jh. stark
verbreitende Hindu-Nationalismus verstärkte mit sei-
nem Alleinanspruch und seiner Betonung eines Hindu-
reichs (hindurāshthra) und Hindutum (hindutva) lange
bestehende Spannungen zwischen Islam und Christen-
tum. Der politische H. hat sich auch in Parteien (Bhara-
tiya Janata Party) und teilweise paramilitärischen Orga-
nisationen (Rasthriya Svayamsevak Sangha oder Shiv
Sena) organisiert.

2. Glaubensrichtungen
Nach einem Urteil des indischen Supreme Courts be-
ansprucht der H. weder nur einen Gott noch einen Pro-
pheten, beruht nicht auf einem einzigen Glaubenssys-
tem und folgt nicht einheitlichen Riten. Er erfülle
daher nicht die üblichen Kriterien einer Religion und
sei mehr eine Lebensform. In der Tat hat der H. keinen
Stifter, kein Oberhaupt, keine „kirchliche Ordnung“ und
kein für alle Hindus verbindliches heiliges Buch. Daher
kann man ihn als polytheistisch und monotheistisch,
theistisch und agnostisch bzw. atheistisch bezeichnen.
Stattdessen findet sich eine Vielzahl von Religionsfor-
men; die wichtigsten sind:

a) Klassischer, brahmanischer Sanskrit-H.: eine poly-
theistische, ritualistische, über nahezu ganz Südasien
verbreitete brahmanische Priesterreligion mit einem
Schwerpunkt auf großfamiliären Haus- und Opfer-
ritualen und einer Berufung auf den Veda als Autorität.

b) Volksreligionen der Regionen und sozialen Ge-
meinschaften (Subkaste, Kaste, Stamm): polytheistische,
teilweise animistische Religionen mit einem Schwer-
punkt auf lokal begrenzten, gemeinschaftlichen, kasten-

übergreifenden Feiern bzw. Verehrungsformen und ora-
len, volkssprachlichen Texten, eigenen Priestern,
Göttern und Festen.

c) Gestiftete Religionen: meist asketische, oft anti-
brahmanische Erlösungsreligionen mit monastischen
Gemeinschaften und Basistexten der Stifter. Dazu ge-
hören:
– Sektenreligionen (vishnuitische: Shrīvaishnava,

Pancarātra, Rāmānandīs, Nāgas u. a.; shivaitische: Da-
shanāmī, Nātha, Aghorī u. a.);
– synkretistische Stifterreligionen: hindu-musli-

mische (Sikhismus, Kabīrpanthīs), hindu-buddhistische
(Nepal) oder hindu-christliche Mischreligionen wie der
(ethische) Neohinduismus oder hinduistisch beeinfluß-
te Religionsformen des Christentums (Dalittheologie);
– missionierende Stifterreligionen, „Guruismus“: in

Indien entstandene, aber auch im Westen verbreitete,
von charismatischen Personen (Gurus, Charisma) be-
gründeteReligionsgruppierungen (Krishnamurti, Trans-
zendentale Meditation, Sai Baba, Rajneesh u. a.) mit
überwiegend englischen esoterischen Schriften ( →Esote-
rik) der Gurus.
Diese Aufteilungen spiegeln sich in verschiedenen

Klassifizierungen des H. wider, etwa in derjenigen zwi-
schen der einen großen gesamtindischen und den vielen
kleinen lokalen →Traditionen. Aus den Wechselbezie-
hungen ergeben sich etliche kulturelle Prozesse und Dy-
namiken der Angleichung und Abgrenzung. So hat der
Indologe Paul Hacker die hinduistische Neigung, eine
zentrale Vorstellung einer fremden religiösen Gruppe
für identisch mit einer zentralen Vorstellung der eige-
nen Gruppe zu deklarieren und dadurch das Fremde
mit dem Eigenen zu identifizieren, als Inklusivismus
bezeichnet. Die Tendenz zu solchen Identifikationen
ist vermutlich auf die Praxis vedischer Opferidentifika-
tionen und -äquivalenzen zurückzuführen. Eine Folge
dieses identifikatorischen Habitus ist z.B. die weitver-
beitete Sanskritisierung, bei der eine urspr. nicht-hin-
duistische Gottheit einen Sanskritnamen erhält und
von brahmanischen Priestern versorgt wird oder brah-
manische Werte (z.B. Vegetarismus, Kuhverehrung)
von nicht-brahmanischen Gruppen angenommen wer-
den. Bezeichnend für den H. ist aber v. a., dass Hindus
mehreren dieser Religionsformen „angehören“ können,
etwa indem sie die häuslichen Rituale nach dem klassi-
schen Sanskrit-H. praktizieren, aber auch volksreligiöse
Gottheiten verehren und Meditationen nach einer Stif-
terreligion betreiben.
Weiterhin wird der H. nach Textgruppen (Vedismus,

Brahmanismus, epischer H.) oder theistisch nach Göt-
tern eingeteilt. Die bedeutsamsten hinduistischen Be-
wegungen, Richtungen und Systeme sind:

a) Der Shivaismus, bei dem eine Identität mit Shiva
rituell oder meditativ im Mittelpunkt steht. Er teilt sich
in asketische Gruppierungen wie die Aghorīs, die ver-
mutlich auf Shankara zurückgehenden Dashanāmīs
oder die yogisch-tantrischen Nātha-Yogīs und in Laien-
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bewegungen auf, zu denen etwa das System des Shaiva-
siddhānta oder die Kultgemeinschaft der Lingāyats ge-
hören. Daneben gibt es einen volksreligiösen Shivais-
mus, der überwiegend auf der Mythologie der Purānas
beruht.

b) Im tantrischen Shivaismus (Tantrismus) wird Shi-
va zusammen mit seiner weiblichen Energie (shakti) ver-
ehrt, oder er tritt wie im kaschmirischen Shivaismus als
Gott Bhairava bzw. untergeordneter Begleiter der Göttin
Shakti auf. Von Shāktismus ist die Rede bei der Ver-
ehrung von Göttinnen als shakti (Shrīvidyā, Kaula u. a.),
wobei das Weibliche als eine allumfassende Göttin
(Devī, Durgā, Kālī u. a.), die beschwichtigt werden
muss, betont wird.

c) Der Vishnuismus wird oft in vier Traditionen (sam-
pradāya) aufgeteilt, die der devotionalen Bhakti-Reli-
gionsform nahestehen: Shrī-Sampradāya mit dem
Shrīvaishnava-System und Rāmānuja (1056–1137) mit
seinem modifizierten Monismus (Vishishtādvaita); der
dualistische Brahmā-Sampradāya mit Madhva (1199–
1278) und seinem Dvaita-Vedānta, wonach sich Gott
und die Einzelseelen als Realitäten gegenüberstehen,
aber nur Vishnu autonom ist; der Sanaka-Sampradāya
sowie die Nimāvatsekte, begründet von Nimbārka alias
Nimbāditya (12. Jh.), der im System des Dvaitādvaita
Monismus und Dualismus vereinte; der Rudra-Sam-
pradāya, begründet von Vishnusvāmī (13. Jh.) der einen
extremen Monismus (Shuddhādvaita) vertrat. Die

→Sekte der Rāmānandīs, die im 15. Jh. von Rāmānanda
gegründet worden sein soll, verehrt vorrangig den he-
roischen Gott Rāma, eine Erscheinungsform Vishnus.

d) Der Smārta-H. stellt die Verehrung von Shiva,
Vishnu, Ganesha, der Sonne (Sūrya) und Skanda oder
anderen Gottheiten in den Vordergrund. Er gilt als or-
thodox, d.h. am Veda ausgerichtet und oft vedantischen
Lehrsystemen verbunden. Die Rituale folgen dem Prin-
zip der Gewaltlosigkeit (ahimsā), so dass sich etwa Tier-
opfer oder Alkohol als Gaben verbieten.

e) Verschiedene devotionale Bhakti-Gemeinschaften
stellen Krishna und seine Liebe zu der Kuhhirtin Rādhā
in denMittelpunkt, darunter der Vārkarī Panth („Pilger-
pfad“) mit dem Gott (Krishna-)Vithoba und viele Dich-
terheilige ( Jnāneshvara, Nāmdev, Tukarām, Janābāi,
Eknāth u. a.); die Vallabhacārīs mit ihrem Stifter Vallab-
ha (1479–1531), die Krishna als Knaben (Bālagopāla
oder Bālakrishna) verehren, und die Gaudīyas oder ben-
galischen Vaishnavas, unter denen Jayadeva (12. Jh.) mit
seinem einflußreichen Gītagovinda-Gedicht, Caitanya
(1485–1533) und die Gosvāmī-Sekte herausragen.
In den orthodoxen Lehrtraditionen des klassischen

H. haben sich sechs religiös-philosophische Systeme
bzw. Schulen herausgebildet, die mitunter paarweise ge-
ordnet werden: die Naturphilosophie des Vaisheshika
und der auf Logik bauende Nyāya; das dualistische, er-
kenntnistheoretische System des Sāmkhya und der auf
körperliche und geistige Selbstkontrolle bezogene Yoga;
sowie das ritualistische und Veda-exegetische Mī-

māmsā-System und der verbreitete monistisch-meta-
physische Vedānta.
Die Glaubens- und Lehrsysteme des H. sind nicht ho-

mogen, beruhen aber auf einigen gemeinsamen Merk-
malen:

a) Autorität des Veda: Die Veden gelten als geoffen-
bartes Wissen, dem eine hohe Autorität v. a. in brahma-
nischen Kreisen zukommt.

b)Heilswege: Erlösung, Selbstbefreiung oder Gottes-
gnade ist möglich durch verschiedene Heilswege
(mārga): gute Taten und das Opfer (karmamārga), rechte
Erkenntnis oder rechtes Wissen (jñānamārga), Gottes-
liebe bzw. Mystik (bhaktimārga) oder auch durch hel-
denhafte Taten (vīryamārga). Die verschiedenen Heils-
wege teilen sich auch auf vier klassische Lebensziele
(purushārthas) auf: kāma (sinnliches Vergnügen, sexuel-
le Lust), artha (Erwerb von Reichtum), moksha (indivi-
duelle Befreiung) und dharma.

c) →Ethik: Von wenigen universalen Verboten wie In-
zest oder Mord abgesehen, gibt es keine für alle Hindus
verbindliche Heils- und Verhaltensnorm. Stattdessen
richten sich die jeweiligen ethischen und sittlichen Le-
bensnormen (dharma) nach Kaste bzw. Herkunft oder
Geschlecht (jātidharma, strīdharma), aber auch nach Le-
bensstufen, Alter und →Stand (varnāshramadharma)
und Region (deshadharma). Ein einheitlicher, universel-
ler dharma, Sanātana Dharma genannt, kam erst im
Neohinduismus und in Abgrenzung zum relativen
Dharma (svadharma) auf.

d) Polyvalenter Theismus: Götter haben meist mehre-
re, teilweise sehr viele (108, 1008) Namen und können
sich in anthropo- oder theriomorpher Form oder als
Steine oder Pflanzen manifestieren. Dadurch kommt es
zu einer Koexistenz von poly-, mono- und pantheisti-
schen Konzepten sowie zur Bildung von Göttergruppen,
z.B. Neun Durgās (Navadurgā) oder Acht Mütter (Ast-
hamātrika). Die große Zahl der Götter, traditionell 33
Mio., lässt sich durch Hauptgötter und verschiedene
Klassifizierungen reduzieren. Die bekanntesten sind
die hinduistische Dreiergruppe (trimūrti) von Shiva,
Vishnu und Brahma und die zehn Erscheinungsformen
(avatāra) Vishnus: Matsya (Fisch), Kūrma (Schildkröte),
Varāha (Eber), Narasimha (Mann-Löwe), Vāmana
(Zwerg), Parashurāma, Rāma, Krishna, Buddha und –
zukünftig – Kalki (Vishnu als weißes Pferd am Ende
des gegenwärtigen Weltalterzyklus).

e) Eigenschaftslosigkeit des Göttlichen: Trotz seiner
vielfältigen Erscheinungsformen ist das Absolute
(ātman, brahman, purusha etc.) im Grunde eigenschafts-
los (nirguna). Die wahrnehmbaren und temporären Ei-
genschaften eines Gottes gelten dann als Illusion (māyā)
oder Hilfsmittel. Die wahre, merkmallose Natur des
Göttlichen oder der Gottheit ist daher nur dem Begna-
deten, Eingeweihten oder Erlösten erkenn-, erfahr- und
(ein)sehbar.

f ) Das Göttliche als Kraft: Das Göttliche wird nicht
selten als heilige Macht oder feinstofflich bzw. substanz-
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haft gedachte Kraft empfunden und ausgedrückt (brah-
man, shakti, tapas), die in Göttern, lebendenWesen, Ob-
jekten, Zahlen, heiligen Sprüchen (mantra) u. a. enthal-
ten, erworben, angehäuft und weitergegeben werden
kann, was zu religiösem Verdienst (punya) führt.

g) Identität zwischen Gott und Mensch: Aufgrund
einer prinzipiellen Identität zwischen Individualseele
(ātman) und Höchstem oder Weltseele (brahman) kann
– z.B. durch Askese oder Meditation – die höchste
Macht auch von Menschen erworben werden. Dies
drückt sich u. a. in dem asketischen Bestreben der
Selbstvergottung (Max Weber) bzw. der Vorstellung
von der Erlösung zu Lebzeiten (moksha) aus.

h) Zyklizität und Inaktivität: Das Höchste kann sich
nur bedingt in Raum und Zeit entfalten. Dadurch
herrscht ein Heilsideal der Inaktivität vor. Welt, Natur
und Materie (prakriti) gelten als nur bedingt erlösend;
hingegen wird wie im Sāmkha-System die mitunter als
reines Licht konzipierte völlige Ruhe mit dem Heil
identifiziert. Die Weltentfaltung wird oft durch einen
Wechsel von Aktivität bzw. Schöpfung und Inaktivität
bzw. Zerstörung (samsāra) bzw. als Spiel (līlā) eines Got-
tes erklärt.

i) Tatvergeltungskausalität: Die Tat (karma) führt im
Allgemeinen zur Wiedergeburt und damit zu neuem
Leid. Das Heilsideal der Inaktivität begünstigt in be-
stimmten Kreisen quietistische, mystische und welt-
flüchtige Lebensformen.

3. Hinduistische Gesellschaft
Das religiöse Spezialistentum besteht aus Brahmanen,
bes. Haus- (purohita) und Tempelpriestern (pūjārī) so-
wie Pilger- und Totenpriestern, und vielen nicht-brah-
manischen Priestern, Astrologen und Heilern. In der
religiösen Praxis ragen auch geistliche und weltliche
Lehrer (ācārya, guru, pandita) sowie spirituelle Meister
oder Asketen (samnyāsin, sādhu, yogī, svāmī etc.) heraus.
Die stärkste Auswirkung des H. auf die indische Ge-

sellschaft liegt in der Kastenorganisation sowie in den
damit verbundenen Kategorien von →Hierarchie und
Reinheit, die sich bes. im sozialen Kontakt zeigen. Da-
bei gelten viele Veränderungen als verunreinigend: le-
benszyklische Übergänge (samskāra), vornehmlich Ge-
burt und Tod, Körperausscheidungen, Zeiten- und
Ortswechsel oder bestimmte Sternkonstellationen. Als
Reinigungsmittel sind Wasser (am besten Gangeswas-
ser), Feuer, heilige Sprüche (mantra), Kuhprodukte, be-
stimmte Pflanzen (z.B. Basilienkraut und Kusha-Gras)
und Gebete oder Pilgerfahrten hoch angesehen.
Verbreitet ist ein brahmanisch-ideologisches Modell,

nach der die Gesellschaft in vier →Stände (varna) hierar-
chisiert ist (varnāshrama): 1. Brahmanen (Priester, Geis-
tesadel): der Lehrstand; 2. Kshatriyas (Ritter, Krieger,
Aristokratie): der Wehrstand; 3. Vaishyas (Händler,
Bauern): der Nährstand; sowie 4. Shūdras (Hörige und
Gemeine), unter denen die sog.en Unberührbaren oder
Parias bzw. Dalits stehen. In der sozialen Schichtung

sind aber kleinere soziale Gruppen und genealogische
Abstammungskriterien bedeutsamer als das Varna-
modell.
Die hinduistische Gesellschaft ist zudem durch ein

hierarchisches System von Gaben (dāna), eine bisweilen
untergeordnete Stellung der Frau, gemeinschaftliche
oder auf individuellen Gelübden (vrata) beruhende
Feste und Pilgerfahrten sowie große öffentliche und vie-
le familiäre Rituale gekennzeichnet.
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Hirnforschung

H. bedeutet streng genommen Forschung am Gehirn.
Nun hat man aber schon sehr früh erkannt, dass man
das Gehirn nicht isoliert für sich betrachten kann, son-
dern auch das Rückenmark und das periphere Nerven-
system einbeziehen muss. Gehirn und Rückenmark bil-
den zusammen das zentrale Nervensystem. Zentrales
und peripheres Nervensystemwerden unter dem Begriff
Nervensystem zusammengefasst und sind so Gegen-
stand der Neurowissenschaften. In diesem Artikel wer-
den die Fragen der H. in den weiteren Kontext der Neu-
rowissenschaften eingeordnet.
Die Neurowissenschaften untersuchen Struktur und

Funktion des Nervensystems. Sie setzen dafür eine Viel-
falt von Methoden ein, deren Zahl im Laufe der Zeit
immer weiter vermehrt wurde. Die Methoden reichen
von der Morphologie über die Physiologie und Bioche-
mie bis zur Molekularbiologie, den modernen bild-
gebenden Verfahren und zur Neuroinformatik. Dabei
wird das gegebene System nicht nur beobachtet und
analysiert, sondern durch experimentelle Eingriffe,
insb. an Versuchstieren, auch verändert. Die Erkenntnis-
se der Neurowissenschaften werden in vielfacher Weise
genutzt für medizinische Diagnostik und Therapie.

1. Hundert Jahre Forschung am Nervensystem
Die moderne Forschung in den Neurowissenschaften
beginnt mit der Wende vom 19. zum 20. Jh. Im Jahre
1906 erhielten Santiago Ramón y Cajal und Camillo
Golgi den Nobelpreis für ihre Untersuchungen zur zel-
lulären und intrazellulären Struktur des Nervensystems.
Diese Untersuchungen waren zunächst rein anatomisch.
Darüber hinaus identifizierte S. Ramóny Cajal die Neu-
rone als funktionelle Einheiten, die mit anderen Neuro-
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nen über Synapsen in Verbindung stehen. Er versuchte
erstmals, lokale neuronale Netzwerke zu beschreiben.
In der zweiten Hälfte des 19. Jh. und zu Beginn des

20. Jh. wurde entdeckt, dass die Neurone Aktionspoten-
tiale generieren und über ihre Axone fortleiten. 1952
veröffentlichten Alan Lloyd Hodgkin und Andrew Fiel-
ding Huxley ihr Schaltkreismodell, das die Generierung
von Aktionspotentialen in Nerven als Funktion von
Strom und Spannung beschreibt. Damit war der Anstoß
gegeben, Theorien neuronaler Netze zu entwickeln.
Diese Theorien nutzten auch die um 1949 formulierte
Regel von Donald Hebb, wonach Neurone, die über Sy-
napsen miteinander verbunden sind und gleichzeitig
feuern, diese Verbindungen verstärken. Diese Regel
wurde zu einer wichtigen Grundlage, um den Lernpro-
zess auf der neuronalen Ebene verständlich zu machen.
John Eccles kam durch intrazelluläre Ableitung von ein-
zelnen Neuronen mit Mikroelektroden zu dem Ergeb-
nis, dass die Übertragung des Signals an der Synapse
nicht elektrisch, sondern chemisch mit Hilfe von Neuro-
transmittern erfolgt. Für diese Leistung erhielt er 1963
den Nobelpreis zusammen mit A. L. Hodgkin und A. F.
Huxley.
Weitere wichtige Erkenntnisse verdanken wir der Bio-

chemie und der Molekularbiologie. Die Untersuchung
von Patienten mit Läsionen im Gehirn (Neuropatho-
logie) ist ebenfalls eine wichtige Quelle von Erkenntnis-
sen über die Funktionsweise des Gehirns. So wurde z.B.
die motorische Sprachregion, das Broca-Zentrum, und
die Region für das Sprachverstehen, das Wernicke-Zen-
trum, entdeckt.
Fasst man alle diese Erkenntnisse zusammen, dann

könnte man das Gehirn beschreiben als ein riesiges
Netzwerk, das aus 1011, also 100 Mrd. Neuronen be-
steht, wobei jedes dieser 100 Mrd. Neurone im Durch-
schnitt 104, also 10 000 Synapsen erhält. Jede Region
ist nahezu mit allen anderen Regionen des Gehirns
durch Vorwärts- und Rückwärtsschleifen verbunden.
Es gibt zwar Regionen, die für bestimmte Funktionen
absolut notwendig sind. Aber auch sie sind in den Ge-
samtverband eingebettet und üben ihre Funktion nur
im Kontext mit dem gesamten Netzwerk aus. Das Ge-
hirn ist zudem nicht fest verdrahtet wie ein Computer,
sondern plastisch. Es kann lernen und sich in hohem
Maße wechselnden Bedingungen anpassen. Dabei än-
dert sich auch die Mikrostruktur des Gehirns. Das Ge-
hirn benutzt weitgehend die Strategie der parallelen
Informationsverarbeitung, während die Computer die

→Informationen immer noch vorwiegend seriell pro-
zessieren.

2. Aktuelle Möglichkeiten
Wollte man die Erfolge und Möglichkeiten der H. an-
gemessen darstellen, dann müsste man zumindest auf
folgende Bereiche genauer eingehen: Die Grundlagen-
forschung der Neurobiologie; die Anwendung dieser
Erkenntnisse in der Entwicklung spezifischer Medika-

mente zur Therapie neuronaler und psychischer Erkran-
kungen; gezielte instrumentelle Eingriffe in das Gehirn
wie etwa die Stimulation mit Mikroelektroden im Ge-
hirn von Parkinson-Patienten, welche in vielen Fällen
zu einer erheblichen Linderung der Krankheitssympto-
me führt; nicht zu vergessen die Neuroinformatik, die
versucht, mit Modellen der Informationsverarbeitung
nachzubilden, was im neuronalen Netzwerk des Ge-
hirns geschieht.
Hier sollen nur die modernen bildgebenden Verfahren

näher erläutert werden, da diese für Forschung und The-
rapie eine Schlüsselbedeutung haben. Die Verfahren
heißen bildgebend, weil sie die Aktivitäten im Gehirn
bildlich darstellen. Die Verfahren sind direkt, wenn die
Aktivität von Einzelzellen oder Gruppen von Zellen ab-
geleitet oder dieMagnetfelder gemessen werden, welche
durch die Aktivität der Neurone entstehen. Zu dieser
Gruppe von Darstellungsmöglichkeiten gehören die
Elektroenzephalographie (EEG) und die Magnetenze-
phalographie (MEG). Die EEG ist die am häufigsten ge-
nutzte Methode. Mit ihr werden Hirnströme mit einer
hohen zeitlichen Auflösung von einigen Millisekunden
gemessen. Die räumliche Auflösung ist jedoch relativ
schlecht. Mit der MEG werden schwache Magnetfelder
gemessen, die durch elektrische Ladungsverschiebun-
gen in der Hirnrinde entstehen.
Die bildgebenden Verfahren sind indirekt, wenn die

Aktivitäten der Nervenzellen Stoffwechseländerungen
hervorrufen, die dann registriert werden. Bei der Posi-
tronen-Emissions-Tomographie wird die Strahlung
einer radioaktiv markierten Substanz gemessen, die zu-
vor in die Blutbahn eingespritzt worden ist. Wenn in
einem bestimmten Hirngebiet die Neurone aktiv sind,
wird dieses Gebiet stärker durchblutet. Dadurch wird
die Konzentration der radioaktiven Substanzen in die-
sem Gebiet erhöht. Die radioaktiven Substanzen emit-
tieren Positronen, die mit Elektronen interagieren. Da-
durch werden Photonen erzeugt, die von speziellen
Detektoren gemessen werden. Bei der Magnetresonanz-
tomographie (MRT) wird ein starkes Magnetfeld er-
zeugt, das mit dem Spin der Atomkerne im Organismus
wechselwirkt. Mit diesem Verfahren kann man virtuelle
Schnitte durch das Gehirn legen und diese wieder zu
einer dreidimensionalen Rekonstruktion zusammenfü-
gen. Die Darstellungsparameter kann man so ver-
ändern, dass die weiße Substanz, d.h. die Faserbahnen,
oder die graue Substanz des Gehirns, d. h. die Neurone
der Hirnrinde und der tiefer gelegenen Kerngebiete,
hervorgehoben wird. Mit den heutigen Maschinen las-
sen sich räumliche Auflösungen erreichen, die anatomi-
schen Schnitten sehr nahe kommen.
Eine für die H. bes. wichtige Variante der MRT ist die

funktionelle Magnetresononanz-Tomographie (fMRT).
Mit ihr wird der Anstieg des lokalen Sauerstoff-Ver-
brauchs im Gehirn gemessen, wenn größere Gruppen
von Neuronen aktiv sind (BOLD Signal = Blood Oxy-
gen Level Detection). Die zeitliche Auflösung ist jedoch
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im Gegensatz zur EEG schlecht. Sie bewegt sich in der
Größenordnung von mehreren Sekunden.
Eine weitere Variante der MRT, die erst in den letzten

Jahren entwickelt wurde, ist die Diffusions-Tensor-Bild-
gebung. Mit dieser Methode lassen sich v. a. lange Faser-
bahnen im Gehirn darstellen.
Für die Weiterentwicklung der Tomographen besteht

noch ein großes Potential. Die räumliche und zeitliche
Auflösung kann noch erheblich gesteigert werden. Die
Neurowissenschaften haben also in den letzten 100 Jah-
ren rasante Fortschritte gemacht. Sie haben ein un-
geheuresWissen über die Gehirne von Tieren undMen-
schen erarbeitet und eine große Zahl von Techniken und
Methoden entwickelt, die weitere große Fortschritte in
der Zukunft erahnen lassen.

3. Projekte für die Zukunft
Die Frage nach den Möglichkeiten der Neurowissen-
schaften in der Zukunft lässt sich kaum beantworten.
Die Entwicklung geht in viele verschiedene Richtungen.
Es seien deshalb nur zwei Beispiele hervorgehoben.
Mit den modernen bildgebenden Verfahren kann

man die Aktivitäten des Gehirns gleichsam direkt be-
obachten. Ein Nachteil besteht jedoch darin, dass die
beobachteten Regionen immer noch sehr groß sind.
Dem sollen neuere Experimente Abhilfe verschaffen.
Mit modernen Mikroskopietechniken konnte man bei
Mäusen die Aktivität von mehr als 100 Neuronen
gleichzeitig aufzeichnen. Schon bei so wenigen Neuro-
nen fielen aber so große Datenmengen an, dass man
nicht nur Computer, sondern aus 60 Rechnern beste-
hende Computer-Cluster brauchte, welche die Daten-
mengen parallel verarbeiteten.
Ein anderes Beispiel ist das sehr umstrittene Human

Brain Project. Ziel dieses Projektes ist es, das gesamte
Wissen über das menschliche Gehirn zusammenzufas-
sen undmit computerbasiertenModellen zu simulieren.
Das Projekt soll neue Instrumente zur Verfügung stel-
len, um das Gehirn und seine grundlegendenMechanis-
men besser zu verstehen und dieses Wissen in der →Me-
dizin und in der Computerwissenschaft der Zukunft
anzuwenden. Das Wissen, das hier zusammengetragen
werden soll, reicht von der Molekularbiologie über die
Zellbiologie bis zum Netzwerk des Gehirns und soll die
Aktivitäten nicht nur von einigen hundert, sondern von
allen 100 Mrd. Neuronen im menschlichen Gehirn um-
fassen. Dafür bräuchte man Computer mit einer Re-
chenleistung und Speicherkapazität, die es heute noch
nicht gibt. Ein ähnliches Projekt ist gegenwärtig in den
USAunter dem Titel Brain Activity Map Project (BRAIN
Initiative) in Vorbereitung.
Es ist umstritten, ob diese Projekte sinnvoll sind. Hin-

sichtlich der technischen Machbarkeit dürfte es kaum
möglich sein, grundsätzlich Grenzen festzulegen. Wenn
aus heutiger Sicht manches nicht machbar erscheint, so
muss man doch damit rechnen, dass unerwartet neue
Wege und Strategien gefunden werden, welche die Lö-

sung von Problemen plötzlich möglich machen. Zu war-
nen ist allerdings vor der Euphorie, man könne das Ge-
hirn in absehbarer Zeit vollständig beschreiben. Es hat
sich immer wieder gezeigt, dass sich mit der Entdeckung
neuer Eigenschaften neue unbekannte Horizonte auf-
taten.

4. Grenzen der Hirnforschung
Grenzen der H. sind zwar nicht unter technischen, wohl
aber unter ethischen und wissenschaftstheoretischen
Gesichtspunkten festzustellen. Ethische Grenzen sind zu
setzen bei Experimenten an Tieren und Menschen.
Wissenschaftstheoretische Grenzen ergeben sich aus fol-
genden Überlegungen. Die H. vermag nur anzugeben,
welche Gehirnvorgänge bestimmten Vorgängen im
menschlichen Verhalten entsprechen. Unsere geistigen
Akte, insb. unser Bewusstsein und unsere Freiheit ge-
hören nicht in ihre Zuständigkeit. Die wissenschafts-
theoretische Grenze der H. liegt da, wo Hirnforscher
die Methode ihrer Wissenschaft verlassen, zu Neuro-
philosophen werden und unsere geistigen Akte auf
Hirnprozesse zu reduzieren versuchen. Einige Beispiele
dieser reduktionistischen Grenzüberschreitungen sollen
im Folgenden erwähnt werden.
In dem 2004 veröffentlichte Manifest von elf deut-

schen Neurowissenschaftlern wird behauptet, dass alle
geistigen Prozesse „grundsätzlich durch physikoche-
mische Vorgänge beschreibbar sind“ (Elger u. a. 2004:
33). Man werde eine Theorie des Gehirns aufstellen,
mit der auch Bewusstsein und Ich-Erfahrung erklärt
werden könnten. Das Gehirn schicke sich damit an,
„sich selbst zu erkennen“ (Elger u.a. 2004: 37).
Dieses Manifest ist eher allg. gehalten. Detailliertere

Aussagen findet man in Einzelpublikationen. So wird
etwa versucht, Brückentheorien zu entwickeln, die den
Sprung „vom Toten zum Lebenden“, „vom Lebenden
zum Geistigen“, „vom Materiellen zum Geistigen“ als
„Phasenübergang“ beschreiben (Singer 2002: 176 ff.).
So sei auch der Übergang von Aktivitäten von Nerven-
zellen zu kognitiven Prozessen als Phasenübergang in
komplexen Systemen zu verstehen. Andere Autoren be-
haupten im Namen der Neurowissenschaften, dass es
das eine Ich nicht gebe, sondern nur „ein Bündel von
unterschiedlichen Ich-Zuständen“ (Roth 2003: 142).
Das Ich sei ein Trugbild, eine Illusion.
Wenn wir von unseren geistigen Fähigkeiten reden,

dann wird oft damit die Auffassung verbunden, das
Geistige in uns sei unabhängig von unserem Körper, un-
abhängig vom Gehirn. Manche vertreten sogar einen
Substanz-Dualismus, wonach Körper und Geist ver-
schiedene Substanzen seien. Dieser Auffassung steht
aber die Evidenz entgegen, dass das Gehirn, und nicht
nur das Gehirn, sondern der ganze Körper für die geis-
tigen Akte notwendig sind. Dementsprechend haben
alle geistigen Akte ein neuronales Korrelat.
Hirnfunktionen sind also notwendig für geistige Ak-

te. Sie sind aber nicht zugl. auch hinreichend, wie das

29 Hirnforschung 30



folgende Beispiel zeigt. Die modernen bildgebenden
Verfahren zeigen uns Aktivitäten in bestimmten Hirn-
gebieten, wenn geistige Tätigkeiten ausgeführt werden.
So ist beim Sprechakt das Broca-Sprachzentrum aktiv.
Das Umgekehrte gilt aber nicht. Aus der Aktivität des
Broca-Zentrums lässt sich nicht schließen, dass gespro-
chen wird – es könnte auch nur eine Vorstellung von
Sprechen sein. Erst recht lässt sich daraus nicht schlie-
ßen, was gesprochen wird und was die gesprochenen
Worte bedeuten.
In der aktuellen Debatte über Gehirn und Geist wird

häufig zwischen dem persönlichen Erleben und
Handeln, der Perspektive der ersten Person, und der ob-
jektivierenden wissenschaftlichen Beschreibung, der
Perspektive der dritten Person unterschieden. Die Re-
duktionisten geben zwar zu, dass unsere Erlebenswelt,
unser „phänomenales Bewusstsein“, der ersten Person
vorbehalten sei. Im Zuge des Reduktionsprozesses wer-
de aber diese Perspektive durch die Perspektive der drit-
ten Person, also die Sicht der objektiven →Wissenschaft,
ersetzt. Dies trifft jedoch nicht zu. Die Perspektive der
ersten Person bleibt für uns eine urspr.e Gewissheit. Sie
ist zugl. die Grundlage für alle Formen von Wissen-
schaft, denn jede Wissenschaft gründet in dem Ent-
schluss von Personen, bestimmte Fragen und Probleme
nach einer von ihnen festgelegten Methode anzugehen.
Die erste Person ist also immer schon der dritten Person
voraus, weil sie den Weg entwirft, den wir in den Wis-
senschaften gehen wollen. Der Versuch, uns selbst zu
erklären mittels der von uns entworfenen Neurobiolo-
gie ist ein Zirkelschluss, weil das zu Erklärende selbst
Voraussetzung des Erklärens ist.
Unsere persönliche Erfahrung, und insb. die Erfah-

rung von Freiheit sind für uns eine unmittelbare, nicht
hintergehbare und nicht auf etwas anderes zurückführ-
bare Gewissheit. Das Ich als transzendentales Subjekt
ist nach Immanuel Kant zugl. die Grundlage allen Den-
kens und Erkennens. Das kommt in dem berühmten
Satz zum Ausdruck: „Das: Ich denke, muss alle meine
Vorstellungen begleiten können“ (KrV B: 131).
Unser Personsein, unsere Subjektivität, unser Be-

wusstsein lässt sich also nicht auf neuronale Prozesse
reduzieren. Nur wenn wir akzeptieren, dass die Weise
unseresWissens von uns selbst und von unserer Lebens-
welt verschieden ist von demWissen über die Phänome-
ne der H. und diese Verschiedenheit, diese epistemische
Differenz, nicht aufgehoben werden kann, halten wir
uns den Blick auf das Ganze der Wirklichkeit offen.
Die Ergebnisse der H. lassen sich so deuten, dass sie im
Einklang mit unserem subjektiven Erleben stehen.

5. Das Problem Freiheit
Eine bes. heftige Debatte wurde in den letzten Jahren
über die Realität von →Freiheit geführt. Ausgelöst wur-
de die Debatte durch die Behauptung einiger Neurophi-
losophen, es gebe keine Freiheit. Wenn wir glaubten,
frei entscheiden zu können, dann seien wir Opfer einer

Illusion. Nach Gerhard Roth bin nicht Ich es, der ent-
scheidet, sondern das Gehirn. Einige Neurophiloso-
phen glauben, für diese Aussage hätten die Experimente
von Benjamin Libet den Beweis erbracht.
Vor mehr als 30 Jahren versuchte der Neurophysio-

loge B. Libet herauszufinden, wann bewusste Hand-
lungsabsichten entstehen und wie sie sich zeitlich zur
Handlung selbst verhalten. Mit der EEG wurde das Be-
reitschaftspotential abgeleitet. Es ergab sich, dass das
Bereitschaftspotential etwa 350 Millisekunden vor dem
Bewusstwerden des Bewegungsdrangs einsetzte. B. Li-
bet zog daraus den Schluss, dass Handlungen nicht
durch den freien Willen, sondern durch unbewusste
Hirnprozesse bewirkt werden.
John-Dylan Haynes und seine Arbeitsgruppe be-

schritten einen anderen experimentellen Weg. Sie be-
nutzten statt des EEG die fMRT, welche eine hohe
räumliche Auflösung im Gehirn ermöglicht und so auch
die Aktivitäten in anderen Hirnregionen zeigt. Im Un-
terschied zu den Libet-Experimenten hatten die Ver-
suchspersonen die Möglichkeit, eine Wahl zu treffen.
Es ergab sich, dass „zwei Hirnregionen mit großer Ge-
nauigkeit“ kodierten, „ob die Versuchsperson im Begrif-
fe war, die linke oder rechte Antwort vorgängig zur be-
wussten Entscheidung zu wählen.“ (Soon u.a. 2008:
544). Nach ihrer Interpretation geht die prädiktive neu-
ronale Information der bewussten motorischen Ent-
scheidung um 10 Sekunden voraus. Daraus ergibt sich
nach J.-D. Haynes, „dass ein Netzwerk von hochrangi-
gen Kontroll-Arealen eine Entscheidung vorbereitet lan-
ge bevor diese in unser Bewusstsein eintritt“ (Soon u. a.
2008: 543).
Gegen die reduktionistische Deutung der Libet- und

Haynes-Experimente sprechen mehrere Gründe. In
einem Experiment von Christoph S. Herrmann und
Mitarbeitern wurde gezeigt, dass das Bereitschafts-
potential bereits einsetzte, bevor ein Muster auf dem
Bildschirm erschien und die Versuchsperson sich ent-
scheiden konnte. Daraus wird ersichtlich, dass das
Bereitschaftspotential nicht die Entscheidung determi-
niert, sondern lediglich Ausdruck einer allg.en Bereit-
schaft für eine Bewegung ist.
Bei B. Libet wie bei J.-D. Haynes wird ein wichtiger

Sachverhalt nicht berücksichtigt. Der einzelne Bewe-
gungsakt steht nicht isoliert für sich, sondern resultiert
aus der bewussten Entscheidung der Versuchsperson, an
dem Experiment mitzumachen und irgendwann die
Hand zu bewegen bzw. einen Knopf zu drücken. Die
wiederholte Ausführung dieser einfachen Bewegung
kann man den zuständigen Schaltkreisen im Gehirn
überlassen. Ohne diese vorgängige Entscheidung hätten
die neuronalen Schaltkreise keine experimentelle Auf-
gabe zu bearbeiten. Die höheren kortikalen Regionen
entwerfen keine Handlung, wenn sie dazu nicht beauf-
tragt werden. Wenn man aber beim Experiment richtig
mitmachen will, muss nicht jede einzelne Etappe erneut
bewusst entschieden werden. Mit der initialen Entschei-
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dung wird der weitere Ablauf weitgehend in unbewuss-
te Hirnprozesse delegiert. Insofern hat die Entschei-
dung in einem Moment eine Langzeitwirkung. Man
kann deshalb nicht argumentieren, dass das Gehirn au-
tonom arbeitet und entscheidet. Vielmehr führt es den
Auftrag der Versuchsperson aus und speist das Ergebnis
wieder ins Bewusstsein ein.
Diese Situation ist uns auch von anderen alltäglichen

und zur Gewohnheit gewordenen Tätigkeiten bekannt,
für die nicht jedes Mal ein neuer Entschluss nötig ist.
Ein je neuer Entschluss wäre in vielen Fällen sogar kon-
traproduktiv und würde unsere Reaktionsfähigkeit stark
beeinträchtigen. D. i. auch der Sinn und der Erfolg des
Lernens, dass man schließlich Handlungen gleichsam
automatisch ausführen kann, ohne jeweils bewusst da-
rüber zu entscheiden. Wenn ein Pianist lernt, ein neues
Stück auf dem Klavier zu spielen, wird der Übergang
von einer Einzelentscheidung, nämlich diesen Finger
jetzt zu bewegen, zu einer Prozessentscheidung deut-
lich, nämlich diese Phrase zu spielen. Am Ende spielt
der Pianist das ganze Stück aus einem Guss. Auf be-
wusste Einzelentscheidungen zu warten, würde den
Fluss der Musik zerstören. Der Pianist hat die Einzel-
abläufe durch wiederholtes Üben in Hirnprozesse ein-
gespeist und kann so seine Aufmerksamkeit voll der
musikalischen Präsentation widmen.
In der Debatte über Freiheit und →Determinismus

wird immer wieder die These ins Spiel gebracht, „alle
Ursachen in der Welt seien physisch“ (Falkenburg 2012:
47). Deshalb sei die Welt als ganze kausal geschlossen.
Folglich könne es keine Freiheit geben.
Diese These der kausalen Geschlossenheit beruht

weder auf einer beobachtbaren Tatsache noch ist sie
theoretisch beweisbar. Sie ist lediglich eine operative
Leitidee, unter der die →Naturwissenschaften sinnvoll
forschen. Aus diesem Grund wird die kausale Geschlos-
senheit der Welt heute von einer Reihe von Physikern
und Philosophen in Frage gestellt.
In der These der kausalen Geschlossenheit der Welt

steckt ein Kausalbegriff, der selbst wieder umstritten ist,
und zwar sowohl in der Physik als auch in der Philoso-
phie. Am plausibelsten erscheint noch der Kausalbegriff
von I. Kant. Nach I. Kant ist die Kategorie der Kausali-
tät eine notwendige Bedingung der Möglichkeit von Er-
fahrung, mit der wir Ordnung in die Ereignisse bringen
und Zusammenhänge verstehen. Sie ist gleichsam eine
„methodologische Regel“. Somit ist die These von der
kausalen Geschlossenheit „nur ein regulativer Grund-
satz“, „eine Verfahrensregel der Naturwissenschaft“
(Falkenburg 2012: 51).
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GÜNTER RAGER

Historikerstreit

Der H. war eine in der →BRD in den Jahren 1986/87
unter Zeithistorikern und Publizisten geführte öffent-
liche und fachwissenschaftliche Debatte über die Einzig-
artigkeit der nationalsozialistischen Judenvernichtung
( →Shoa). Ausgelöst wurde die Kontroverse durch einen
Artikel des Philosophen Jürgen Habermas, der in der
Wochenzeitung „Die Zeit“ prominenten westdeutschen
Neuzeithistorikern vorwarf, in ihren Schriften apologe-
tische Tendenzen im Umgang mit dem →Nationalsozia-
lismus zu vertreten. Sein Angriff zielte v. a. auf Äuße-
rungen des Berliner Zeithistorikers Ernst Nolte, der die
nationalsozialistische Judenvernichtung in einen kausa-
len Zusammenhang („kausaler Nexus“ [Nolte 1986:
25]) mit dem stalinistischen Terror ( →Stalinismus) in
der frühen UdSSR brachte. Als weitere Vertreter eines
angeblich „revisionistischen“ Geschichtsbildes wurden
die Historiker Andreas Hillgruber, Klaus Hildebrand
und Michael Stürmer von J. Habermas scharf attackiert.
Die Angegriffenen wiesen die Anschuldigungen in pu-
blizistischen Stellungnahmen und Leserbriefen zurück
und beschuldigten ihrerseits J. Habermas der tenden-
ziösen Verkennung ihrer Positionen und des unsaube-
ren Zitierens.
Anlass der publizistischen Intervention von J. Haber-

mas war die Befürchtung, dass die genannten Historiker
vor dem Hintergrund der von Bundeskanzler Helmut
Kohl Anfang der 1980er Jahre geforderten „geistig-
moralischen Wende“ eine geschichtswissenschaftliche
Relativierung des Holocaust betrieben und ein neues
nationalkonservatives Geschichtsbild für die BRD zu
konstruieren beabsichtigten. Insb. die Pläne der Kohl-
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Regierung zur Errichtung zweier historischer Museums-
bauten in Bonn und Berlin erweckten den Argwohn
linksliberaler Kreise, die hierin die Umsetzung der von
konservativen →Intellektuellen bereits seit Mitte der
1970er Jahre geforderten „Tendenzwende“ erblickten.
Der H. ging insofern weit über die fachwissenschaftliche
Bewertung der NS-Vergangenheit hinaus und war der
späte Kulminationspunkt von politisch-intellektuellen
Konfliktlinien, die sich bereits seit Mitte der 1970er Jah-
re herauskristallisiert hatten.
Im eigentlichen Zentrum des H.s stand gleichwohl

die Frage der historischen Betrachtung des NS und insb.
der nationalsozialistischen Judenvernichtung. Bereits
im Jahr 1985 hatte Martin Broszat, einer der führenden
(west-)deutschen Zeithistoriker, für eine „Historisie-
rung“ des NS geworben, worunter er die Einbettung
des „Dritten Reiches“ in größere, übergreifende Ent-
wicklungstendenzen der deutschen National- und Ge-
sellschaftsgeschichte des 20. Jh. verstand. E. Nolte, von
dem M. Broszat sich im Laufe des H.s gleichwohl dis-
tanzierte, nahm diesen Ansatz auf und rückte die Juden-
vernichtung in einen universalgeschichtlichen Zusam-
menhang mit dem stalinistischen Terror, dem er „das
logische und faktische Prius“ (Nolte 1986: 25) vor dem
Holocaust einräumte. Der „Rassenmord“ der National-
sozialisten erschien in dieser Perspektive lediglich als
nachgelagert, wenn nicht gar als Reaktion auf den „Klas-
senmord“ der Bolschewiki. Für J. Habermas war damit
die Einzigartigkeit des Holocaust bestritten und der ge-
schichtspolitische Konsens ( →Geschichtspolitik) der
BRD in Frage gestellt. Während E. Nolte schon damals
innerhalb der westdeutschen →Geschichtswissenschaft
eine exzentrische Position vertrat, die er im Laufe des
H.s weiter radikalisierte, waren die anderen von J. Ha-
bermas angegriffenen Historiker mit vergleichbaren
Thesen bislang nicht hervorgetreten. Insb. A. Hill-
gruber hatte in den Jahren zuvor Forschungen zur NS-
Außenpolitik vorgelegt, die den Vernichtungscharakter
der deutschen Kriegsführung im Zweiten Weltkrieg im
Gegenteil deutlich hervortreten ließen. J. Habermas’
Angriff richtete sich daher auch lediglich gegen einzelne
missverständliche Formulierungen in den Arbeiten
A. Hillgrubers und K. Hildebrands sowie im Falle
M. Stürmers auf dessen feuilletonistische Beiträge und
Leitartikel zur allg.en geschichtskulturellen Lage.
Gleichwohl solidarisierten sich die Angegriffenen in

ihren jeweiligen Repliken auf J. Habermas, die in ihrer
rhetorischen Schärfe kaum gegen dessen Polemik zu-
rückstanden, und bestätigten damit ungewollt das Bild
eines gemeinsamen geschichtskulturellen Projektes, das
J. Habermas in seinem „Zeit“-Artikel konstruiert hatte.
Im Laufe der öffentlichen Kontroverse, die sich über das
Feuilleton der größeren Tages- und Wochenzeitungen
rasch ausbreitete, kam es daher zu einer deutlichen La-
gerbildung innerhalb des öffentlich-intellektuellen
Spektrums der BRD der 1980er Jahre. Auf der einen
Seite sammelten sich jene, die den sozialliberalen Zeit-

geist der 1970er Jahre einer konservativen Revision un-
terziehen wollten. Auf der anderen Seite standen hin-
gegen jene, die den linksliberalen Konsens stabilisieren
und das Bekenntnis zur Einzigartigkeit des Holocaust
zum Ankerpunkt einer postnationalen (west-)deutschen
Identität erheben wollten. Der H., der auch im Ausland
starke Beachtung fand, war damit die letzte vergangen-
heitspolitische Großkontroverse der alten Bundesrepu-
blik, die symptomatisch für das schwierige Verhältnis
der westdeutschen Intellektuellen im Umgang mit der
jüngeren deutschen Vergangenheit und Fragen der na-
tionalen Identität stand.
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Historische Rechtsschule

Drei zentrale Punkte und einige Konsequenzen erklären
das Phänomen H. R.: Friedrich Carl von Savigny als ihr
unumstrittener Repräsentant, das wissenschaftstheo-
retische Fundament und die gesellschaftspolitische
Position.

1. Das wissenschaftstheoretische Fundament
Das wissenschaftstheoretische Fundament wird 1814/15
verkündet: in der berühmten Streitschrift „Vom Beruf
unsrer Zeit für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft“
und in demGründungsprogramm „Über den Zweck die-
ser Zeitschrift“ zu der neuen „Zeitschrift für geschicht-
liche Rechtswissenschaft“. Deren drei Titelworte waren
alle neu, spezifisch und theoriegeladen:

→Rechtswissenschaft war aufgekommen seit den
1790ern. System statt Aggregat hieß nun die Losung.
Ziel war ein „nach Prinzipien geordnetes Ganze[s]“
(Kant 1786: IV) – aber dies nicht durch bloß „formales“
Sammeln und Ordnen, wie es nach Immanuel Kant
einer (auch) empirischen →Wissenschaft zukam. Die H.
R. zielte auf ein materiales oder inneres System gemäß
dem objektiven Sinn im Sein. Da alles Sein als ge-
schichtlich erschien, hatte die neue Wissenschaft ge-
schichtlich zu sein.
Mit dem bewusst deutschen geschichtlich statt des ge-

läufigeren „historisch“ betonte Savigny ebenso wie mit
Zeitschrift statt „Journal“ die Sinntradition des Heiligen
Römischen Reiches Deutscher Nation und des rezipier-
ten europäischen Ius commune.
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Geschichtlich scheint uns klar. Savigny sprach aber von
„eigentlich–geschichtlich“ (Rückert 1984: 331). Das sollte
hinausführen über das etablierte gelehrte und kritisch-
historische Arbeiten, wie es eine ebenfalls bedeutende
Strömung vertrat, z.B. Gustav Hugo, Gottlieb Hufe-
land, Paul Johann Anselm Feuerbach, Barthold Georg
Niebuhr. Die Geschichte ( →Geschichte, Geschichtsphi-
losophie) wurde Ideal, nicht bloße Geschichten. Ganz
schief wird der H.n R. oft ein „modernes“ historistisch-
kritisches Geschichtsverständnis zu- oder abgesprochen,
das bei aller Beherrschung der Quellenkritik gerade
nicht das ihre war. Zur Geschichte gehörte hier untrenn-
bar das „Enthüllen“ oder „Herausfühlen“ (Savigny 1814:
22) „innerer Notwendigkeit“, „organischen Princips“
oder „Zusammenhangs“ (Savigny 1814: 8, 11, 22, 37;
11, 105 f., 112), kurz: von wahrem Sinn im Sein. In die-
ser Doppelorientierung sah Savigny sogar explizit den
„wissenschaftlichen Charakter“ (Savigny 1814: 22). Da-
raus entwickelte die H. R. ihre Prinzipienjurisprudenz.
Mit diesem philosophischen Element trat die H. R. in
die bekannte Konkurrenz zur von ihr sog.en „un-
geschichtlichen“ Schule (Savigny 1815: 2), also zu Niko-
laus Thaddäus Gönner, Anton Friedrich Justus Thibaut
und anderen. Das war nicht naiv polemisch oder sinn-
gläubig gedacht, sondern ganz zeitgemäß philoso-
phisch-metaphysisch. Savigny kombinierte nun kanti-
sche Systemanstrengung, materiale Geschichte und
empirische Energie zu einem vielbewunderten, höchst
ergiebigen Zugriff.
Alle grundlegenden Positionen der H.n R. basieren

auf diesem Fundament. Das gilt auch für die →Ge-
schichtswissenschaft seit Franz Leopold Ranke (ab
1824) und die Nationalökonomie seit Wilhelm Roscher
(ab 1843). In der Tat kann mit Savignys Worten der
Gegensatz „nicht gründlich verstanden werden, solange
man den Blick auf diese unsre Wissenschaft beschränkt,
da er vielmehr ganz allgemeiner Natur ist, und mehr
oder weniger in allen menschlichen Dingen, am meis-
ten aber in allem, was zur Verfassung und Regierung
der Staaten gehört, sichtbar wird“ (Savigny 1815: 2).
Diese Positionen wurden gerade erst um 1800 philoso-
phisch und juristisch ausgearbeitet. Die Jurisprudenz
spielte dabei die Rolle einer Leitwissenschaft. Die „ge-
schichtliche Schule“ wurde für ein bis zwei Generatio-
nen ihr Stimmführer.

2. Rechtswissenschaftliche Konsequenzen
Rechtswissenschaft muss dann doppelt „geschichtlich“
begriffen werden: „Ein zweyfacher Sinn ist dem Juristen
unentbehrlich: der historische, um das eigenthümliche
jedes Zeitalters und jeder Rechtsform scharf aufzufas-
sen, und der systematische, um jeden Begriff und jeden
Satz in lebendiger Verbindung undWechselwirkungmit
dem Ganzen anzusehen, das heißt in dem Verhältnis,
welches das allein wahre und natürliche ist“ (Savigny
1814: 48). Nur so konnte „Wissenschaft“ werden, über
das juristische Handwerk, die aktuelle →Dogmatik und

die Gelehrsamkeit hinaus. Das nannte Savigny schon
1802/03 eine „Neue Ansicht für die Wissenschaft: histori-
sche Behandlung im eigentlichen Sinn, d.h. Betrachtung
der Gesetzgebung als sich fortbildend in einer gegebe-
nen Zeit“ (Savigny 2004: 93) – offenbar beeindruckt von
Friedrich Wilhelm Joseph Schellings gleichzeitigen
Methodenvorlesungen. Gegenüber den neuen →Kodifi-
kationen in PrALR 1794, →Code Civil 1804 und →All-
gemeinem Bürgerlichen Gesetzbuch 1811, die die Wis-
senschaft zu begrenzen suchten, hat Savigny sie
konsequent, energisch und erfolgreich verteidigt.

3. Gesetzgebung. Muster

→Gesetzgebung wird damit zu einer historisch-wissen-
schaftlichen Aufgabe statt zu einer Planung der Ver-
nunft. Sie soll den materialen Sinn der Rechtsentwick-
lung erfassen. Intervention nach erdachten Werten
erscheint als Hybris und Störung. Eine Art von →„Ge-
wohnheitsrecht“ in einem tieferen Sinn (Savigny 1814:
14) soll zu Tage gefördert werden. Konsequent wird
das spontane Privatrecht zum Muster, z.B. das kauf-
männische Wechselrecht, aber v. a. das römische Privat-
recht dank seiner Entwicklung „in einem richtigen
Ebenmaaß der beharrlichen und der bewegenden Kräf-
te“ (Savigny 1814: 32). Als vornehmste Staatsbildung
kommt überraschend ein freiwilliges geselliges Zusam-
menleben wie in „Freundschaft“ in den Blick (Rückert
2016: 317). Von hier aus werden verfassungsrelevante
Grundbegriffe gebildet.

4. Juristische Grundbegriffe. Dogmatik
Konsequent entwickelte v.a. Savigny bis heute zentrale
Grundbegriffe wie die allg.e Rechtsfähigkeit („Jeder
einzelne Mensch, und nur der einzelne Mensch, ist
rechtsfähig“ [Savigny, System, Bd. 2, 1840: 2]), den
allg.en Vertragsbegriff ( →Vertrag) („Vertrag ist die Ver-
einigung mehrerer zu einer übereinstimmenden Wil-
lenserklärung, wodurch ihre Rechtsverhältnisse be-
stimmt werden“ (Savigny, System, Bd. 3, 1840: 309]),
eine allg.e Lehre von den Leistungsstörungen („überall,
wo von einer Verletzung die Rede ist, lässt sich diese
auf eine Unmöglichkeit zurückführen […]“ [Savigny
1993: 219]), einen allg.en Kondiktionsbegriff („Berei-
cherung […], wenn ein Vermögen zum Vortheil eines
anderen ohne Rechtsgrund vermindert ist“ [Savigny,
System, Bd. 5, 1841: 110]), die grundsätzliche Trennung
von →Staatsrecht und →Privatrecht (Savigny, System,
Bd. 1, 1840: 22 f.) als unter- bzw. gleichordnend, usw.
Bes. charakteristisch wurden seine neue Lehre vom
„Sitz des Rechtsverhältnisses“ (Savigny, System, Bd. 8,
1849: 28, 108) als Grundformel des „im Werden begrif-
fenen“ (Savigny, System, Bd. 8, 1849: 30) →internationa-
len Privatrechts und seine allg.e Geldlehre (Savigny
1851: 403 ff.).
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5. Rechtsgeschichte und Rechtsphilosophie
→Rechtsgeschichte war das zweite Hauptarbeitsgebiet der

H.n R. Dafür stehen die beiden Pionierwerke von Karl
Friedrich Eichhorn („Deutsche Staats- und Rechts-
geschichte“ seit 1808) und Savigny („Geschichte des Rö-
mischen Rechts im Mittelalter“ seit 1815).

→Rechtsphilosophie steckte wie erwähnt als „philoso-
phisches“ Element in der Methode und in den Grund-
begriffen. Seinen objektiv-idealistischen Ausgangs-
punkt hatte sich Savigny bereits um 1800 gebildet.

6. Gesellschaftspolitische Position
Hier dominierte ein vermittelnder Standpunkt sowohl
nach rechts zu den streng Konservativen ( →Konservatis-
mus) wie nach links zu den strikt Liberalen ( →Liberalis-
mus). Gleiche Freiheit im Privatrecht – und die emanzi-
pierende „Hülfe“ kommt vom „öffentlichen Recht“
(Savigny, System Bd. 1, 1840: 371), wenn die Freiheits-
voraussetzungen fehlten. Der Standpunkt Savignys und
der meisten Anhänger der H.n R. lässt sich als reform-
konservativ kennzeichnen.

7. Leistungen
Sie betrafen v. a. die Dogmatik und Geschichte, vieles
bleibend bis heute. Dogmatisch bot die H. R. möglichst
präzise Lehrsätze, zeitgemäß modern destilliert aus gut
1800 Jahren Rechtserfahrung. Der doppelte, historisch-
systematische, wahrhaft-geschichtliche Zugriff prägte
viele Monographien aus dem Kreise der H.n R. Damit
bildete die H. R. in ihrem romanistischen und germa-
nistischen Zweig die Kompetenzen aus, die dann nicht
nur das →BGB (1874–96) ermöglichten und den dama-
ligen Weltruhm der deutschen Rechtswissenschaft be-
gründeten.
Der äußere Höhepunkt der H.n R. liegt in den späten

1840ern. Nach Savigny und K. F. Eichhorn folgen enge-
re und weitere „Schüler“. Die Methode wurde natürlich
nicht überall durchgehalten. Vom Zivilrecht der glei-
chen Freiheit wandten sich erst die NS-Juristen ent-
schieden ab (u. a. Justus Wilhelm Hedemann, Heinrich
Lange, Karl Larenz, Wolfgang Siebert, auch Franz Wie-
acker). Rechtsgeschichtlich erbrachte die H. R. eine Fül-
le noch unverzichtbarer Werke, zumal Quelleneditio-
nen wie die zum 1817 sensationell entdeckten Gaius,
zum Sachsenspiegel (seit 1827), zu den Leges in den
Monumenta Germaniae Historica (seit 1817) usw. Zwar
schrieb Friedrich Julius Stahl 1830 „Die Philosophie des
Rechts nach geschichtlicher Ansicht“ (Stahl 1830), aber
das war ebenso wenig ein Hauptwerk der H.n R. wie die
„Philosophie des positiven Rechts“ (Hugo 1819) von
G. Hugo.
Programm und Praxis der Schule waren kühn und

enthielten mehrere Fronten. Entspr. heftig fielen Lob
und Kritik aus. Heute lässt sich resümieren, dass Savi-
gny und die H. R. die Sattelzeitwende zur juristischen
Moderne anleiteten – nicht mehr und nicht weniger.
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Historischer Materialismus →Kommunismus/

→Marxismus/ →Materialismus

Historismus →Geschichte, Geschichtsphilosophie/

→Geschichtswissenschaft

Historismus
in der Wirtschaftswissenschaft

Wissenschaftlich werden mit dem Begriff H. in erster
Linie bestimmte Denkweisen und Erkenntnismethoden
bezeichnet, die in der europäischen Welt des 18. Jh.
wurzeln, sich in den beiden folgenden Jh. am nachhal-
tigsten in Deutschland entfalten konnten und bis in die
Gegenwart fortwirken. Historistisches Denken beruht
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dann – grob gesagt – auf drei miteinander verwobenen
Prämissen: Weil sich die Menschen ändern, kann ihre
Welt nicht statisch begriffen werden (Dynamik). Daher
ist es abwegig, Wertesysteme und Verhaltensweisen an-
hand absoluter Kriterien beurteilen zu wollen (Relati-
vismus). Um verstehen zu können, welche Entwicklun-
gen sich im Laufe der Zeit an verschiedenen Orten
vollzogen haben, müssen die jeweils relevanten Tatsa-
chen im Detail erforscht werden (empiristischer Positi-
vismus). Mit diesen Sichtweisen beansprucht der H.
Geltung für sämtliche Bereiche menschlicher →Kultur
(Sprache, Literatur, Kunst, Moral, Religion, Recht, Poli-
tik, Staat, Gesellschaft, Wirtschaft). Entspr. durchdrang
er nach und nach alle Disziplinen jenseits der Formal-
und Naturwissenschaften, allerdings mit unterschied-
licher Intensität, je nachdem, wie stark er als konstitu-
tive oder (nur) komplementäre Erkenntnismethode zum
Zuge kam. Die mögliche Bandbreite solcher Infiltration
offenbart die Geschichte der Wirtschaftswissenschaft
recht gut, weil deren Akteure seit Anbeginn kontrovers
darüber diskutieren, ob und wie sie sich verschiedenster
mathematisch-naturwissenschaftlicher und/oder geis-
tes- wie sozialwissenschaftlicher Methoden bedienen
sollten.
Historistische Elemente finden sich in den For-

schungszielen und Erklärungsansätzen all jener Öko-
nomen, deren Denkstil folgendermaßen zu charakteri-
sieren ist. Er ist relativistisch, weil die ökonomische
Realität im raum-zeitlichen (geschichtlichen) Zusam-
menhang betrachtet wird; realistisch, weil weder mit
der rationalistischen Kunstfigur des homo oeconomicus
noch mit axiomatischen (mathematischen) Modellen
hantiert wird; holistisch, weil das Erkenntnisinteresse
auf Institutionen wie Gesellschaft, Gemeinschaft(en),
Staat, Volk, Nation und Volkswirtschaft konzentriert ist,
die jedoch nicht als bloße Summe ihrer Teile, sondern
als selbstständige und übergeordnete Ganzheiten zu
deuten sind; meist organizistisch und damit anti-mecha-
nistisch, weil ökonomische Erscheinungen eher in
Analogie zu biologischen Lebensvorgängen als zu
physikalischen Gesetzen gesehen werden, weshalb Kau-
salanalysen häufig von teleologischen Betrachtungen
überlagert sind; evolutorisch, weil vorrangig die Ent-
wicklung (Dynamik), speziell der →Fortschritt, von Ge-
sellschaft und Wirtschaft untersucht wird; ethisch-nor-
mativ, weil die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Wandlungen nicht nur beschrieben, sondern auch be-
wertet werden, um Handlungsempfehlungen geben zu
können; insofern empiristisch, als die induktive (wirt-
schaftshistorische und -statistische) Ermittlung von Tat-
sachen im Vordergrund steht und erforderlichenfalls der
Theoriebildung vorausgeht; sozial-/kultur-/geisteswis-
senschaftlich, weil der gesamte Wissenschaftsschatz der
mit den Menschen und ihrem Zusammenleben befass-
ten Disziplinen in den ökonomischen Erkenntnispro-
zess einbezogen werden soll. Darüber hinaus eint diese
Denkkollektive vielfach ihre oppositionelle Haltung ge-

genüber anderen wirtschaftswissenschaftlichen Rich-
tungen, namentlich der klassischen ( →Klassische Natio-
nalökonomie) und neoklassischen Wirtschaftstheorie in
all ihren Verästelungen sowie bestimmten sozialisti-
schen ( →Sozialismus), insb. marxistischen ( →Marxis-
mus) Lehren.
Zur Verbreitung historistischen Gedankenguts trug

wesentlich die romantische Bewegung ( →Politische
Romantik) um die Wende vom 18. zum 19. Jh. bei, in-
dem sie den Menschen für nicht ausrechenbar hielt so-
wie rückwärtsgewandt das „organisch Gewordene“ such-
te und idealisierte. In der Nationalökonomie war es v. a.
Adam Heinrich Müller, der zeitlos-abstrakte und mate-
rialistische Deutungen des Wirtschaftlichen zurückwies
und auf qualitative Dimensionen wie das „Gesamt-
bedürfniß der menschlichen Natur“ (Müller 1809: 252)
abhob. Ohne romantische Verklärung exponierte Fried-
rich List in seinem „organisch-nationalen System der
politischen Oekonomie“ (1841) die historistische Ent-
wicklungsidee: Auch wirtschaftlich seien die Verände-
rungsprozesse das Wesentliche. Sie vollzögen sich zu-
dem in mehreren Stufen. Da dies indes kaum im
Gleichschritt aller Länder geschehe, habe es die Wirt-
schaftswissenschaft nicht mit einer „Weltökonomie“,
sondern mit „Nationalökonomien“ auf unterschied-
lichen Entwicklungsniveaus zu tun.
Da einflussreiche deutschsprachige Volkswirte schon

um die Mitte des 19. Jh. begannen, historistische Prinzi-
pien systematisch anzuwenden, ist es üblich, von einer
Älteren Historischen Schule zu sprechen. Wilhelm Ro-
scher schuf mit seinemWerk „Grundriß zu Vorlesungen
über die Staatswirthschaft. Nach geschichtlicher Metho-
de“ (1843) das Programm für ein „System der Volks-
wirthschaft“, das in fünf Bänden als „Hand- und Lese-
buch für Geschäftsmänner und Studierende“ (1854–94)
bis zur Jh.-Wende Maßstäbe setzte. Grundlegend war
für W. Roscher die „Lehre von den Entwickelungsgeset-
zen der Volkswirthschaft, des wirthschaftlichen Volks-
lebens“ (Roscher 1854: 22), wobei diese holistischen Ge-
setze nicht dauerhaft Gültiges, sondern räumlich und
zeitlich divergierende Stufen der wirtschaftlichen Ent-
wicklung bezeichneten. Indem damit teleologisch die
Erwartung verbunden wurde, „höhere Kulturstufen“ zu
erreichen, fügte sich diese historistische Nationalöko-
nomie in den „Kreis der moralisch-socialen Disciplinen“
(Kautz 1858: VI) ein. Um die „speciellen Thatsachen
einzelner Völker und Entwickelungsmomente“ (Hilde-
brand 1848: 27) besser erfassen zu können, waren zu-
dem Bruno Hildebrand und sein Schüler Karl Knies be-
müht, die Datenerhebung zu institutionalisieren und
die „Statistik als selbständige Wissenschaft“ (1850) zu
begründen. Der Anspruch der genannten Autoren, eine
„politische Oekonomie vom geschichtlichen Stand-
puncte“ (Knies 1883) her zu formen, schloss jedoch nicht
aus, bestimmte ahistorische Positionen, z.B. in der
Güterwertlehre oder der Geldtheorie, zu akzeptieren.
Homogener erscheint dagegen das Programm der
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Jüngeren Historischen, treffender: Historisch-Ethischen
Schule, das Gustav Schmoller geformt undwirkungsvoll
vertreten hat. Er verortete die Ökonomik eindeutig bei
jenen Wissenschaften, „welche sich von den Bedingun-
gen des Raumes, der Zeit und der Nationalität nicht
trennen lassen“ (Schmoller 1860: 463) und daher „von
der polyhistorischen Datensammlung zur Specialunter-
suchung der einzelnen Epochen, Völker und Wirt-
schaftszustände überzugehen“ habe (Schmoller 1900:
118). Allerdings sollte dies nicht (nur) aus antiquari-
schem Interesse geschehen, sondern in der Absicht, aus
demMaterial Schlüsse im Hinblick auf aktuell zu lösen-
de, namentlich soziale Probleme zu ziehen. Dabei abs-
trakt-isolierend und rational-deduktiv vorzugehen, wie
es u. a. die österreichische Grenznutzenschule tat, lehn-
te G. Schmoller strikt ab, da allein historisch-induktives
Forschen „feststehende Wahrheiten“ (Schmoller 1897)
über unterschiedlichste Volkswirtschaften hervorbringe.
Volkswirtschaften seien zweckgerichtete Gebilde, un-
trennbar mit Natur, Technik, Gesellschaft, Kultur, Sitte
und Recht und deren jeweiligen Institutionen ver-
woben. Von diesen habe den Volkswirt zuallererst der
Staat zu interessieren, weil er mit seinen Mitteln die
Einkommens- und Vermögensverteilung gerechter ma-
chen und damit den inneren Frieden sichern könne. Da
G. Schmoller nicht nur den Staat, sondern alle gesell-
schaftlichen Kräfte, auch dieWirtschafts- und Sozialwis-
senschaftler, in der Pflicht sah, an Sozialreformen mit-
zuwirken, schuf er mit Gleichgesinnten 1872/73 den
„Verein für Socialpolitik“. Dass sich dessen Mitglieder
nicht nur darauf beschränkten, Fakten zusammenzutra-
gen und politische Entscheidungen zu begleiten, son-
dern im Namen der →Wissenschaft auch sozial- und
wirtschaftspolitische Normen setzten, stieß auf heftigen
Widerspruch all jener, die solche Werturteile für wis-
senschaftlich nicht begründbar hielten. G. Schmoller
hingegen war davon überzeugt, dass „sich die guten,
hochstehenden Menschen desselben Volkes, desselben
Kulturzeitalters doch immer […] über die wichtigsten
praktischen Werturteile einigen“ (Schmoller 1911:
494 f.) könnten. Nicht zuletzt dank dieser „sittlichen
Kräfte“ würden Gesellschaft und Wirtschaft höhere,
sprich: kultiviertere Stufen erklimmen. Auch ohne ethi-
sche Färbung wurden solche Stufenlehren präsentiert.
Die bekannteste stammt von Karl Bücher, der in Arbeits-
teilung und -vereinigung die Wechselkräfte wirtschaft-
licher Entwicklung ausmachte.Werner Sombart und Ar-
thur Spiethoff „theoretisierten“ das „Tatsachenmaterial“
noch konsequenter, indem sie die jeweiligen Wirt-
schaftsstufen bzw. -systeme meist mittels hermeneu-
tischer (anschaulicher bzw. verstehender), sich des Stil-
gedankens bedienender Methoden analysierten, um
regelmäßige und allgemeingültige Erscheinungen aus
dem komplexen historischen Geschehen zu isolieren.
Sogar prominente Kritiker historistischer Ökonomik,
namentlich Adolph Wagner, Joseph Schumpeter und
Walter Eucken, bemühten sich, die Kluft zwischen strikt

historischer und rein theoretischer Forschung zu über-
winden.
Bes. in der deutschen Wirtschaftswissenschaft ge-

wann der H. großes Ansehen, das auch international
ausstrahlte. Ökonomen in aller Welt, von denen etliche
(auch) in Deutschland studiert hatten, übernahmen zu-
mindest Bausteine und passten diese in die eigenen, oft
landesspezifischen Lehrgebäude ein. Einige Fälle: Die
erst Ende des 19. Jh. Gestalt annehmende US-amerika-
nische Wirtschaftswissenschaft orientierte sich zum
einen sowohl an W. Roschers Werken als auch an
G. Schmollers Aktivitäten, weshalb z.B. die „American
Economic Association“ 1885 auf Betreiben von Richard
Theodore Ely nach dem Vorbild des „Vereins für Social-
politik“ entstand. Zum anderen kam in den USA ein
demH. vergleichbarer Institutionalismus auf, den Thor-
stein Veblen durch eine komplexe, den hedonistischen
Kalkül überwindende Sozialpsychologie des amerika-
nischen →Kapitalismus und seiner Wandlungen nach-
haltig inspirierte. In der Folge bewegten amerikanische
Institutionalisten wissenschaftlich wie praktisch viel. So
analysierte John Rogers Commons die divergierenden

→Interessen gesellschaftlicher undwirtschaftlicher Insti-
tutionen und beeinflusste die Gesetzgebung v.a. zum
Schutz der Schwächeren. Wesley Clair Mitchell betrieb
Ökonomik als „funktionelle Wissenschaft“, die auf
wohlfahrtsstaatliche Reformen auszurichten sei und da-
zu Tatsachenwissen brauche, um den institutionellen
Wandel und konjunkturelle Schwankungen erfassen zu
können („analytical description“ [Mitchell 1927: 57]).
Weil dazu vermehrt quantitative, insb. statistische Me-
thoden nötig waren, gründete er 1920 das „National Bu-
reau of Economic Research“. In Russland popularisierte
Ivan Kondratevich Babst die Ansichten der Älteren und
Aleksandr Ivanovič Čuprov die der Jüngeren Histori-
schen Schule. Dies harmonierte mit der russisch-ortho-
doxen Weltsicht insb. der Slawophilen, die von einer
integrierten Gesellschaft schwärmten und die Land-
gemeinden mit gemeinschaftlichem, aber regelmäßig
umverteilten Grundbesitz idealisierten. In Japan war es
Naburo Kanai, der sich aus historistischer Perspektive
gegen extremen →Individualismus sowie unkontrollier-
ten →Wettbewerb aussprach und staatliche →Sozialpoli-
tik befürwortete. Er begründete damit eine Tradition,
die in der japanischen Ökonomik nachklang. Österrei-
chische Ökonomen wiederum verlegten sich wie Karl
Theodor von Inama-Sternegg primär auf wirtschafts-
geschichtliche und -statistische Untersuchungen, inter-
pretierten deren Ergebnisse aber auch im Lichte der
klassischen Marktökonomik. Abseits deutscher Einflüs-
se gab es in der britischen Politischen Ökonomie diver-
gente historistische Strömungen. Angelehnt an die Evo-
lutionstheorien ( →Evolution) von Charles Darwin und
Herbert Spencer entwarf Walter Bagehot eine holistisch
auf die „Charaktere“ von Nationen und die typischer
(Wirtschafts-)Menschen abhebende Stillehre des zivili-
satorischen und ökonomischen Fortschritts, hielt aber
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zugl. an deduktiven, vorwiegend ricardianischen Erklä-
rungen des in England erreichten Zustands fest. Genau
solche klassischen Theorien wurden aber als „dismal sci-
ence“ (Carlyle 1849: 672) und „gospel of despair“ (Car-
lyle 1843: 249) von anderen, manchmal sozialistischen
Ideen zuneigenden Historisten, etwa John Ruskin, die
für eine Verbesserung der aktuellen Lebensbedingun-
gen der unteren Klassen stritten, vehement verworfen.
John Kells Ingram tat dies ebenso, aber aus ganz
anderem Grund: Vom →Positivismus Auguste Comtes
eingenommen, wollte er die Ökonomik in eine allg.e
Gesellschaftslehre eingebettet sehen, welche die Ent-
wicklungsgesetze induktiv erforscht.
Spätestens seit den 1930er Jahren wurde der H. i. d.

W. zunehmend „als ein Gemisch von Empirie und Ethik
und oft nicht mehr als ein Geschwätz“ (Preiser 1950:
241) diskreditiert und weltweit von ahistorischen, vor-
nehmlich neoklassischen und keynesianischen Theorien
zur Mikro- und Makroökonomik überlagert oder ver-
drängt. Dennoch hinterließ er bleibende Spuren bes. in
jenen Fachgebieten, die sich mit empirischer Wirt-
schaftsforschung, dem Wandel staatlicher, gesellschaft-
licher und ökonomischer →Institutionen, der Rechts-
und Wirtschaftsordnung sowie der →Finanz- und
Sozialpolitik befassen. Darüber hinaus sind seit neuerer
Zeit in der Wirtschaftswissenschaft Tendenzen erkenn-
bar, historistische Traditionen vermehrt zu beleben, weil
die Werkzeuge herrschender Wirtschaftslehren nach
Auffassung ihrer Kritiker zu stumpf oder ungeeignet
sind, vertraute wie (vermeintlich) neue ökonomische
Phänomene befriedigend zu erklären. Dies betreffe
hauptsächlich die Eigenschaften und Handlungen des
„Wirtschaftsmenschen“ sowie evolutorische Vorgänge
(Änderungen der Bedürfnis- und Präferenzstruktur, In-
novationen, Konjunkturen und Krisen, Globalisierung,
Wissenstransfer, ökologische Prozesse), deren histori-
sche, rechtliche, technische, ethische, anthropologische
und sozio-kulturelle Dimensionen jedenfalls mit be-
dacht werden müssten (contextual economics), um sie
besser verstehen zu können.
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Hochschulen

I. Pädagogisch – II. Geschichtlich – III. Rechtlich

I. Pädagogisch

1. Begriff und Bedeutung
VonH. ist heute im Sinne einer Sammelbezeichnung für
Einrichtungen des sog.en tertiären Bildungsbereichs die
Rede, der auf Primar- und Sekundarschulen aufbaut.
Das geltende Hochschulrecht schließt Universitäten
und Fach-H., wissenschaftliche und nichtwissenschaft-
liche H. ein. Gemeinsam ist ihnen ein, wenngleich im-
mer schwächer werdendes, allg.es Bildungsmotiv und
das ins Zentrum gerückte Moment der Berufsvorberei-
tung sowie das Recht, Qualifikationen und akademische
Grade zu verleihen. Abzugrenzen ist der Bereich einer
eher der Freizeit zugeordneten →Erwachsenenbildung,
der sog.e quartäre Bereich, zu dem auch die Volks-H.
gehören. I.d.R. sind H. staatliche Einrichtungen und
haben den Status einer K.d.ö.R., fußend auf dem in
Art. 5 Abs. 3 GG garantierten Grundrecht der Lehr-
und Forschungsfreiheit. Damit ist unbeschadet der
staatlichen Aufsicht ein Spielraum inhaltlicher Selbst-
bestimmung und →Selbstverwaltung gegeben. Auf
Bundesebene gibt das HRG allg.e Richtlinien vor, die
dann in den Ländergesetzen spezifiziert und in den ein-
zelnen H. nach ihrem Selbstverständnis in eigenen Ord-
nungen umgesetzt werden.
Die Annäherung von Universitäten und Fach-H., die

durch das HRG wesentlich eingeleitet wurde, beendet
die Geschichte der Universität als Ort reiner →Wissen-
schaft und →Bildung und bewirkt, dass beide jeweils
Wissenschafts- und Berufsorientierung zu vereinbaren
haben. Während in der klassischen europäischen Tradi-
tion die Universität gerade darum als „Hohe Schule“
oder „H.“ bezeichnet wurde, weil sie als Grundlage der
akademischen Berufe eine freie Beschäftigung mit allen
Wissenschaften (universitas litterarum) in ihrer Ausrich-
tung auf den Menschen (Humanität) ermöglichte
( →Universitätsidee), spezialisieren sich Universitäten
aktuell auf ein bestimmtes Profil von Fächern, For-
schungsschwerpunkten und spezielle Perspektiven der
Berufsausbildung, und die Fach-H., die traditionell der
je speziellen Anwendung wissenschaftlicher Grund-
lagen verpflichtet sind, suchen stärkeren Ausbau eige-
ner wissenschaftlicher →Forschung und Lehre. Es fragt
sich nun, ob mit der veränderten Orientierung das mit
der Tradition verbundene unbedingte Fragen und Strei-
ten um Wahrheit aus der Distanz von unmittelbarer
Verwertung preisgegeben oder quer zu den Institutio-
nen aufzusuchen ist.

2. Bildungsauftrag und Berufsausbildung
Die obersten Aufgaben der H. bestehen laut HRG in der
„Pflege und der Entwicklung der Wissenschaften und
der Künste durch Forschung, Lehre, Studium und Wei-

terbildung in einem freiheitlichen, demokratischen und
sozialen Rechtsstaat“ (§ 2 S. 1). Auf diese Bestätigung
des im GG verankerten Grundrechts auf Freiheit der
„Wissenschaft und Künste, Forschung und Lehre“
(Art. 5 Abs. 3) und ihres grundlegenden Bezugs auf die
Verfassung folgt die Aufgabenbestimmung einer Vor-
bereitung auf „berufliche Tätigkeiten“, die „die Anwen-
dung wissenschaftlicher Erkenntnisse und wissenschaft-
licher Methoden oder die Fähigkeit zu künstlicher
Gestaltung erfordern“ (§ 2 S. 1 HRG). Dadurch sind die
H. gemäß ihrer je spezifischen Aufgabenstellung, die
die Ländergesetze bestimmen, zunächst auf die För-
derung von Wissenschaft und wissenschaftlicher Bil-
dung und Weiterbildung im Kontext der Erfüllung der
Verfassung verpflichtet, stehen also im Dienst der Er-
möglichung von →Freiheit, →Demokratie, Sozialität
und →Recht. Erst auf dieser Grundlage kommt die Vor-
bereitung auf berufliche Tätigkeit in Betracht, die über
die politisch-gesellschaftliche Bedeutung hinaus auch
der professionellen und ökonomischen Anwendung
Rechnung trägt. Freie wissenschaftliche Bildung in ge-
sellschaftlicher Verantwortung steht somit zur wissen-
schaftlich orientierten Berufsausbildung in einem Fun-
dierungs- und Ergänzungsverhältnis. Eine einseitig an
ökonomischer Verwertung und Vermarktung interes-
sierte Berufsorientierung der H. widerspricht dieser Ge-
setzgebung.
Zur Pflege der Wissenschaften und Künste gehört die

Verpflichtung zu Sachlichkeit, Wahrhaftigkeit und
Freimut, um Manipulationen und Betrug entgegen-
zuwirken. Während die Berufsvorbereitung direkte ge-
sellschaftliche Aufgaben erfüllt, leistet eine freie Wis-
senschaft in Forschung und Lehre auf indirekte Weise
ihren Beitrag zur Stabilisierung und Verbesserung hu-
maner Verhältnisse in der Gesellschaft. Dafür muss die
ganze Bandbreite naturwissenschaftlich-technischer,
politisch-ökonomischer wie sozial- und geisteswissen-
schaftlicher Disziplinen in Anspruch genommen wer-
den. Zielhorizonte liegen nicht nur in wissenschaft-
lichen und technologischen →Innovationen, sondern in
der Wahrnehmung, Erneuerung und Verbesserung hu-
maner Lebensformen. Der Wahrheitsanspruch der Wis-
senschaft erhält eine bes. aktuelle Bedeutung im Kon-
text gesellschaftlicher Phänomene des „Postfaktischen“,
da ein rationales Weltbild und überprüfbares Wissen
gegen beliebige Verfügbarkeit von Fakten und Darstel-
lungen zu verteidigen sind.

3. Geschichte
Vorläufer der H. finden sich in antiken Philosophen-
und Rhetorikschulen.
Die gemeinsame Wurzel für das heutige verzweigte

Hochschulwesen ist die Universität des Mittelalters, de-
ren originär europäische Rechtsform bis heute als Leit-
bild für die H. gelten kann. Zu den komplexen Bedin-
gungen des Entstehens der Universität gehören die

→Emanzipation von Wissenschaftlern aus den Bindun-
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gen der Kloster- und Domschulen und die gesellschaft-
liche Anerkennung der Wissenschaft im Zuge der Wie-
derentdeckung des römisch-justinianischen Rechts, der
Begegnung mit arabischer Mathematik und Heilkunde
sowie dem Lehrgebäude der →Scholastik aus der Rezep-
tion des Gesamtwerks des Aristoteles. Angesichts der
Machtallianzen und -kämpfe zwischen Kirche und Staat
( →Kirche und Staat), des Aufblühens der Wirtschafts-
und Handelsbeziehungen und für eine größere soziale
Mobilität war die Gründung der Universitäten von gro-
ßem Einfluss. Ab dem 13. Jh. galt in den Regierungsgre-
mien zunehmend gelehrte Bildung als Qualifikations-
kriterium neben adliger Herkunft. Die Gründung von
Universitäten stand unter dem Schutz der Universalge-
walten von Kaiser und Papsttum und wurde mit den
Privilegien einer korporativen Verfassung, eigener Ge-
richtsbarkeit, Steuerfreiheit und dem Recht zur Verlei-
hung akademischer Grade ausgestattet. Der Name leitet
sich aus dem Begriff der Gemeinschaft von Lehrenden
und Lernenden ab (universitas magistrorum et scholari-
um), denen an urbanen Zentren eine offene Lebensform
im Studium der Wissenschaften zugestanden wurde.
Die konzedierten libertates scholarium wurden den Uni-
versitäten aufgrund ihrer studia generalia pauschal ver-
liehen und schützten die Universitäten vor dem Zugriff
der örtlichen Gewalten (König, Fürst, Stadt, Bischof ),
im Unterschied zu den Partikularschulen mit ihren vor-
bestimmten eingegrenzten Zwecken. Über das 12. und
13. Jh. hinweg breiteten sich Universitäten in ganz Eu-
ropa aus (Paris 1150; Oxford 1163; Bologna 1219; Padua
1222; Salamanca 1222; Cambridge 1229; Toulouse
1229; Rom 1244; Prag 1348; Wien 1365; Heidelberg
1386; Köln 1388). Urspr.er Kern der universitären Le-
bensgemeinschaft bzw. rechtlichen Korporation waren
die magistri oder doctores mit ihrer persönlichen Sach-
autorität, zu denen die Lernenden jeweils hinzogen. Da-
raus ging eine korporative Hochschulverfassung mit
Selbstverwaltungsorganen wie Rektor und Fakultäten
hervor, wobei sich das Modell von vier Fakultäten, meist
in der Aufteilung von einer unteren propädeutischen,
der Artistenfakultät, die die Gesamtheit der artes libera-
les vertrat, und den oberen Fakultäten der Theologie,
Jurisprudenz undMedizin herausbildete. Internationale
Wirksamkeit und Ansehen sowie die Freiheitsrechte der
Lehrenden und Studierenden waren enorm, aber Obö-
dienz- und Pfründenpolitik leitete mit dem Auszug
deutscher Magister aus Paris und Prag (1381–1409) eine
Provinzialisierung der Universitäten ein.
Im Zeitalter der →Reformation und Gegenreforma-

tion verstärkten sich in Westeuropa die nationalen, im
deutschen Gebiet die landesstaatlichen Rahmungen der
Universitäten und H. durch Bindung an die jeweils gel-
tenden konfessionellen Bekenntnisse. Aus den konfes-
sionellen Kämpfen und Auseinandersetzungen gingen
gleichwohl auch positive Bildungsimpulse hervor, bes.
durch Philipp Melanchthon und Erasmus von Rotter-
dam, sowie das Wirken des Jesuitenordens. Über die

Konfessionskonflikte hinweg schafften die Bezüge auf
devotio moderna und →Humanismus europäische Ge-
meinsamkeiten und internationale Verbindungen, die
erst im →Absolutismus beschnitten wurden.
Im Absolutismus fielen die Universitäten in die Ab-

hängigkeit der Landesherren, deren Territorialpolitik
mit Beginn des 18. Jh. die Einengung des Hochschul-
zugangs verfügte. Durch die Zentralisierung der Politik
wurden die H. auf die Funktion der Ausbildung von
Staatsbeamten und Staatsdienern reduziert. Zwar öff-
nete sich der Absolutismus in gewisser Weise der →Auf-
klärung, sorgte für eine Schwächung des Konfessions-
prinzips, der scholastischen Disputationen und der
Latinität und führte in Reformuniversitäten mit dem
mundanen Ideal einer libertas philosophandi auch neue
Lehrmethoden ein (Reformuniversitäten Halle 1694;
Göttingen 1737). Aber polizeistaatliche Bevormundung
und Staatsutilitarismus behinderten zugl. die akademi-
sche Freiheit. Der Zentralisierung und →Säkularisierung
fielen bis zum Anfang des 19. Jh. die Hälfte der über 40
deutschen H. durch Auflösung oder Degradierung zu
Spezialschulen (Lycées) zum Opfer. Gegen diesen Nie-
dergang setzten sich insb. die Denkschriften von Fried-
rich Wilhelm Joseph Schelling, Johann Gottlieb Fichte,
Wilhelm von Humboldt und Friedrich Schleiermacher
zur Wehr, die in Anlehnung an Immanuel Kants „Streit
der Fakultäten“ (1798) eine neue Universität entwarfen.
Mit der Gründung der Berliner Universität 1810 unter
der politischen Leitung W. von Humboldts wurde ein
Modell geschaffen, das den mittelalterlichen Allgemein-
heits-, Wahrheits- und Freiheitsanspruch mit moder-
nem, aufgeklärtem Wissenschaftsverständnis verband.
Dieses Modell verbreitete sich (Breslau 1811; Bonn
1818; München 1826 usw.) und bestimmte Gestalt und
Selbstverständnis der Universität bis in die 60er Jahre
des 20. Jh. Im Zentrum des Reformmodells standen:
Freiheit der Wissenschaft von inhaltlicher Fremdsteue-
rung, Einheit der Wissenschaft in ihrem Bezug auf Bil-
dung und Humanität, Verständnis der Wissenschaft als
unfertiger Prozess, Einheit von Forschung und Lehre,
gleichrangige Gemeinschaft von Lehrenden und Studie-
renden, Sicherung der Qualität in formaler Hinsicht
durch Voraussetzung des Abiturs für Studierende und
des Habilitationsverfahrens für Lehrende; in inhalt-
licher Hinsicht durch wissenschaftliches Tun und wis-
senschaftliche Kritik selbst.
Die in W. von Humboldts Universitätsmodell gefor-

derte (philosophisch begründete) Einheit aller Wissen-
schaft in ihrer humanen Grundlage und Zielrichtung
scheiterte im 20. Jh. am Auseinandertreten der Wissen-
schaftsparadigmen in →Natur-, →Geistes- und →Sozial-
wissenschaften. Soziale Umbrüche und die Studenten-
revolte von 1968 ( →Studentenbewegungen) führten zu
einem weitreichenden Traditionsabbruch, der die uni-
versitäre Gemeinschaft in politische Interessenslager
aufteilte. Die akademische Freiheit wurde durch um-
fassende gesetzliche Einbindung reguliert. Bereits die
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Weimarer Republik und der Nationalsozialismus hatten
mit entgegengesetzten Zielen einheitliche Hochschul-
gesetze eingeführt. Nach 1945 stand zunächst mit der
Einsicht in den Zusammenhang von Bildung und De-
mokratie die „Wiedererneuerung des ursprünglichen
Geistes“ ( Jaspers 1946: Vorwort) im Vordergrund. Der
Traditionsbruch der 60er Jahre zog eine Neubestim-
mung der H. nach sich, die sich in der Rahmengesetz-
gebung des HRG und in der Verdichtung von Bera-
tungs- und Steuerungsgremien niederschlug.

4. Reform

→Reformen betreffen die Veränderung der Struktur und
Bedeutung der H. nach gesellschaftlichen Bedürfnissen
und wissenschaftlichem Selbstverständnis. W. von
Humboldts Reform hatte mit der Freisetzung einer
allg.en, unabhängigen Wissenschaft und Bildung von
der unmittelbaren Berufsausbildung die mittelalterliche
Ordnung umgekehrt. Wissenschaftliche Forschung und
akademische Bildung sollten nicht unmittelbar im
Dienst kirchlicher, staatlicher und wirtschaftlicher Inte-
ressen stehen, sondern diesen umgekehrt auch Grenzen
und Maßstäbe setzen. Dies hatte in der inneren Organi-
sation die Gleichrangigkeit der Fakultäten und das Kol-
legialitätsprinzip der Wissenschaftler zur Folge. Aller-
dings war damit eine Sonderstellung der Universitäten
sowohl in der Gesellschaft als auch gegenüber anderen
Schulen und H. gegeben. Die Hochschulreform der
1970er Jahre bereitete die Aufhebung dieser Sonderstel-
lung vor. Sie stand im Zusammenhang mit der starken
Zunahme der Studierendenzahlen und einer sprunghaf-
ten Expansion der H., die nicht nur dem erhöhten Be-
darf entsprechen, sondern durch die Gewährung von
Chancengleichheit im Sinne einer „Bildung als Bürger-
recht“ (Dahrendorf 1965) auch eine Steigerung sozialer
Bildungspartizipation forcieren wollte. Der Ausbau der
H. wurde empfohlen und gelenkt vom Wissenschafts-
rat, einem 1958 aus Vertretern der Regierungen und
der Wissenschaft paritätisch gebildeten Planungsgremi-
um, das bis heute tätig ist. Auf dessen Empfehlungen
kam es seit 1961 zu einer großen Zahl vonNeugründun-
gen (allein acht in NRW 1970). Eine strukturell ein-
schneidende Veränderung bot dabei das neue Modell
der Gesamt-H., mit dem die Umstrukturierung eines
vertikal gegliederten in ein horizontal gegliedertes Bil-
dungssystem gelingen sollte (statt verschiedener Schul-
formen durchlässige Stufen des Primar-, Sekundar-,
Tertiär- und Quartärbereichs als Grundschule, Gesamt-
schule, Gesamt-H. und Fort- und Weiterbildung). Mit
der Eingliederung der Pädagogischen H. in die Univer-
sitäten wurde ein weiterer Schritt in die Ausweitung und
Egalisierung einer differenzierten Hochschullandschaft
eingeleitet. Eine innere Strukturveränderung dieser
Reform stellt die durch Gesetzgebung von Bund und
Ländern eingerichtete „Gruppenuniversität“ dar, die die
Partizipation aller Hochschulmitglieder an Selbstver-
waltungsaufgaben anteilig nach Gruppen; Professoren,

Studierende, wissenschaftliche und nichtwissenschaft-
liche Mitarbeiter, vorschreibt.
Die aktuell virulente Hochschulreform, der sog.e Bo-

logna-Prozess, benannt nach einer politisch-program-
matischen Erklärung zu einem gemeinsamen Euro-
päischen Hochschulraum (Bologna-Deklaration 1999)
gemäß einer Absprache der französischen, deutschen,
italienischen und britischen Bildungsminister in Paris
(Sorbonne-Erklärung 1998), hat seither nahezu flächen-
deckend die Stufung der Studiengänge, eine standardi-
sierte Effizienzkontrolle und eine quasibetriebliche
Umstrukturierung der H. bewirkt. Die weitgehende Ab-
schaffung zusammenhängender facheinheitlicher Voll-
studiengänge wie Diplom, Magister oder Staatsexamen
zugunsten fachdiverser Kurzstudiengänge als Bachelor-
und Masterstudien (Ausnahme: Jura und Medizin) soll-
te einer internationalen Vereinheitlichung, Mobilisie-
rung und Vereinfachung dienen sowie die hohen Studi-
enabbrecherzahlen deutlich reduzieren. Aber nicht
diese Ziele, deren kaum eines belegbar erreicht werden
konnte, sondern eine konsequente Wirtschafts- und Be-
rufsorientierung haben, insb. in Deutschland, den Cha-
rakter der H. tiefgreifend beeinflusst. Dazu führten
Steuerungsmaßnahmen (wie Hochschulpakt und Ziel-
vereinbarungen), die über die bundes- und landes-
gesetzlichen Regelungen hinaus ein engmaschiges Netz
von Vorgaben und Kontrollen der Produkte und Pro-
duktionsweisen der H. als Qualitätsprüfung einzogen.
Damit sollte ein für die Gesellschaft befriedigendes Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis hinsichtlich des Outputs der H.
sichergestellt werden. Unter dem Stichwort der (Finanz-)
Autonomie der H. trat der wirtschaftliche →Wettbewerb
in den Vordergrund und forciert zunehmend privatwirt-
schaftliche Beziehungen und Partnerschaften ( →public-
private-partnership nach amerikanischem Vorbild). Dem
entsprechen die Veränderungen der inneren Organisa-
tion. Die Gleichrangigkeit der Fakultäten und Fach-
bereiche wird nach Leistungsparametern modifiziert
(u. a. Einwerbung von Drittmitteln in der Forschung;
Nachfrage und Absolventenzahlen in der Lehre). An-
stelle des Kollegialitätsprinzips trat eine gestaffelte Hie-
rarchisierung: Rektor oder Präsidenten und Dekane
wurden zu Vorgesetzten, während sie zuvor je auf Zeit
gewählte Vertreter aller als primus inter pares waren. Für
die Studierenden werden modularisierte Lehreinheiten
in einer Vielzahl von Studiengängen angeboten, die teil-
weise flexibel abrufbar und montierbar sind, aber durch
ein kleinschrittiges System von Zeit- und Prüfungsvor-
gaben gesteuert und kontrolliert werden.
Während die Hochschulreformen der 1970er Jahre

sich unter den Stichworten von Bildungsexpansion,
Chancengleichheit und Demokratisierung zusammen-
fassen lassen, orientiert sich die Bologna-Reform an
Humankapital, Wettbewerb und Ökonomisierung. An
beiden Reformwellen lassen sich berechtigte Anliegen
und problematische Wirkungen unterscheiden.
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5. Kritik
Gestaltung und Entwicklung der H. ist nicht nur als Er-
folgsgeschichte zu beschreiben, sondern auch im Spiegel
kritischer Reflexion zu betrachten. Die Politisierung der
H. in den 1970er Jahren und ihre →Ökonomisierung
seit der Jahrtausendwende sind selbst aus massiver Kri-
tik an traditionellen Verhältnissen hervorgegangen. Ihre
Wirkungen sind nun ihrerseits kritisch zu revidieren.
Dazu gehört neben den implementierten Verfahrens-
weisen der Qualitätskontrolle auch die Prüfung ab-
weichender Urteile und Gegenstimmen. Kritik ist ein
notwendiges Moment der Bildung wie auch der Demo-
kratie. Grundlegende Kritik wird derzeit aus den H. ge-
äußert an möglichem und faktischem Verlust der Un-
abhängigkeit der Wissenschaft und Forschung, an einer
engen und einseitigen Ökonomisierung der Bildung, an
einer fragwürdigen Reduktion auf standardisierte Kom-
petenzen, an einer kleinschrittigen Zerteilung der Bil-
dung auf Kosten sachlicher Zusammenhänge und per-
sönlicher Einsichten, an einer Berufsorientierung, die
hinter die mittelalterliche Universität zurückfällt. Ein
gemeinsamer europäischer Bildungsraum ist noch weit-
gehend Desiderat, solange sich Gemeinsamkeiten auf
durchgesetzte Nomenklatur und Kontrollen beschrän-
ken. Gleiche Verfahrensweisen der Qualitätssicherung
begründen noch keine gemeinsamen Perspektiven;
Wettbewerb und ökonomische Effizienz eröffnen noch
keine zu teilende Welt. Den komplexen gesellschaftli-
chen Herausforderungen wie Terrorismus, Krieg, Ar-
mut, Migration und Flucht, Klimawandel und Umwelt-
zerstörung bei gleichzeitiger globaler Vernetzung von
Wirtschaft, Politik undMedien in den Beschleunigungs-
zirkeln ihrer technologischen Entwicklung ist mit spe-
zialisiertem Know-how allein nicht zu begegnen. Es be-
darf dazu kritischer Reflexion, ethischer Maßstäbe,
kultureller Differenziertheit, Sensibilität für Dehumani-
sierungen und sozialer Phantasie. Dafür ist es notwen-
dig, dass H. ihren Bildungsauftrag bedenken undwieder
neu aneignen. „Hochschulen sind nicht lediglich Fach-
kräfte-Zulieferer für den Arbeitsmarkt, sondern Orte
der Bildung und übernehmen damit nicht zuletzt poli-
tisch-gesellschaftliche Verantwortung“ (Miller/Ostertag
2017: 1).
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II. Geschichtlich

1. Von den Anfängen bis zum 17. Jh.
In ihren Anfängen seit dem späten 11. Jh. war die euro-
päische Universität noch keine Institution. Als „Hohe
Schulen“ wurden damals die bedeutenden Kathedral-
schulen der Ile-de-France (Laon, Reims, Chartres, auch
Paris) bezeichnet und Interessierte nahmen weite Wege
auf sich, um dorthin wie auch an die bekannten Rechts-
schulen in Oberitalien, v. a. nach Bologna, zu ziehen.
Vorrangig wurden die „Bildungsmigranten“ von dem
Ruf berühmter Lehrer angezogen, die die neue Wissen-
schaftsmethode der →Scholastik lehrten. In der Mitte
des 12. Jh. erhielten die Gelehrten aus Bologna von Kai-
ser Friedrich I. eine Schutzzusage gegen Übergriffe
Dritter auf den Reisewegen und vor Ort („Authentica
Habita“, 1158). Als Grund ihrer Mobilität gaben sie an,
aus Liebe zum Studium (amor sciendi) auf Wanderschaft
zu sein.
In Paris prägte die Universität das Vier-Fakultäten-

Modell aus, das die Artes-Fakultät als unterste (seit
dem 18. Jh. als philosophische bezeichnet), die Rechts-
studien, die Medizin und die Theologie als obere Fakul-
täten kannte. Bologna blieb auf Rechtsstudien spezia-
lisiert. Bereits vor oder um 1100 verließen etliche der
Studenten die kirchlichen Schulen in Paris und fanden
sich am linken Seineufer zu unabhängigen, informellen
„Schulen“ zusammen. Diese scolares unterstellten sich
der Leitung und dem Unterricht von Magistern, die
ihrerseits zuvor Lehrer an den Kathedralschulen ge-
wesen waren. Mit diesem Schritt begann die Geschichte
der Universität selbst. Noch heute hat die Universität
Paris dort, im deshalb so genanntenQuartier latin, einen
ihrer zentralen Orte. Bald erkannte der Hof die Chan-
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cen einer Nutzung der gelehrten jungen Männer für
den Königsdienst. Als man im frühen 13. Jh. die Ge-
meinschaft der Lehrenden und Lernen bezeichnen woll-
te, wählte man für sie den Begriff universitas, der als
Fremdbezeichnung fortan bestehen blieb und der Uni-
versität bis heute ihren Namen gibt.
Die Bezeichnung als Hohe Schule kam jetzt nicht

mehr vor und wurde erst in der Aufklärungszeit wieder
verwendet, für exklusive Schulen, die sich von gewöhn-
lichen Schulen wie von Universitäten deutlich unter-
schieden. Seit dem ausgehenden 19. Jh. kam der Begriff
der H. auf, für nichtuniversitäre Einrichtungen wie
Technische H. und die späteren Fach-H.
Auf ihrem Siegel und in urkundlichen Dokumenten

wurde es seit dem Spätmittelalter üblich, dass die Uni-
versität Paris sich als universitas magistrorum et studen-
tium bezeichnete. Sie vertrat das zukunftsweisende
Modell einer Korporation, als welche sie fortan von
kirchlichen wie weltlichen Autoritäten privilegiert wur-
de. Obwohl stets in Städten lokalisiert, waren Univer-
sitäten in Europa nur im Ausnahmefall städtischer
Gründungen für einen Zugriff kommunaler Instanzen
offen.
Rasch wurde deutlich, dass die Absolventen der Uni-

versitäten in vielen gesellschaftlichen Bereichen nach-
gefragt waren. Anfänge eines →Arbeitsmarktes entstan-
den im ausgehendenMittelalter und sie boten neuartige
Chancen für studierte, v. a. für graduierte Universitäts-
absolventen. Wer nach dem Baccalarius- und Licencia-
tus- sowie dem Magistertitel einen Doktorgrad an einer
der höheren Fakuläten erwarb, hatte hervorragende
Aussichten auf eine Karriere als gelehrter Rat im städti-
schen, fürstlichen und bischöflichen und bald auch im
königlichen Dienst. Selbst für Ungraduierte boten die
Schreiberfunktionen im Kanzleidienst Aussicht auf Ver-
sorgung. Städte im römisch-deutschen Reich waren die
ersten, die den bes.n Nutzen universitär graduierter Ju-
risten (syndici) und den Prestigegewinn erkannten, der
mit der Anstellung solcher Rechtsgelehrter oder auch
Mediziner (physici) verbunden war; fürstliche Höfe und
zuletzt der Königshof folgten. Der Übergang von per-
sonaler Herrschaft und Frühformen staatlicher Ord-
nung war wesentlich von den Universitäten und deren
Absolventen beeinflusst.
Kaiser Friedrich II. hatte als König von Sizilien be-

reits 1224 in Neapel die erste vorrangig auf die Quali-
fikation gelehrten Personals für die Herrschaft aus-
gerichtete Universität gegründet, der spätere Kaiser
Karl IV. folgte als römisch-deutscher König und v.a. Kö-
nig von Böhmen 1348 diesem Vorbild mit der Grün-
dung der Universität Prag, der ersten im Reich nördlich
der Alpen. Längst waren in Oberitalien, England und
Frankreich weitere Universitäten gegründet worden, im
Reich folgten diejenigen in Wien 1365, Heidelberg
1386, Köln 1388 und Erfurt 1392 sowie neun weitere
im 15. Jh., jeweils zehn im 16. und 17. Jh., sieben im 18.
und elf Neugründungen im 19. Jh.

Fast ausnahmslos waren Landesfürsten die Gründer
und Stifter der neuenUniversitäten.Mit der Inanspruch-
nahme der Universitäten durch die territoriale Landes-
herrschaft und deren Entwicklung zu frühmoderner
Staatlichkeit wurde die Rolle der Universität neu de-
finiert. V.a. Juristen waren jetzt gefragt und unter ihnen
bes. die Kenner des römischen Rechts, die Legisten. Seit
dem 15. Jh. wurden die →Rechtswissenschaften als scien-
tiae lucrativae beschrieben. Entscheidend für den Erfolg
der scholastischen Wissenschaft und ihrer Vertreter war
die seit dem 12. und im 13. Jh. breit einsetzende Rezep-
tion der aristotelischen Logik. Universitäre Wissen-
schaft wurde zur Kunst des logisch schlüssigen Fragens
(der quaestio), die sämtliche gelehrte Disziplinen und
mit ihnen alle gesellschaftlichen Bereiche durchdrang.
Die sich schnell verdichtenden Prozesse der administra-
tiven Organisation von →Herrschaft, der Ausbau zentra-
ler gerichtlicher Gewalt und der Übergang zu einem
transpersonalen Verständnis königlicher Regentschaft –
in Frankreich seit um 1200, im föderalen römisch-deut-
schen Reich endgültig erst kurz vor 1500 durchgesetzt –
wurden durch die Verwissenschaftlichung der zeitge-
nössischen universitären Diskurse entscheidend beför-
dert. Gelehrte juristische Kompetenz trat im Rat der
Fürsten mehr und mehr an die Stelle militärischer Ex-
pertise, die gefolgschaftliche Bindung wurde durch For-
men früher Beamtenschaft gelehrter Räte bürgerlicher,
ab dem 16. Jh. auch niederadeliger Herkunft abgelöst.
Eine subtile Herrschaftstheologie sicherte den Königen
ihre exklusive Stellung, eine entwickelte politische
Theorie band sie zugl. an die Beachtung des →Rechts
und öffnete den Horizont für Ansätze völkerrechtlicher
Normativität.
Die Durchsetzung territorialfürstlicher Gewalt im rö-

misch-deutschen Reich seit dem Übergang zum 16. Jh.,
begünstigt durch die Erfindung des Buchdrucks sowie
unter dem Eindruck von →Reformation und →Konfes-
sionalisierung wie auch des →Humanismus, profitierte
von universitärem Wissen. Weiterhin sollten die Uni-
versitäten den Landesherrn qualifizierte Gelehrte als
Ratgeber und Funktionsträger, möglichst aus den Lan-
deskindern hervorgegangen, zur Verfügung stellen.
Eine Sonderrolle nahmen die kirchlich und traditional
dominierten Jesuitenuniversitäten des 16. und 17. Jh.
zumeist im süddeutschen Raum ein.
Allerdings gingen die Territorialfürsten vielfach dazu

über, in die inneren Angelegenheiten ihrer Landesuni-
versitäten einzugreifen, die Auswahl der Professoren
(die als Nachfolger der mittelalterlichen doctores seit
dem 16. Jh. diese bis heute übliche Titulatur führten)
und die Lehrinhalte zu beeinflussen. Die Neugründun-
gen des 17. Jh., v. a. diejenige in Gießen 1607 oder das
1622 folgende Straßburg, vermochten zunächst kaum
größere Geltung zu erlangen. Die Gründung in Halle
1694 verwies bereits auf die Reformen der Aufklärungs-
zeit.
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2. Vom 18. Jh. bis 1945
Seit dem Anfang und verstärkt der Mitte des 18. Jh. neu
gegründete →Akademien der Wissenschaften – die frü-
heste in Berlin, die erste in Verbindung mit einer Uni-
versität in Göttingen, weiterhin diejenigen in München
undMannheim/Heidelberg – eigneten sich mehr als die
Universitäten dazu, geistes- und naturwissenschaftliche,
auch technische Disziplinen zusammenzuführen, wie es
jetzt vielfach gefordert wurde.
Die mit der →Aufklärung verbundene wissenschaft-

liche →Innovation wirkte sich methodisch nicht an allen
Universitäten impulsgebend aus. Dennoch gelang es
einigen Universitäten, v. a. Göttingen und Halle, etwas
später auch Jena, sich als Reformuniversitäten einen Na-
men zu machen. Davon profitierten neu ausgebildete
politisch-ökonomische Disziplinen wie die →Kameralis-
tik oder die Nationalökonomie. Die Rechtswissenschaft
behielt daneben ihre praktische Bedeutung, philologi-
sche und moralphilosophische Studien kamen hinzu.
Durch die steigende Nachfrage nach Absolventen sol-
cher Studien gewannen Universitäten wieder an politi-
scher Bedeutung, so neben den genannten Reformuni-
versitäten auch diejenigen in Ingolstadt, Leipzig, Wien,
Leipzig oder Krakau.
War früher ein Vorrang der traditionalen Disziplinen,

v. a. der →Theologie, allg. anerkannt, so gewannen mit
dem Beginn des 19. Jh. weiterhin wegen ihrer staats-
politischen Relevanz die Rechts- und Kameralwissen-
schaften und wegen ihres gesellschaftlichen und
ökonomischen Nutzens die sich etablierenden →Natur-
wissenschaften an Bedeutung. Im revolutionären Frank-
reich waren die Universitäten als Ausdruck des Alten
aufgelöst und durch fachspezifische, auf praktischen
Nutzen angelegte Schulen ersetzt worden. Diesem An-
spruch konnten sich auch die Universitäten im Reichs-
gebiet nicht völlig entziehen. Sie vermochten es aber, die
neuen Ideen ihrer Zeit innerhalb der traditionalen Vier-
Fakultäten-Ordnung zur Geltung zu bringen.
In der Restauration vermochte sich zunächst mit den

Karlsbader Beschlüssen von 1819 eine staatsdirigistische
Richtung durchzusetzen, bis der Liberalismus um 1848
unter studentischen Protestbewegungen ( →Studenten-
verbindungen) eine Phase der wissenschaftlichen Neu-
orientierung wie auch der Politisierung der Professoren-
schaft erlaubte. Idealistische Konzeptionen, die Vor-
stellung von gehobener Menschenbildung, ein neuer
Begriff von ergebnisoffener Forschung und die program-
matische Bindung von →Forschung und Lehre prägten
die Universitäten und wurden international rezipiert.
Eine neue Idee von →Wissenschaft und Universität
( →Universitätsidee) manifestierte sich darin, wie sie
Wilhelm von Humboldt gegen das Vorgehen des napo-
leonischen Frankreich und im Anschluss an ältere Re-
formen wie in Göttingen geprägt und bereits in der
Gründung der Universität in Berlin 1810 realisiert hatte.
Sie verband disziplinäre Innovationen (wie die his-
torisch-kritische Methode) mit strukturellem Konser-

vatismus (in dem weiterhin dominanten Verständnis
von Landesuniversitäten) und wirkte darin seit dem ers-
ten Drittel des 19. Jh. nachhaltig.
Nach 1871 erreichten die Universitäten im Gebiet des

neu gegründeten kleindeutschen Reiches vor diesem
wissenschaftspolitischen Hintergrund eine herausragen-
de internationale Geltung, blieben aber weiterhin vor-
rangig auf ihren Dienst für den Staat bezogen. Von den
zeitgenössischen Kriegsereignissen, 1870/71 und noch-
mals 1914–18, waren die Universitäten, über die Absenz
und den Verlust an Professoren wie Studenten hinaus,
in ihrer organisatorischen Struktur kaum betroffen.
Das Ringen um →Wissenschafts- und Forschungsfrei-

heit unter der Herausforderung staatlichen Zugriffs fand
sich hingegen wieder auf der Agenda. Durch den natio-
nalen Impetus erfuhren die →Geisteswissenschaften
eine deutliche Aufwertung, insb. die historischen und
politischen Disziplinen. Die mechanischen und tech-
nischen Fächer wurden nochmals aufgewertet. Sie wa-
ren auf (Fach-)H. außerhalb der Universitäten konzen-
triert, doch auch dort wurde die Frage nach dem
praktischen Nutzen von Wissenschaft zunehmend stär-
ker gestellt.
Mit der Durchsetzung der NS-Ideologie seit 1928

wurden die Universitäten einer singulären Herausforde-
rung ausgesetzt. Durch die antidemokratischen und an-
tisemitischen Terrorgesetze seit 1933 und die Folgen der
Gleichschaltung wurden die Universitäten im Reichs-
gebiet in ihrer traditionellen Identität als Korporation,
trotz formal struktureller Weiterführung, faktisch
zerstört. Der Verlust durch die Exilierung jüdischer Ge-
lehrter und der nur geringe Widerstand der übrigen
Professorenschaft dagegen fügten derWissenschaft dau-
erhaften Schaden zu. Der Neubeginn nach 1945 bot den
Universitäten die Chance, auch die eigene Geschichte
als Ort freierWissenschaft und der Verbindung von For-
schung und Lehre wieder zu entdecken, wie sie seit dem
Mittelalter entstanden und seit den Reformen W. von
Humboldts zum politischen Programm geworden war.
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III. Rechtlich

Das Hochschulrecht ist breit angelegt. Es umfasst das
Völker- und Europarecht, das Bundes- und Landes-
verfassungsrecht, Staatsverträge und Verwaltungs-
abkommen zwischen (dem Bund und) den Ländern, das
Gesetzesrecht des Bundes und der Länder, Rechtsverord-
nungen, sowie das von den H. beschlossenen Satzungs-
recht. Das System lässt sich wegen der partikulären
Selbstverwaltungsautonomie der H. und der weitrei-
chenden Regelungshoheit der Länder, die dem Hoch-
schulrecht potentiell einen stark regionalen und lokalen
Charakter verleiht, nur unzureichend als Hierarchie er-
fassen.Die vielfältigenKooperationender Länder v.a. im
Rahmen der KMK und die Notwendigkeit einer Ver-
gleichbarkeit mit Blick auf die vielfältigen Förderpro-
gramme auf Bundesebene verhindern aber eine Zersplit-
terung des Hochschulrechts in Deutschland.
Das →Völkerrecht normiert v. a. Vorgaben hinsichtlich

des Rechts auf Bildung (etwa Art. 26 Nr. 1 S. 4 AEMR,
Art. 13 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 c IPwskR) und der Anerken-
nung von Abschlüssen von Studierenden. Das Welthan-
delsrecht hat Implikationen für die Ansiedlung von aus-
ländischen Bildungseinrichtungen, allerdings haben
hier EU und Mitgliedstaaten erhebliche Vorbehalte ver-
einbart. Im Rahmen des →Europarats sind v. a. die
„Äquivalenzkonventionen“ zu nennen. Keine rechtliche
Vorgabe ist der sog.e Bologna Prozess, der wohl nur in
Deutschland als mehr oder minder verbindlich betrach-
tet wird. Das →Europarecht enthält keine umfassenden
Kompetenzen hinsichtlich des Hochschulbereichs. Al-
lerdings finden sich im europäischen Gemeinschafts-
recht viele Ansatzpunkte für eine z.T. erhebliche Beein-
flussung mitgliedstaatlicher Strukturen, die nicht
zuletzt durch die integrationsfreundliche Rechtspre-
chung des EuGH befördert wird (s. z.B. Art. 165 Abs. 1,
167 oder 179 AEUV).
Als Normen des Hochschulrechts auf Bundesebene

sind neben der Gewährleistung des Art. 5 Abs. 3 und
Art. 12 GG v.a. zu nennen die Bestimmungen über die

Gesetzgebungskompetenz (Art. 70–82 GG) und die
Möglichkeiten des Bundes, bei der Bildungsplanung
und Forschungsförderung mitzuwirken (Art. 91 b GG).
Die Garantie der Wissenschaftsfreiheit des Art. 5 Abs. 3
S. 1 GG ist „neben einem individuellen Freiheitsrecht
eine objektive, das Verhältnis von →Wissenschaft, →For-
schung und Lehre zum Staat regelnde, wertentscheiden-
de Grundsatznorm“ (BVerfGE 136, 338, 362). Gerade in
den mittelintensiven Forschungsbereichen ist die →Wis-
senschaftsfreiheit als Individualrecht essentiell abhän-
gig von einem institutionellen Umfeld, das die notwen-
digen Ressourcen bereitstellt und verwaltet. Daher wird
sie v. a. als Leitbild für eine geeignete Organisation der
Wissenschaft bedeutsam. Ziel ist ein Gesamtgefüge, das
die freie wissenschaftliche Betätigung strukturell sichert
(BVerfGE 127, 87, 115 f.). Das gilt sowohl für die H. als
auch für die einzelnen Wissenschaftler, denen aus der
Wertentscheidung „ein Recht auf solche staatlichen
Maßnahmen auch organisatorischer Art [erwächst], die
zum Schutz seines grundrechtlich gesicherten Freiraums
unerlässlich sind, weil sie ihm freiewissenschaftliche Be-
tätigung erst ermöglichen.“ (BVerfGE 35, 79, LS. 3). In
der Praxis spielt dabei die „Professorenmehrheit“ eine
zentrale Rolle, wonach bei Entscheidungen, welche un-
mittelbar die Lehre betreffen, der Gruppe der Hoch-
schullehrer der ihrer bes.n Stellung entspr.emaßgebende
Einfluss verbleiben muss; Bei Entscheidungen über Fra-
gen der Forschung oder der Berufung vonHochschulleh-
rern muss dieser Einfluss ausschlaggebend sein (BVerf-
GE 35, 79). Das Gebot hat eine nicht zu unterschätzende
disziplinierende Wirkung auf Reformvorhaben, weil es
die möglichen Organisationskonzepte für H. beschränkt
und insb. die Möglichkeiten begrenzt, zentrale Fragen
der Hochschulverwaltung externem Einfluss zu unter-
werfen. Die →Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG hat
entscheidende Bedeutung auf die Frage des Zugangs
und der Zulassung der Studierenden. Im Zusammen-
spiel mit dem Sozialstaatsprinzip und dem Gleichheits-
grundsatz hat das BVerfG im „Numerus Clausus“-Urteil
(BVerfGE 33, 303) das prinzipielle Recht jedes qualifi-
zierten Studienbewerbers entwickelt, zum Studium als
einer Form der Berufsvorbereitung zugelassen zu wer-
den.Heute entfaltet die Berufsfreiheit zudem Schutzwir-
kung bei sog.en Eignungsfeststellungsverfahren, in de-
nen H. einschätzen wollen, ob Studienbewerber ein
Studium erfolgreich absolvieren werden können. Mit
Art. 12 GG ist ein solches Verfahren nur dann vereinbar,
wenn die darin geprüften Kompetenzen für das Studium
unverzichtbar sind und in diesem nicht erlernt werden
können. Art. 33 Abs. 2 GG entfaltet Bedeutung bei der
Gewährleistung einer sachgerechten Ausgestaltung des
Zugangs zu der Position des Professors. Derzeit vertraut
man hier den Instrumentarien der Ausschreibung, der
vergleichenden (externen) Begutachtungen oder des
Hausberufungsverbots, um sicherzustellen, dass die
Position des Professors mit den damit verbundenen
akademischen Rechten innerhalb der staatlichen H. nur
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solchen Personen verliehen wird, die eine entspr.e Aus-
bildung und wissenschaftliche Leistungsfähigkeit besit-
zen. Zunehmendwird allerdings auch auf dieBewährung
bei der professoralen Tätigkeit als Qualifikationsweg ab-
gestellt, so bei der Juniorprofessur und der sog.en Tenu-
re-Track-Professur. Die Berufung auf eine solche Profes-
sur erfolgt bisher meist noch in einem traditionellen
Ausschreibungsverfahren, die Anschlussberufung auf
eine W2 oder W3-Professur oder die Entfristung einer
Tenure-Track-Professur folgt aber anderen Vorgaben.
Auch die zunehmende Bedeutung von hoch kompetiti-
ven Nachwuchsförderprogrammen stellt das derzeitige
Verfahren in Frage, weil die Preisträger bereits ein objek-
tives Auswahlverfahren durchlaufen haben.
Soweit die Zuständigkeit der Länder durch Bundes-

bestimmungen nicht eingeschränkt ist, entfalten die
Landesverfassungen Bedeutung, so etwa Art. 138 Bay-
Verf, der die H. explizit als Selbstverwaltungskörper-
schaften etabliert. In Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3
WRV ist das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen über
kirchliche H. verankert.
Der Landesgesetzgeber verfügt in diesem Rahmen

„über einen weiten Gestaltungsspielraum, um den Wis-
senschaftsbetrieb mit Blick auf die unterschiedlichen
Aufgaben von wissenschaftlichen Einrichtungen und
auf die Interessen aller daran Beteiligten in Wahrneh-
mung seiner gesamtgesellschaftlichen Verantwortung
zu regeln. Er ist nicht an überkommene Modelle der
Hochschulorganisation gebunden“ (BVerfGE 35, 79;
ständige Rspr.). Nach einer Phase der stärkeren Regulie-
rung und Aufsicht über die H. durch Bund und Länder
nach 1968 üben die Länder seit 1998 wieder größere
Zurückhaltung bei der Steuerung der H. im Bereich der
staatlichen Angelegenheiten. Leitbild ist die „Hoch-
schulautonomie“ im Sinne einer Selbstverantwortung
auch für die organisatorische Gestaltung ihrer Auf-
gaben. Kennzeichnend sind die Übertragung der
Dienstherrnfähigkeit und des Berufungsrechts auf die
H., Freiheiten bei der Gestaltung der hochschulinternen
Organisation sowie bei der Errichtung, Änderung oder
Aufhebung von Studiengängen. Aufgefangen werden
soll dieser Rückzug des Staates durch eine Professiona-
lisierung der Leitungsstrukturen bei gleichzeitiger Ein-
richtung aufsichtsratsähnlicher Organe (Verwaltungs-
rat, Hochschulrat, Aufsichtsrat). Ein typisches Element
der Anpassung an unternehmerische Organisations-
muster ist auch die Ergänzung der Professorenbesol-
dung durch variable Leistungsbezüge. In den meisten
Fällen (Ausnahmen v.a. das Modell der Stiftungs-H. in
Niedersachsen) blieben die staatlichen H. Selbstverwal-
tungskörperschaften des Landes, die zugl. als staatliche
Einrichtungen fungieren.
Das Kompetenzgefüge im Hochschulbereich hat sich

durch die sog.e Föderalismusreform von 2006 stark ver-
ändert, insb. wurde die Kompetenz des Bundes zur Rah-
mengesetzgebung (Art. 75 GG a.F.) aufgehoben. V.a.
die Entscheidungen des BVerfG zum fünften und sechs-

ten HRGÄndG haben die engen Grenzen der Rahmen-
gesetzgebungskompetenz deutlich werden lassen und
deren Abschaffung forciert (s. BVerfGE 111, 226, E 112,
226). Das HRG ist durch die Aufhebung der Rahmenge-
setzgebungskompetenz aber nicht obsolet. Vielmehr gilt
es nach Maßgabe der Art. 125 a Abs. 1 GG bzw. 125 b
Abs. 1GGals Bundesrecht nachwie vor. Eine Fortschrei-
bung des HRG ist allerdings nicht möglich. Der Bund
behält die Möglichkeit, Hochschulzulassung (nicht:
Hochschulzugang; §§ 27–35 HRG) und Hochschul-
abschlüsse (§§9–13 und 15–20 HRG) in konkurrieren-
der Gesetzgebung zu regeln, Art. 74 Abs. 1 Nr. 33 GG.
DieLänder habendieMöglichkeit, vonden bundesrecht-
lichen Normen abweichende (landesrechtliche) Rege-
lungen zu erlassen (Art. 72 Abs. 3 Nr. 6 GG). Der Bund
hat seinerseits die Möglichkeit, die nach Art. 125 b
Abs. 1 GG weiter geltenden Vorschriften des HRG über
die Hochschulabschlüsse (§§9–21 HRG) und die Hoch-
schulzulassung (§§ 29–35 HRG) aufzuheben und inso-
weit von Art. 74 Abs. 1 Nr. 33 GGGebrauch zumachen.
Daneben wurde von den Gemeinschaftsaufgaben des

Art. 91 a GG der „Ausbau und Neubau von Hoch-
schulen einschließlich der Hochschulkiniken“gestrichen
und durch Art. 91 b GG ein vorhabenbezogenes Zusam-
menwirken von Bund und Ländern bei der Wissen-
schaft ermöglicht. Bereits 2015 kam es zu einer erneuten
Änderung des Art. 91 b Abs. 1 GG, mit der die Lehre
ausdrücklich aufgenommen wurde und der Begriff „Vor-
haben“ entfiel, so dass jetzt ohne eine zeitliche Ein-
schränkung das Zusammenwirken von Bund und Län-
dern bei der Förderung von Wissenschaft, Forschung
und Lehre möglich ist. Im Ergebnis hat sich das födera-
listische Gefüge insoweit verschoben, als die Recht-
setzungskompetenz im Ergebnis auf die Länder über-
gegangen ist, der Bund aber durch eine erhebliche
Stärkung der exekutiven Mitgestaltungsmöglichkeiten
neue Steuerungsmöglichkeiten gewonnen hat.
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Hochschulpolitik

H. hat als Gegenstand die meist als Universitäten oder
als →Hochschulen bezeichneten Institutionen, welche
wissenschaftsbasierte berufsbezogene →Bildung in
Form von Studiengängen anbieten und zugl., wenn
auch mit unterschiedlicher Intensität und Ausrichtung,
Orte wissenschaftlicher →Forschung sind. Dabei beto-
nen Universitäten das Erkenntnisinteresse von For-
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schung und deren Einheit mit der Lehre, während
Fachhochschulen bzw. Hochschulen für angewandte
Wissenschaften sowie künstlerische und pädagogische
Hochschulen auf den Anwendungsbezug der For-
schungsergebnisse oder deren Relevanz für die Ausbil-
dungsqualität abstellen. Terminologisch ist zu beachten,
dass Hochschule sowohl der Gesamtbegriff für Univer-
sitäten und Hochschulen sein kann, als auch Bezeich-
nung für eine Hochschule, die keine Universität ist.
Während lange der Unterschied zwischen Universitäten
einerseits und Fachhochschulen andererseits im Vorder-
grund stand, gewinnen Tendenzen an Einfluss, welche
diese beiden Gruppen stärker intern differenzieren: So
ist es Ziel des Exzellenzwettbewerbs, eine kleine Grup-
pe von Exzellenzuniversitäten national wie internatio-
nal hervortreten zu lassen, und zugl. generell den
Universitäten den Weg je eigener Profilierung zu emp-
fehlen. Bei den Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften werden kooperative Promotionsverfahren mit
Universitäten erprobt, wohingegen die generelle Verlei-
hung des Promotionsrechts an diese Hochschulen um-
stritten bleibt. Der Differenzierungsprozess zeigt sich
auch darin, dass die HRK zwar alle Hochschulen ver-
tritt, zugl. jedoch Netzwerke von Hochschulen gleicher
Interessen innerhalb der HRK zunehmen.

1. Hochschulpolitik im Föderalismus
H. im engeren Sinn ist verfassungsrechtlich Ländersa-
che. Sie bezieht sich auf alle Hochschulen und ist zu-
ständig für deren sachliche und finanzielle Bedingun-
gen und Notwendigkeiten sowie für deren rechtliche
Ordnung. Sie setzt die erforderlichen Regelungen und
Maßnahmen in Beziehung zu den auf die Hochschulen
gerichteten Erwartungen von Staat und Gesellschaft.
Dabei bedient sich H. heute neben der rechtlichen Nor-
mierung in Gesetzen v. a. flexiblerer Instrumente wie
Hochschulverträge bzw. Zielvereinbarungen, die sich al-
lerdings im parlamentarisch festgelegten Haushaltsrah-
men bewegen müssen. In Bezug auf Inhalt und Struktur
von Studiengängen traten an die Stelle der ministeriel-
len Fachaufsicht rechtlich unabhängige Akkreditie-
rungsagenturen, deren Status und Wirkungsweise aller-
dings umstritten ist und 2016 vom →BVerfG kritisiert
wurde. Hochschulen streben daher an, als Institutionen
akkreditiert zu werden (Systemakkreditierung).
Nach übereinstimmendem Landesrecht ist das Abitur

Ausweis einer im Prinzip unbeschränkten Studierfähig-
keit (Hochschulreife), was 1972 vom BVerfG durch ein
aus Art. 12 GG abgeleitetes weltweites Unikat eines ver-
waltungsrechtlich gegen die Hochschulen einklagbaren
Studierrechts verstärkt wurde. Faktisch hat dies zur Ver-
schlechterung der Studienbedingungen beigetragen und
einen Wettbewerb der Hochschulen um geeignete Stu-
dierinteressierte behindert. Als Auswege aus einer gra-
vierenden Überlastung der Studienkapazität eines Fa-
ches sind die Festlegung eines Numerus clausus und
gesonderte Verfahren der Hochschulzulassung möglich.

2. Recht
H. ist aus einer Vielzahl von Gründen komplex und ten-
diert zu Konflikten. Erstens sind nach Art. 5 GG sowie
nach allen Landesverfassungen „Kunst und Wissen-
schaft, Forschung und Lehre […] frei“. Der Inhalt der
für Hochschulen wesentlichen Tätigkeit steht also unter
hohem individualrechtlichen Schutz. Überdies garantie-
ren die Landesverfassungen das korporative Recht auf
akademische Selbstverwaltung. Zweitens ist H. Teil der
vom GG nicht berührten „Kulturhoheit“der Länder. Da-
her ist Träger einer staatlichen Hochschule (mit Aus-
nahme der Bundeswehruniversitäten in Hamburg und
München) ausschließlich das jeweilige Sitzland. Die
Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes für „die
allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens“ und
das darauf basierende Hochschulrahmengesetz von
1976 entfielen 2007 bis auf Restbestände mit der Föde-
ralismusreform von 2006. Die Regelung der rechtlichen
Voraussetzungen für Hochschulen in nichtstaatlicher,
insb. in kirchlicher Trägerschaft, gehört ebenfalls zur
Kompetenz des jeweiligen Landes, wobei Art. 140 GG
i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV das kirchliche Selbst-
bestimmungsrecht garantiert. Die hochschulpolitische
Kooperation der Länder erfolgt konsensual in der 1948
gegründeten KMK. Innerhalb der KMK gibt es infor-
melle Abstimmungsrunden der SPD-geführten (A-)
Länder und der CDU/CSU-geführten (B-)Länder, wobei
die unterschiedlichen Landeskoalitionen zu über-
raschenden Zuordnungen der Fachminister führen kön-
nen.
Trotz der Länderkompetenz ist die H. in hohem

Maße ein Feld gemeinsamer wie auch divergierender
Strategien von Bund und Ländern. Denn die Ziele und
Interessen von Lehre und Forschung sind meist nicht
auf ein einzelnes Land begrenzbar. Außerdem über-
steigt der finanzielle Bedarf wissenschaftlicher Institu-
tionen zunehmend die Möglichkeiten kleinerer Landes-
etats. Deshalb gehören hochschulpolitische Positionen
trotz der „Kulturhoheit“ der Länder zur bundespoliti-
schen Programmatik der verschiedenen Parteien. Ferner
werden die Ziele und Interessen der an Hochschulen
tätigen Personengruppen, insb. der Hochschullehrer,
von bundesweit agierenden Organisationen vertreten.
Dgl. agieren Förderorganisationen wie der Stifterver-
band für die deutsche Wissenschaft und privatrechtliche
Einrichtungen zur hochschulpolitischen Analyse und
Bewertung im gesamtdeutschen Rahmen.
H. ist nicht nur Institutionenpolitik, sondern auch

Bildungs-, Wissenschafts- und Forschungspolitik oder
steht mit diesen Politikfeldern in enger Beziehung.
Bund und Länder fördern auch direkt Forschungspro-
jekte und Forschungsinstitutionen. Weitaus wichtiger
für die öffentliche Förderung der Forschung in Deutsch-
land und für die Pflege der internationalen wissen-
schaftlichen Zusammenarbeit ist jedoch die von Bund
und Ländern finanzierte DFG. Rechtlich ist die DFG
ein eingetragener gemeinnütziger Verein. Mitglieder
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sind fast alle deutschen Universitäten und Akademien
der Wissenschaften sowie die verschiedenen Gesell-
schaften bzw. Gemeinschaften der außeruniversitären
Forschung wie auch einzelne Forschungszentren und
wissenschaftliche Verbände. Die Mitgliederversamm-
lung wählt den Präsidenten, den Generalsekretär, das
Präsidium und den Senat der DFG. Damit ist die DFG
die zentrale akademische Selbstverwaltungsorganisati-
on in Deutschland, was ihren wissenschaftspolitischen
Stellungnahmen erhebliche Bedeutung gibt. Dass ein
großer Teil der für die Forschung bestimmten öffent-
lichen Mittel in akademischer Eigenverantwortung und
durch gutachterliche Verfahren des wissenschaftlichen
Wettbewerbs zum Einsatz kommt, ist ein Vorzug des
deutschen Wissenschaftssystems und unterstreicht die
gemeinsame hochschul- und wissenschaftspolitische
Verantwortung von Bund und Ländern.
Verfassungsrechtlicher Bezugspunkt für den Interes-

senausgleich und die Zusammenarbeit zwischen Bund
und Ländern ist die Gemeinschaftsaufgabe in Art. 91b
GG. Gemeinschaftsaufgaben waren 1976 in das GG ein-
gefügt worden und enthielten in Art. 91a Nr. 1 den
„Ausbau und Neubau von Hochschulen und Hoch-
schulkliniken“ und in Art. 91b die gemeinsame För-
derung der außeruniversitären Forschung. Beide Auf-
gabenfelder waren für den Ausbau von Lehre und
Forschung in der alten Bundesrepublik und für den Um-
bau und die Neugestaltung der Hochschul- und Wis-
senschaftslandschaft in den östlichen Ländern des
vereinigten Deutschland von außerordentlicher Bedeu-
tung. Im Zuge der Föderalismusreform von 2006 entfiel
in Art. 91a GG der Hochschulbau als Gemeinschafts-
aufgabe, während der Art. 91b um die Möglichkeit der
Förderung thematisch und zeitlich begrenzter Projekte
an Hochschulen erweitert wurde. Unter dem Druck
hochschul- und forschungspolitischer Notwendigkeiten
wurde diese Möglichkeit bald extensiv genutzt (Hoch-
schulpakt, Pakt für Forschung und Innovation, Exzel-
lenzinitiative), so dass seit 2015 eine erneute Änderung
des Art. 91b generell ermöglicht, dass „Bund und Län-
der […] in Fällen überregionaler Bedeutung bei der För-
derung von Wissenschaft, Forschung und Lehre zusam-
menwirken“ können. Allerdings erfordert dies, wenn es
„im Schwerpunkt Hochschulen“ betrifft, die Zustim-
mung aller Länder, wobei Forschungsbauten und Groß-
geräte von dieser Einschränkung wiederum ausgenom-
men sind. Im Ganzen ein Lehrstück, wie die Realität
Schritt für Schritt ideologisch motivierte Politik kor-
rigiert. Zwar reduzierte die Föderalismusreform die
rechtliche Position des Bundes und erweiterte den Ge-
staltungsrahmen der Länder, doch führte dies nicht zu
der eigentlich intendierten Entflechtung der beiden Ver-
antwortungsbereiche in der Hochschul- und Wissen-
schaftspolitik. Vielmehr nahm das Gewicht ihrer poli-
tisch verabredeten Zusammenarbeit eher zu.

3. Bund und Länder
Hochschulpolitisch bedeutsam sind also zwei unter-
schiedliche, aber eng miteinander verwobene Sachver-
halte:
a) Für die Hochschulen sind rechtlich allein die Län-

der zuständig, doch wird aus finanziellen Gründen das
einvernehmliche Zusammenwirken der Länder mit dem
Bund im Rahmen von Pakten und Programmen zuneh-
mend wichtiger. Trotz eines höheren finanziellen Enga-
gements des Bundes ist die Finanzausstattung der deut-
schen Hochschulen durch die Länder im Vergleich mit
führenden Wissenschaftsnationen insgesamt seit lan-
gem zu gering und differiert überdies zwischen den
Ländern relativ stark.
b) Die außeruniversitäre Forschung ist nach Art. 74

Nr. 13 GG Gegenstand der konkurrierenden →Gesetz-
gebung und mithin auch verfassungsrechtlich eine ge-
meinsame Aufgabe von Bund und Ländern. Obwohl
die Finanzierung der Wissenschaftsorganisationen
durch den Bund und das jeweilige Land bzw. die Län-
dergemeinschaft meist zu gleichen Teilen erfolgt, ist
hier der Bund faktisch meist in einer stärkeren Position.
Dabei ist zu beachten, dass die institutionelle Unter-
scheidung zwischen universitärer und außeruniversitä-
rer Forschung eine Konsequenz des deutschen →Födera-
lismus ist: Leistungsfähige Forschung ist, insb. in den

→Natur- und Technikwissenschaften, nur mit hohem
und tendenziell wachsendem finanziellen Aufwand
möglich. Dieser kann in Deutschland meist nur von
der bundesstaatlichen Ebene geleistet werden – eine
Tatsache, die schon 1911 zur Gründung der Kaiser-Wil-
helm-Gesellschaft, der heutigen MPGes, führte. Zugl.
müssen universitäre und außeruniversitäre Forschung
aus inhaltlichen Gründen wie auch wegen der notwen-
digen Einheit von Forschung und Lehre in einem engen
Zusammenhang stehen. Aus diesen Gründen ist, unbe-
schadet der jeweiligen Verantwortung und unabhängig
von der rechtlichen Ausgestaltung, eine gemeinsame
Hochschul- und Wissenschaftspolitik ( →Wissenschafts-
und Forschungspolitik) von Bund und Ländern faktisch
zwingend erforderlich.
Zwei Gremien dienen der gemeinsamen Verantwor-

tung von Bund und Ländern für die Förderung von Leh-
re und Forschung in den Hochschulen und für den
rechtlichen und finanziellen Rahmen der außeruniver-
sitären Forschung: Der 1957 gegründete WR und die
2007 gegründete GWK. Der WR ist ein Empfehlungs-
und Evaluationsgremium ( →Evaluation). Er beschäftigt
sich mit grundlegenden Fragestellungen des deutschen
Wissenschaftssystems und bewertet einzelne Hochschu-
len und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen.
Zusammen mit der DFG ist er zuständig für die Exzel-
lenzinitiative. Der WR besteht aus der Wissenschaft-
lichen Kommission und der Verwaltungskommission.
Beide haben die gleiche Stimmenzahl. Die Wissen-
schaftliche Kommission besteht aus 24 Persönlichkeiten
des wissenschaftlichen Lebens, die von der HRK und
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den außeruniversitären Forschungsorganisationen ge-
wählt werden, und acht Persönlichkeiten des öffent-
lichen Lebens, auf die sich die Regierungen des Bundes
und der Länder verständigen. Die Verwaltungskommis-
sion besteht aus Vertretern der Bundesregierung und
der Landesregierungen. Vorsitzender des WR ist ein
vom Plenum gewählter Repräsentant der →Wissen-
schaft. Bedeutsam ist, dass die Empfehlungsentwürfe
zunächst in der Wissenschaftlichen Kommission bera-
ten und beschlossen werden, bevor sie in der Verwal-
tungskommission und im Plenum zur Behandlung
kommen. Im Dialog zwischen Wissenschaft und →Poli-
tik kommt darum dem WR eine herausragende Rolle
zu.
Im Unterschied dazu ist die GWK ein politisches Be-

schlussgremium des Bundes und der Länder, das 2007
im Zuge der Föderalismusreform an die Stelle der BLK
getreten ist. Da Stellenwert und Umfang der Bildungs-
planung strittig waren und diese faktisch keine Rolle
spielte, handelte es sich eher um eine Namensänderung.
Der Vorsitz der GWK wechselt wie schon bei der BLK
zwischen Repräsentanten des Bundes und der Länder.
Ihr Aufgabenfeld ergibt sich aus dem 2015 neu gefassten
Art. 91b GG sowie aus Vereinbarungen, die damit im
Zusammenhang stehen. Nicht zuletzt hat sie hochschul-
politische Absprachen zwischen den Regierungschefs
des Bundes und der Länder praktisch umzusetzen.

4. Europäisierung und Globalisierung
Heute wird die deutsche H. wesentlich von zwei Fak-
toren bestimmt: von der politisch verabredeten Schaf-
fung eines europäischen Hochschulraums und vom sich
objektiv intensivierenden Prozess der Globalisierung.
Die Perspektive eines europäischen Hochschulraumes
wurde 1999 formuliert durch die „Gemeinsame Er-
klärung der Europäischen Bildungsminister“ von Bo-
logna (Bologna-Erklärung), der 1998 die Sorbonne-Er-
klärung der Bildungsminister Frankreichs, Italiens,
Großbritanniens und Deutschlands voranging. Die Bo-
logna-Erklärung ist eine gesamteuropäische politische
Absichtserklärung und kein Rechtsdokument der →EU,
die jedoch, im Rahmen ihrer vertraglich begrenzten
Möglichkeiten, diesen grenzüberschreitenden hoch-
schulpolitischen Prozess unterstützt. Ziele des Bo-
logna-Prozesses sind ein System „leicht verständlicher
und vergleichbarer Abschlüsse“ (Bildungsminister der
EU 1999: 3), ein Studiensystem aus zwei Zyklen („un-
dergraduate“ und „graduate“ (Bildungsminister der EU
1999: 3), wobei der erste Studienzyklus mindestens drei
Jahre dauern und „eine für den europäischen Arbeits-
markt relevante Qualifikationsebene“ (Bildungsminis-
ter der EU 1999: 3) attestieren soll, sowie die „Einfüh-
rung eines Leistungspunktesystems“ (Bildungsminister
der EU 1999: 3) und weiterer Maßnahmen zur „För-
derung größtmöglicher Mobilität der Studierenden“
(Bildungsminister der EU 1999: 3). Der damit ausgelös-
te Bologna-Prozess hat unbestreitbar zu einer tiefgrei-

fenden →Reform des deutschen Studiensystems und zu
einer Erhöhung der studentischen →Mobilität geführt,
die freilich mit einer Reihe neuer Probleme verbunden
sind, insb. hinsichtlich der Akzeptanz des Abschlusses
des ersten Studienzyklus und der realen Kompatibilität
der europäischen Studiengänge. Die Bologna-Reform
wurde intensiviert und die ihm immanenten Probleme
verschärft durch die bald danach auf der Minister- und
der Beamtenebene verabredete Übernahme eines an-
geblich existierenden anglo-amerikanischen Systems
akademischer Grade, womit v.a. Bachelor und Master,
tendenziell aber auch der PhD gemeint sind. Zwar gibt
es erhebliche Unterschiede zwischen dem englischen
und dem amerikanischen Bachelor, und die geschicht-
lich entstandenen britischen und amerikanischen Grade
bilden kein System. Dennoch gilt dessen Übernahme
seitdem, v.a. in Deutschland, als Ziel der Bologna-Erklä-
rung, obwohl sich diese zur „Achtung der Vielfalt der
Kulturen, der Sprachen, der nationalen Bildungssyste-
me und der Autonomie der Universitäten“ (Bildungs-
minister der EU 1999: 4) bekannte.
Die Schaffung eines europäischen Hochschulraumes

ist jedoch faktisch zum Teil der →Globalisierung von
Hochschule und Wissenschaft geworden. Globalisie-
rung ist der von der Wirtschaft im Gewinninteresse
und von der Wissenschaft im Erkenntnisinteresse vo-
rangetriebene Prozess einer immer engeren weltweiten
Verflechtung. Diese eröffnet ständig neue Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit und des Erfolgs im →Wett-
bewerb, bedarf dafür jedoch einer Lingua franca, als die
das Englische fungiert. Wie bei vergleichbaren ge-
schichtlichen Prozessen folgt die Globalisierung der
stärksten Macht, welche derzeit die USA sind. Die
Globalisierung tendiert mithin zur sprachlichen und
kulturellen Homogenisierung, was in Hochschule und
Wissenschaft durch die anglo-amerikanischen Gradbe-
zeichnungen symbolisiert wird. In der H. wird dieser
Vorgang meist als Internationalisierung bezeichnet. Tat-
sächlich ist Internationalisierung jedoch mit Multikul-
turalität und Multilingualität verbunden und führt zur
Vielfalt im direkten Mit- und Nebeneinander. H. hat es
also mit einer spannungsvollen Realität zu tun: Einer-
seits ist Wissenschaft ein internationales Phänomen
und andererseits notwendiger Bestandteil einer moder-
nen Gesellschaft und ihrer →Kultur. Zugl. ist moderne
Wissenschaft Motor und Produkt der Globalisierung.
Wegen des Zusammenhangs von →Sprache und Denken
sind die globalen und internationalen Aspekte der Wis-
senschaftsentwicklung von großer gesellschaftlicher und
kultureller Bedeutung für das geschichtlich gewachsene
Selbstverständnis des jeweiligen Landes, was freilich
von der H. weithin unterschätzt wird.
Lange bestimmten v.a. die unterschiedlichen hoch-

schul- und bildungspolitischen Konzepte der Parteien
die öffentliche Debatte, wobei von konservativ-liberaler
Seite eher das Leistungsprinzip und von progressiven
Befürwortern gesellschaftlicher Veränderung eher die
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Chance zum sozialen Aufstieg akzentuiert wurden. Seit
einigen Jahren treten Elemente der Globalisierung als
politische Zielgrößen stärker in den Vordergrund. So
orientiert sich die von der →OECD unterstützte und
von der Politik im Bund und in den Ländern vertretene
Absicht, die Zahl der Hochschulabsolventen zu er-
höhen, vor allem an den USA, die zwar über eine große
Anzahl von Universitäten und Colleges unterschied-
licher Art und Qualität verfügen, jedoch keine von Staat
und Wirtschaft verantwortete duale Berufsausbildung
( →Berufliche Bildung) kennen. Ähnlich wird der lange
heftig ausgetragene Konflikt zwischen einer drittelpari-
tätisch bestimmten Gruppenuniversität einerseits, und
der bes.n Rolle der Professorenschaft andererseits, heu-
te überlagert von der Idee, akademische →Selbstverwal-
tung durch Hochschulgremien und gesellschaftliche
Kontrolle und Beratung durch Hochschulräte oder Ku-
ratorien miteinander zu verbinden. Allerdings sind die
Aufgaben und Kompetenzen der letzteren wie auch de-
ren Zusammensetzung in den Ländern unterschiedlich
definiert, ohne dabei einem parteipolitisch erkennbaren
Grundmuster zu folgen. Insgesamt gehört H. zu jenen
politischen Handlungsfeldern, in denen seit Beginn des
21. Jh. geschichtlich gewachsene nationale Traditionen
in hohem Maße von globalen und internationalen Ent-
wicklungen abgelöst und rechtliche Normierungen
durch politische Vereinbarungen sowie durch Program-
me bzw. Pakte sowie durch größere akademische Ent-
scheidungsräume flexibilisiert oder sogar ersetzt wor-
den sind.
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HANS JOACHIM MEYER

Hochschulseelsorge

1. Geschichte und Struktur
Die Aufmerksamkeit für die Lebensbedingungen der
Studierenden sorgte in der zweiten Hälfte des 19. Jh.
für erste Ansätze einer systematisierten H. Der sozialen
Lage begegnete man mit der Einrichtung von Studen-
tenheimen und ersten Beihilfeangeboten. Die Heraus-
forderungen der jungen Menschen in einer Situation,
die nicht mehr milieugeschützt war, führte zur För-
derung von Gesprächskreisen um Priester und studen-
tische Verbände und Verbindungen ( →Studentenverbin-

dungen). Noch war die Arbeit nur auf die kleine Zahl
der fast noch ausschließlich männlichen Studierenden
ausgerichtet.

2. Grundlagen und Entwicklung
Die Konzilserklärung GE (10) hebt die Verantwortung
der →katholischen Kirche für das geistliche Leben, die

→Bildung und sozialen Bedürfnisse hervor. Der CIC/
1983 betont im can. 813 die →Seelsorge der Studenten
durch die Errichtung einer Personalpfarrei (can. 518)
oder wenigstens der Bestellung eines Priesters und die
Errichtung von katholischen Universitätszentren auch
an nicht kirchlichen Hochschulen. Bes. das personelle
Angebot wird hervorgehoben. In dieser Verordnung
kommt die →Hochschule als ganze in ihrer Bedeutung
für Bildung, interkulturelle und weltanschauliche Dis-
kussion nicht in den Blick; dies wird erst durch Ex Corde
Ecclesiae 1990 Nr. 38–42 deutlich.
Im deutschsprachigen Raumwerden zunächst an den

Universitätsstädten, später auch den Orten mit Fach-
hochschulen (heute: Universities of Applied Sciences), Ka-
tholische Studentengemeinden – später in der Aufgabe
für die gesamte Hochschule Katholische Hochschul-
gemeinden – eingerichtet. Nur im Ausnahmefall (z.B.
Innsbruck) werden sie als Personalpfarrei errichtet, an-
sonsten als Einrichtung der „Kategorialseelsorge“ mit
meist eigenen Satzungen, die die Beteiligung in syno-
dalen Gremien ordnen. Mancherorts gibt es auch Stu-
dierendenheime, Mensa, Kinderkrippen, psychologi-
sche Beratungsstellen. Z.T. sind die Mentorate für
Pastorale Berufe und Religionslehrer-Ausbildung in die
Gemeinden integriert oder adaptiert. Mit der zurück-
gehenden Zahl der Priester ist deren Einsatz mehr und
mehr reduziert. Organisatorisch arbeiten die Einrich-
tungen in Deutschland im „Forum Hochschule und Kir-
che“ zusammen mit der „Arbeitsgemeinschaft Katho-
lischer Hochschulgemeinden“ und der „Konferenz für
Katholische Hochschulpastoral“, die die hauptamtlichen
Seelsorger zusammenführt.
Darüber hinaus haben sich seit der Mitte des 19. Jh.

katholische Vereinigungen (i. S. v. cann. 215 f. CIC/
1983) entwickelt, unter denen den katholischen Verbin-
dungen ein bes.s Gewicht zukommt. H. changiert somit
zwischen den Formen von Pfarrei und Arbeitsstelle,
einer subjekthaften Selbstorganisation und einer eher
vom Betreuungsgedanken geprägten Arbeit.
Die evangelische H. entwickelt sich ähnlich, jedoch

mit einem stärkeren Gewicht auf dem Gemeindever-
ständnis und der politischen Arbeit. Sie ist zusammen-
geschlossen in der Bundes-ESG.

3. Pastoraltheologische Herausforderungen
Pastoraltheologisch bilden sich in der Arbeit der H. et-
liche Probleme ab. Das Selbstverständnis dieses Feldes
müsste vom gemeinsamen Priestertum ( →Priester) her
entwickelt werden, damit die Handelnden in diesem
spezifischen Lebens- und Arbeitsfeld – also Studieren-
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de, Lehrende, Mitarbeiter – als Träger des Kirche-seins
und nicht als „Zielgruppe“ einer hauptberuflichen
Dienstleistung verstanden werden. Dabei umfasst „Seel-
sorge“ die ganze Lebensaufgabe der Kirche und damit
der Menschen, nicht nur der Getauften. In den vier Di-
mensionen der Pastoral sind unterschiedliche Entwick-
lungen auszumachen: Diakonisch ist die Arbeit in der
ausdrücklichen Sorge um die sozialen und psychischen
Bedürfnisse bes. der ausländischen Studierenden. Diese
Sorge zeigt sich in konkreter Hilfe und politischer Akti-
on. Missionarisch und der Martyria verpflichtet ist die
Arbeit im Evangelisierungsauftrag, der gerade in einem
entkirchlichten Raum die Botschaft Jesu Christi wach-
hält und zugl. für eine stetige Vertiefung des →Glaubens
sorgt. Darüber hinaus bringt sie dessen intellektuelle
Kraft in das gesamte Feld universitären Denkens ein.
Liturgisch versteht die H. ihre Arbeit in der verdichteten
Form der Eucharistie als Kraftquelle, praktiziert aber
auch vielfältig neue Formen, die den bes.n Kommunika-
tionsformen der suchenden und der anspruchsvoll re-
flektierenden Akademikerschaft gerecht werden. Die
Gemeinschaftsbindung (koinonia) dient der Behei-
matung der Universitätsglieder an ihrem Lebens- und
Arbeitsort und in ihrer kirchlichen Verortung.
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RICHARD HARTMANN

Hoffnung

Als vor 500 Jahren Thomas Morus’ „Utopia“ erschien,
war dieser namensgebende Gründungsmythos mit sei-
ner die Menschheitsträume wahr werden lassenden

→Utopie einer gerechten, friedlichen Gesellschaft mit
demokratisch gewählter Regierung, die Arbeit zur
Selbstverwirklichung und auf Gemeinwohl bezogen
kennt, aber keine Klassenunterschiede, in der das Geld
abgeschafft ist und das Militär allenfalls humanitären
Interventionen dient, mehr als ein Glanzstück phantas-
tischer Literatur. Es war eine provozierende Gegen-

erzählung, eine „Kriegserklärung“ an die gesellschaft-
liche Realität der heraufdämmernden →Neuzeit.
T. Morus erfindet eine, geschichtsphilosophische Ent-
würfe einer klassenlosen Gesellschaft bis weit ins 20. Jh.
hinein inspirierende, ja das „Prinzip Hoffnung“ (Bloch
1968) ins Konkrete durchspielende Utopie, die das theo-
logische Tiefenpotential christlicher H. in einem säkula-
ren Korrelat provozierend zur Geltung bringt: Wenn
Unglück und Elend der Welt „zum Himmel schreien“,
ist dies alles andere als Ausdruck göttlicher Weisheit.
Man darf sich daher nicht mit dem Ist-Zustand abfin-
den, sondern dem Elend ist der Krieg zu erklären, weil
es, wenn es anders gehen kann, anders gehen muss.
Auch christlich geschieht Erlösung nicht erst im Him-
mel, sondern beginnt bereits hier auf Erden; eine „Theo-
logie der Hoffnung“ (Moltmann 1964) gründet im Hier
und Jetzt.
500 Jahre danach scheint indes die letzte der drei gro-

ßen Menschheitsfragen –Was kann ich wissen? Was soll
ich tun? Was darf ich hoffen? –, die für Immanuel Kant
die Frage nach dem Menschsein des Menschen auf den
Punkt bringen, weitestgehend aus dem Blick geraten.
Von großen Utopien spricht heute keiner mehr, denn
sie haben entweder ihre Unschuld verloren oder sind
allesamt „mausetot“ (Assheuer 2016: 45), weil die Wirk-
lichkeit und ihre Notwendigkeiten den Eindruck von
„Alternativlosigkeit“ erwecken. Der Traum vom bes-
seren Leben, davon, dass die Welt einmal ganz anders
sein und werden könnte, irgendwann, irgendwo, ist der
Geschichtsmüdigkeit der späten →Moderne und damit
jener „kulturellen Amnesie“ (nach Johann Baptist Metz)
erlegen, die J. B. Metz als atmosphärische Signatur heu-
tigen Lebensgefühls treffend beschreibt.
Die je „größere H.“ scheint auch Christen gehörig aus-

getrieben. Hatte man in Sachen „H. und Zukunft“ in
vergangenen Jahrhunderten zu viel gewusst und dabei
auf die subtile Einprägsamkeit jener Bilder von Himmel
und Hölle gesetzt, die bis heute unsere Vorstellungen
wie unsere Phantasie anregen, so zeichnet sich die zeit-
genössische Eschatologie eher durch eine gewisse Ver-
legenheit, gar Sprachlosigkeit aus. Die →Religionskritik
hat den christlichen Blick in die Zukunft mit so vielen
Fragezeichen versehen, dass ihr die Ausrufezeichen ab-
handen gekommen sind. Doch droht mit diesem
Sprachverlust in Sachen „H.“ die Idee selbst verloren zu
gehen. Denn er trifft heute auf das alltagspraktische
Lebensprinzip des Carpe diem! The Taste of now! Was
zunächst an Friedrich Nietzsches Vision der lebens-
bejahenden Wende zum ewigen „Augenblick“ oder
Albert Camus’ Vorstellung vom Glück des Sisyphos er-
innert, dient aber in der durchkommerzialisierten Spät-
moderne nur dazu, „H.“ in marktgerechte Portionen
„Sehnsucht“ umzupacken und so ihr systemkritisches
Provokationspotential stillzulegen.
Denn christlich inspirierte H. ist zwar notwendig

immer erdverbunden und geschichtlich konkret. Doch
erwartet sie auch das „überraschend Andere“ – das, was
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kein Auge je gesehen und kein Ohr je gehört hat, was
keinem Menschen je in den Sinn gekommen ist. Christ-
liche H. geht an unseren Sehnsüchten nach gelingen-
dem Leben etc. nicht vorbei, sie nimmt sie auf, freilich
um sie zugl. zu überbieten. Dabei gründet das eschato-
logische Versprechen auf Zukunft hin nicht in dem, was
als Kommendes verheißen wird, sondern in dem, was als
unvordenklich, kreativ-schöpferisch und heilsgeschicht-
lich bereitsGeschehenes erinnert wird. Im „Schon“des be-
reits erfahrenen Heils und in der Erinnerung daran
kann und darf das Zukünftige neu – als verheißenes
„Noch-Nicht“ – erhofft werden. Das bindet christliche
H. an die konkrete Geschichte und die Welt hier und
jetzt als ihren eigentlichen „Bewährungsort“, und das
begründet ihre Sprengkraft. So heißt es in einem Kir-
chenlied von Kurt Marti: „Der Himmel, der kommt,
grüßt schon die Erde, die ist“. Die eigentliche Herausfor-
derung christlicher H. besteht im kreativen Ernstneh-
men dieses unaufhebbaren „Zwischen“ – zwischen
„schon“ und „noch nicht“. In diesem „Zwischen“ spielt
sich die ganze Dramatik von Geschichte, von Heil und
Unheil, von Gut und Böse, spielt sich eben christliche
H. ab. Das macht ihre innere Dynamik und Un-
abschließbarkeit, aber auch ihren herausfordernden
Charakter aus. Daraus gewinnt sie ihr gegenwartskriti-
sches Potential, weil sie die Alternative zum Gegebenen
als Prinzip pflegt.
Doch stellt die Frage nach der Begründung dieser H.

die Frage nach Gott in all ihrer Konkretheit. Die zuneh-
mende Sprachlosigkeit in Sachen H. ist heute mit einer
ungestillten Sehnsucht konfrontiert, dass am Ende alles
gut sein möge, deren Erfüllung man sich aber nicht
mehr vorzustellen wagt. Christliche H. provoziert hier
mit der Zusage, dass sich die Lücke zwischen dem, was
ist, und dem, was als Erhofftes sein könnte, nicht durch
unser Zutun, sondern nur durch das liebende Tun eines
ganz Anderen schließen wird. „Heute meinen wir ja oft,
der Gottesgedanke verdanke sich einer Art Wunschden-
ken und sei tendenziell deshalb schon falsch. Ich glaube
aber, dass sich gerade in dem unverschämten Optimis-
mus der Erlösungshoffnung die Stärke des Gottesgedan-
kens erweist“ (Tetens 2017: 20). Christen bekennen die
Lebensgeschichte eines Menschen, Jesus von Nazaret,
als geschichtlichen Ort, an dem sich der Anker der H.
festmacht. Es ist jener Akt göttlicher →Solidarität und
Würdigung, der sich genau dort vollzieht, wo der
Mensch in seinem Menschsein und seiner →Würde be-
droht ist bzw. diese ihm durch die Macht des Bösen end-
gültig verweigert erscheint. So bleibt imModus der H. –
I. Kant würde sagen: im Postulat Gottes – hier das ent-
scheidende „Humanum“ bewahrt. Wo die H. auf Zu-
kunft verloren geht, droht am Ende das Menschsein
und seine Würde verloren zu gehen. H. aber schult und
stärkt den Möglichkeitssinn der Menschen, der aus dem
prophetischen Potential der Differenzerfahrung eines
„noch nicht“, aber vielleicht doch Möglichen, die Dyna-
mik zur Veränderung der Gegenwart gewinnt.
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Höhere Gewalt

Der h.n G. kommen im modernen Recht verschiedene
Bedeutungen und dementsprechend auch verschiedene
Bedeutungsinhalte zu. Sie dient zum einen als Begren-
zung verschuldensunabhängiger →Haftung, zum ande-
ren als Kündigungsgrund und nicht zuletzt als Grund
für die Hemmung eines Fristablaufs.

1. Höhere Gewalt als Haftungsbegrenzung
In Fällen der Haftungsbegrenzung durch h. G. tritt eine
Schadensersatzpflicht ( →Schadensersatz) zwar grund-
sätzlich ohne Verschulden des Ersatzpflichtigen ein, sie
entfällt jedoch, wenn der Schaden durch Ereignisse ver-
ursacht wird, die sich als h. G. darstellen. Eine derartige
haftungsbegrenzende Funktion hat h. G. bei der Haf-
tung des Gastwirts wegen des Verlusts, der Zerstörung
oder Beschädigung von Sachen, die ein von ihm zur Be-
herbergung aufgenommener Gast in den Gasthaus-
betrieb eingebracht hat (§701 Abs. 3 BGB), und des
Weiteren in Fällen der Gefährdungshaftung, insb. bei
der Haftung des Fahrzeughalters für Schäden, die ein
anderer bei Betrieb des Fahrzeugs erleidet (§7 Abs. 2
StVG), ferner bei der Eisenbahnbetriebshaftung (§11
Abs. 2 HPflG), der Umwelthaftung (§4 UmweltHG)
und der Haftung für Änderung der Wasserbeschaffen-
heit (§89 Abs. 2 S. 2 WHG). In anderen Fällen der Ge-
fährdungshaftung wie bei der Atom- und der Luftver-
kehrshaftung gilt die Haftungsgrenze nicht, haftet der
Schadensersatzpflichtige also auch, wenn die Schädi-
gung auf h.r G. beruht.
Die haftungsbegrenzende h. G. ist ein Ereignis, das

betriebsfremd ist, also von außen einwirkt und auch bei
Aufbietung der höchstmöglichen Sorgfalt nicht vorher-
sehbar und unvermeidbar war. Gemeint sind etwa das
Einwirken von Naturgewalten oder das Handeln dritter
Personen. Die Berücksichtigung der h.n G. bei der
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→Haftung hat ihre Wurzeln im römischen Recht, wo die
Schadensersatzpflicht des Schiffers, des Gastwirts und
des Stallbetreibers bei Verlust, Beschädigung und Zer-
störung von Sachen, für deren Bewachung (custodia) sie
hafteten, in Fällen der h.n G. (vis maior) entfiel. Die
heutige Definition der h.n G. als Haftungsgrenze ist
vom RG ausgehend von der Theorie Levin Gold-
schmidts entwickelt und vom BGH übernommen wor-
den. Sie stellt eine Verknüpfung objektiver und subjek-
tiver Voraussetzungen und damit eine Kombination der
subjektiven und objektiven Theorien dar, die schon im
Mittelalter in Streit standen. In der Literatur wird z.T.
in Frage gestellt, ob man auf h. G. als bes. Haftungs-
begrenzung nicht verzichten und die von ihr umfassten
Fälle, da betriebsfremd, von vorneherein nicht der Be-
triebsgefahr zurechnen kann.
Eine vergleichbare haftungsbegrenzende Funktion

wie die h. G. haben im französischen und im englischen
Recht die force majeure, the act of God oder the act of the
king’s enemies, wenngleich die Begriffsinhalte nicht ganz
übereinstimmen.

2. Höhere Gewalt als Kündigungsgrund
Einen Kündigungsgrund liefert h. G. im Reisevertrags-
recht. Wird eine Reise infolge h.r G., die bei Vertrags-
schluss nicht voraussehbar war, erheblich erschwert oder
beeinträchtigt, können beide Vertragsparteien den Rei-
severtrag kündigen (§651 j BGB). H. G. bedeutet auch
hier ein von außen einwirkendes, bei aller gebotenen
Sorgfalt nicht vorhersehbares und unabwendbares Er-
eignis, das weder aus der Sphäre des Reiseveranstalters
noch des Reisenden stammt (Krieg, Seuche, Naturkata-
strophe). Für den Reiseveranstalter war das Ereignis nur
dann unvorhersehbar, wenn es auch bei Einhaltung der
umfassenden Informationspflichten über die Verhält-
nisse im Reisegebiet nicht absehbar war.

3. Höhere Gewalt als Hemmung eine Fristablaufs
In einer Reihe von Fällen hindert h. G. den Ablauf einer
Frist, so etwa den Ablauf der Verjährungsfrist (§ 206
BGB), den Ablauf der Frist zur Ausschlagung der Erb-
schaft (§1944 Abs. 2 S. 2 BGB), den Ablauf der Frist zur
Anfechtung eines Testaments oder eines Erbvertrags
(§§ 2082 Abs. 2 S. 2, 2283 Abs. 2 S. 2 BGB) und den Ab-
lauf der Frist zur Vorlage eines Schecks oder Wechsels
(Art. 48 ScheckG, Art. 54 WechselG). Nach heute ein-
helliger Auffassung in Rspr. und Literatur ist h. G. hier
anders zu definieren als in den bisher behandelten Fäl-
len. H. G. meint auch hier zwar ein Ereignis, das für den
Betroffenen auch bei äußerster vernünftigerweise zu er-
wartender Sorgfalt unvorhersehbar und unvermeidbar
war, sodass schon bei geringstem Verschulden keine h.
G. vorliegt. Anders als bei der haftungsbegrenzenden h.
n G. muss es sich jedoch nicht um ein von außen kom-
mendes, betriebsfremdes Ereignis handeln. Gemeint
sind etwa die Verhinderung durch plötzliche Erkran-
kung, postalische Verzögerungen oder auch der Still-

stand der Rechtspflege, nicht jedoch eine Strafhaft oder
Rechtsunkenntnis. H. G. entspr. damit dem „unabwend-
baren Ereignis“, das in der bis 1977 geltenden Regelung
des § 233 ZPO Voraussetzung für eine Wiedereinset-
zung in den früheren Stand gewesen ist. Heute setzt
Wiedereinsetzung demgegenüber nur voraus, dass eine
Partei ohne ihr Verschulden die Frist zur fraglichen Pro-
zesshandlung nicht eingehalten hat (§§ 233 ZPO, 44
StPO, 60 VwGO). Die Regelung erleichtert also die
Wiedereinsetzung gegenüber früher.
Eine Parallele hat die den Fristablauf hemmende h.

G. in der „echten Not“ des mittelalterlichen Rechts, die
in z.T. mit der h.n G. vergleichbaren Fällen ein säumi-
ges Verhalten entschuldigte. Der Sachsenspiegel nennt
Gefangenschaft, Seuche, Gottesdienst außerhalb des
Landes und Reichsdienst.
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Holocaust →Shoa

Homo oeconomicus →Rational Choice Theory

Homosexualität

I. Sozialethische Überlegungen – II. Rechtliche Aspekte

I. Sozialethische Überlegungen

H. ist die Fachbezeichnung für das Sichhingezogen-
fühlen zu und das Begehren von Personen des eigenen
Geschlechts. Der Begriff H. ist erst in der zweiten Hälfte
des 19. Jh. eingeführt worden und ersetzte ältere, ein-
deutig verurteilende Bezeichnungen wie „Sodomie“
und „Unzucht“. Gleichgeschlechtliche Gefühle sind in
vielen Kulturen mit Scham bzw. Angst besetzt. In der
christlichen Tradition waren entspr.e Handlungen auf
großen Strecken Gegenstand der Moral und unterlagen
starken Verurteilungen (schwere Sünde), die man durch
ihre Widernatürlichkeit (im Sinne eines Verstoßes ge-
gen den Naturzweck der Sexualität) als zwingend und
durch eindeutige Äußerungen der Heiligen Schrift zu-
sätzlich legitimiert sah.
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Die Bewertung der H. seit etwa 100 Jahren hängt
stark davon ab, wie man sich ihre Entstehung erklärt.
Die lange vorherrschende Auffassung, sie sei Ausdruck
maßloser, zu früh entdeckter und fehlgeleiteter sexueller
Abstinenz v.a. beim Mann, wurde zunächst in Medizin
und Psychologie, dann auch in Erziehung und Recht ab-
gelöst vom Konzept der H. als naturgegebener Veranla-
gung. Diese, auch in lehramtlichen Äußerungen der

→katholischen Kirche seit den 1970er Jahren erstmals
zugrunde gelegte und bis heute nicht aufgegebene Sicht
hat den Vorteil, das mit ihr anerkannt wird, dass die
homosexuelle Neigung von ihrem Träger nicht gewählt
ist und deshalb auch nicht geändert werden kann. Dem
steht als Nachteil gegenüber, dass sie die Betroffenen
der Zumutung aussetzt, von anderen als Menschen an-
derer Art wahrgenommen zu werden, mitunter als
Problemfälle, die ihren jeweiligen Trägern selbst wie
auch der kirchlichen Pastoral bes. Anstrengungen abver-
langen (Verzicht auf eine dieser Neigung entspr.e Le-
bensweise bzw. eine spezielle seelsorgliche Aufmerk-
samkeit).
Die Auffassung, dass homosexuelle Orientierung

eine krankhafte Störung sei, ist heute aufgrund inten-
siver Forschungen aufgegeben (offizielle Streichung
aus dem Klassifikationssystem DSM-III 1973 und aus
ICD-10 der WHO 1994). Es gilt vielmehr als gesichert,
dass es sich bei der H. um eine „natürliche Variante der
sexuellen Orientierung beim Menschen“ handelt (so der
Weltärztebund in einer Stellungnahme von 2013;
World Medical Association 2013), die als solche nicht
grundsätzlich unterdrückt oder umgepolt werden kann
und die anzunehmen – genau wie bei Personen mit he-
terosexueller Neigung – Gegenstand und Aufgabe der
Bildung, Gestaltung und Behauptung der persönlichen
Identität ist.
Das Arbeiten an der eigenen – inkl. der sexuellen –

Identität wird in der sozialen Realität erschwert durch
das Vorhandensein und Fortdauern oft wenig bewusster,
aber kulturell tradierter Sichtweisen von H., die zu einer
Stigmatisierung von Personen mit solcher Neigung und
zur →Diskriminierung der gesamten Gruppe der Be-
troffenen führen können. Das Problematische dieses
Kategorisierungsmusters und des aus ihm folgenden
Verhaltens liegt darin, dass es die Menschen mit homo-
sexueller Orientierung tendenziell auf dieses Merkmal
reduziert. Damit ist die Gefahr verbunden, ihnen die
Anerkennung des Personseins und ihre →Würde als mo-
ralische →Subjekte zu verkürzen und ihnen die Fähig-
keit von personaler Liebe abzusprechen. Sozialethisch
ist deshalb nicht nur respektloses Verhalten von Indivi-
duen gegenüber Männern und Frauen mit einer homo-
sexuellen Orientierung abzulehnen (so auch die offiziel-
le kirchliche Position, etwa KKK 2358), sondern auch
alle gesellschaftlichen Konventionen und rechtlichen
Regelungen, die Diskriminierung strukturell verfesti-
gen, reproduzieren oder auch einfach nur zu belassen
und hinzunehmen erlauben.

Über die Notwendigkeit der Entdiskriminierung von
H. hinaus stellt sich sozialethisch auch die Frage, wie die
Menschen mit homosexueller Orientierung vor abschät-
zigem und verurteilendem Verhalten strukturell ge-
schützt und beim biographischen Prozess der Findung
und Stabilisierung ihrer →Identität unterstützt werden
können. Das Spektrum entspr.er Maßnahmen, das eine
Gesellschaft dafür bereitstellen muss, reicht von öffent-
licher Aufklärung und Bildungsarbeit über Maßnah-
men zu Gesundheitsschutz und -prävention bis hin zur
Garantierung bes.r Fürsorgerechte in Krisensituationen
und zur Schaffung eines Anspruchs, Partnerschaften
zwischen Gleichgeschlechtlichen durch ein Rechtsinsti-
tut öffentlich anerkennbar zu machen und die Bezie-
hung einschließlich der aus ihr entstandenen Verpflich-
tungen auf eine verlässliche rechtliche Basis stellen zu
können.
Dem letztgenannten Erfordernis ist in jüngerer Zeit

in verschiedener Weise Rechnung getragen worden.
Eine Reihe mitteleuropäischer Länder – und zunächst
auch Deutschland – haben mit der →eingetragenen Le-
benspartnerschaft ein eigenes eheähnliches Rechtsinsti-
tut geschaffen. Sie halten damit implizit an dem An-
spruch fest, dass die heterosexuelle Ehe bleibend eine
Institution eigener Art darstellt, neben der es andere in-
stitutionalisierte Arten von Lebensgemeinschaften ge-
ben kann, wenigstens und im Besonderen diejenige der
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft. Länder wie
Frankreich, Großbritannien, USA und (seit 2017)
Deutschland haben sich hingegen dafür entschieden,
das bestehende Rechtsinstitut der Ehe „für alle“ zu öff-
nen, d.h. auf die Verschiedengeschlechtlichkeit der Part-
ner als konstitutiver Voraussetzung für das Eingehen
einer →Ehe zu verzichten. Die faktischen und die sym-
bolischen Konsequenzen einer solchen Öffnung sind
beträchtlich und deshalb mit erheblichem gesellschaft-
lichem Konfliktpotential verbunden. Bes. umstrittene
Punkte sind neben der Frage, ob die Offenheit für ge-
meinsame Kinder ein konstitutives Element der Ehe ist,
der Zugang zur (gemeinsamen) Adoption sowie die In-
anspruchnahme der Fortpflanzungstechnologien ( →In-
semination). Diese Unterschiede spielen zahlenmäßig
zwar nur eine marginale Rolle, erhalten allerdings dann,
wenn die Forderung nach ihnen für die Beseitigung des
letzten Restes von Diskriminierung instrumentalisiert
wird, eine enorme Bedeutung, die sie zur symbolischen
Frontlinie in einer Art von neuem Kulturkampf werden
lassen kann.
Die katholische Kirche hat in ihren bisherigen offi-

ziellen Stellungnahmen (Glaubenskongregation 1986
und 2003) beiden Wegen, homosexuellen Partnerschaf-
ten im Zivilrecht eine anerkannte Rechtsform anzubie-
ten, mit Verweis u. a. auf logische (Widerspruch zur bes.
n Förderung der Ehe), anthropologische (Unentbehr-
lichkeit der Erfahrung bipolarer Elternschaft für Kin-
der), gesellschaftliche (Veränderung des Begriffs der
Ehe) und rechtliche Argumente (Bedeutung für das
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→Gemeinwohl) eine Absage erteilt. Faktisch gerät sie
damit – ohne es zu beabsichtigen – in eine positionelle
Nähe zu den Ländern in Afrika, Asien und der Karibik,
die in ihren Rechtsordnungen H. als Straftatbestand be-
handeln und sich in den internationalen Organisationen
gegen eine Anerkennung von Schutzrechten für homo-
sexuelle Menschen aussprechen. Sozialethisch stellt sich
jedoch die Frage, ob angesichts der im →Zweiten Vatika-
nischen Konzil am Paradigma der ehelichen Beziehung
als entscheidend herausgestellten Beziehungsqualität
(GS 49) wie auch der wiederholten kirchlichen Selbst-
verpflichtung zur →Gerechtigkeit das politische Be-
mühen, auch den homosexuellen Liebesbeziehungen
eine anerkannte, Verlässlichkeit auf Dauer fördernde
und die gegenseitigen Verpflichtungen verbindlich fest-
schreibende Institution anzubieten, weiterhin als un-
moralisch disqualifiziert werden darf und ob ihr zivil-
rechtlicher Gebrauch durch einzelne Gläubige mit
homosexueller Ausrichtung arbeitsrechtliche Sank-
tionen rechtfertigen kann.
Einer der Gründe für diese starke Ablehnung liegt

vermutlich darin, dass H. sowohl dort, wo sie moralisch
verurteilt wird, wie auch dort, wo für die Entdiskrimi-
nierung von homosexuellen Personen gekämpft wird,
als Ausnahme vom Regelfall der Heterosexualität oder
als Differenz zur Normalität konstruiert wird oder still-
schweigend zugrunde gelegt ist. Die Anerkennung einer
weiteren oder mehrerer Arten sexueller Orientierung,
erst recht aber eine Mehrzahl von institutionalisierten
Formen intimen Zusammenlebens bedeutet infolgedes-
sen auch eine Verunsicherung der etablierten Modelle
von Beziehungen, Sexualität, Kinderhaben und Eltern-
schaft, wie sie in der Alltagskultur, in Erziehung und
Bildung vorausgesetzt werden. Der Blick auf solche Ver-
unsicherungen und die mentale Erregung und das Ge-
fühl einer von oben bzw. von außen aufgenötigten Än-
derung dürfte es sozialethisch ratsam erscheinen lassen,
Rechtsformen bzgl. neuer Lebensformen und Zivilstän-
de nicht überstürzt und ohne Berücksichtigung der so-
zialen Auswirkungen auf die Bereitschaft zu Bindung,
Elternschaft und Familiesein ( →Familie) vorzunehmen.
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II. Rechtliche Aspekte

Während in der heidnischen Antike gleichgeschlecht-
liche Beziehungen teilweise erlaubt, teilweise sogar ge-
schätzt waren, setzte mit dem Aufkommen des →Chris-
tentums, das darin ein sündhaftes Sexualverhalten
erkannte, allmählich deren Pönalisierung ein. Prak-
tizierte H. wurde zu einem gesetzlichen Verbrechen,
das fast überall in Europa mit der →Todesstrafe bedroht
wurde. In Deutschland war sie seit Beginn der Neuzeit
reichsweit strafbewehrt verboten. Die im Heiligen Rö-
mischen Reich Deutscher Nation subsidiär gegenüber
Landesstrafrecht geltende Constitutio Criminalis Caro-
lina von 1532 stellte sie in §116 („Straff der vnkeusch, so
wider die natur beschicht“) – ebenso wie Unzucht mit
Tieren – unter die Todesstrafe der Verbrennung: „Item
so eyn mensch mit eymem vihe, mann mit mann, weib
mit weib, vnkeusch treiben, die haben auch das leben
verwürckt, vmd man soll sie der gemeymen gewomheyt
mach mit dem fewer vom leben zum todt richten.“
Nach §175 des Reichsstrafgesetzbuches von 1871 war

„die widernatürliche Unzucht, welche zwischen Per-
sonen männlichen Geschlechts oder von Menschen mit
Thieren begangen wird, […] mit Gefängniß zu bestra-
fen“. Die Gründe für die Beschränkung der Strafbarkeit
auf das männliche Geschlecht sind nicht feststellbar.
Nach der von 1935 bis 1969 geltenden Fassung dieser
Vorschrift machte sich „ein Mann, der mit einem ande-
renMann Unzucht treibt oder sich von ihm zur Unzucht
mißbrauchen läßt“, strafbar; bei einem Beteiligten, der
zur Zeit der Tat noch nicht 21 Jahre alt war, konnte das
Gericht in bes. leichten Fällen von Strafe absehen. Für
bestimmte Qualifikationstatbestände (§175a StGB) war
Zuchthausstrafe vorgesehen.
Diese Strafvorschriften überdauerten das Ende der

NS-Herrschaft und galten auch in der BRD zunächst
fort. Die Strafbarkeit wurde jedoch mit Blick auf die ver-
fassungsrechtlich geforderte Gleichbehandlung der Ge-
schlechter und wegen mangelnden Strafbedürfnisses
kritisiert und angefochten. Das →BVerfG erklärte in
einer Entscheidung aus dem Jahr 1957 (BVerfGE 6, 389)
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§175 StGB für verfassungskonform. Für das Gebiet der
H. rechtfertigten biologische Verschiedenheiten eine
unterschiedliche Behandlung der Geschlechter. Zudem
verstoße gleichgeschlechtliche Betätigung, wie sich aus
der Lehre der für große Teil des Volkes maßgeblichen
beiden christlichen Konfessionen ergebe, eindeutig ge-
gen das →Sittengesetz, was einen sonst unzulässigen
oder doch in seiner Zulässigkeit zweifelhaften Eingriff
des Gesetzgebers in die menschliche →Freiheit wie die
freiwillige Ausübung homosexuellen Verkehrs unter Er-
wachsenen nach Art. 2 Abs. 1 GG zu legitimieren ver-
möge. Zwischen 1949 und 1969 kam es in der BRD zu
etwa 50000 Verurteilungen nach §175 StGB.
Ab Ende der 1960er Jahre begann im Rahmen einer

allg.en Liberalisierung des →Strafrechts eine allmäh-
liche Entkriminalisierung. Seit 1969 waren gleich-
geschlechtliche Handlungen zwischen Männern nur
noch strafbar, wenn einer der Männer minderjährig war,
wobei die Schutzaltersgrenze seit 1973 bei 18 Jahren lag,
wenn sie unter Missbrauch von Abhängigkeitsverhält-
nissen oder gewerbsmäßig erfolgten (§175 Abs. 1
Nr. 1–3 StGB a.F.). Gleichgeschlechtliche Handlungen
unter Erwachsenen ohne bes. Qualifikation wurden da-
gegen nunmehr straffrei gestellt. Die vom BVerfG
(BverfGE 36, 41) für mit dem GG vereinbar erklärte
Vorschrift wurde damit im Kern zu einer qualifizierten
Jugendschutzbestimmung umgestaltet, durch die männ-
liche Jugendliche vor Schädigungen ihrer Entwicklung
durch sexuelle Verführung geschützt werden sollten.
1994 wurde §175 StGB aufgehoben; seitdem besteht
nur noch die allg.e Strafvorschrift des §176 StGB gegen
den sexuellen Missbrauch an Kindern (Altersgrenze: 14
Jahre) durch (homo- wie hetero-) sexuelle Handlungen.
Die seit längerem wegen des Fortbestehens eines

Strafmakels erhobene Forderung nach einer Rehabilitie-
rung der nach §175 StGB a.F. in der BRD Verurteilten
durch eine gesetzliche Aufhebung der einschlägigen
Strafurteile und Gewährung einer Entschädigung ist
mit dem Gesetz zur strafrechtlichen Rehabilitierung
der nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmlicher ho-
mosexueller Handlungen verurteilten Personen (StrRe-
haHomG) vom 17.7.2017 erfüllt worden.
Die Rechtsentwicklung in der Schweiz und in Öster-

reich verlief ähnlich. In der Schweiz wurde die Strafbar-
keit praktizierter H. zwischen Erwachsenen allerdings
schon 1942 aufgehoben, in Österreich dagegen die ho-
mosexualitätsspezifische Jugendschutzbestimmung des
§ 209 StGB von 1975 erst mit verfassungsgerichtlicher
Erkenntnis 2002 aufgehoben.
Der Rechtswandel in Europa in dieser Frage wurde

auch durch die Rechtsprechung des →EGMR maß-
geblich beeinflusst, der in den 1980er Jahren mehrfach
entschied, dass die Strafbarkeit einvernehmlicher ho-
mosexueller Handlungen das in Art. 8 EMRK garan-
tierte Recht auf Achtung des Privatlebens verletze.
Nach heute allg. geteilter Rechtsauffassung nimmt

die H. an dem durch das allg.e Persönlichkeitsrecht

(Art. 2 Abs. 1 und 1 Abs. 1 GG) geschützten Recht auf
sexuelle Selbstentfaltung teil. Einverständliche homo-
sexuelle Handlungen unter Erwachsenen fallen dabei
unter den staatlichen Eingriffen unzugänglichen Kern-
bereich privater Lebensgestaltung.
Während in den westlichen Ländern homosexuelle

Handlungen mittlerweile durchgängig straffrei sind, be-
stehen in vielen afrikanischen sowie in einigen asiati-
schen Ländern noch Sonderstraftatbestände.
Der Entkriminalisierung in den westlichen Ländern

schloss sich seit Anfang der 2000er Jahre die Anerken-
nung eheähnlicher und in den Rechtsfolgen der →Ehe
weitgehend gleichgestellter gleichgeschlechtlicher Le-
bensgemeinschaft ( →Eingetragene Lebenspartnerschaft;
civil union) an, die sich in einer Reihe von Staaten (seit
2017 auch in Deutschland) mittlerweile zu einer Öff-
nung des Instituts der Ehe für gleichgeschlechtliche
Partner (civil marriage; marriage pour tous) fortentwickelt
hat.
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I. Begriff, Nutzung,
kommunikationspolitische Position

1. Begriffsbestimmung
Der Begriff H. setzt sich aus den Begriffen hören oder
Hörer und →Rundfunk zusammen. Als Synonym ist der
Begriff Radio üblich. Rundfunk ist gemäß der Defini-
tion des RStV ein „linearer Informations- und Kom-
munikationsdienst“ (§ 2 Abs. 1 RStV) und „für die All-
gemeinheit und zum zeitgleichen Empfang bestimmte
Veranstaltung und Verbreitung von Angeboten in Be-

81 Hörfunk 82



wegtbild oder Ton entlang eines Sendeplans unter Be-
nutzung elektromagnetischer Schwingungen“ (§ 2
Abs. 1 RStV). H. kann sowohl terestrisch, digital als
auch über das →Internet verbreitet werden. Durch die

→Digitalisierung und die Konvergenz verschiedener
Medientypen wird die Abgrenzung des H.s zu anderen
Audiodiensten (wie etwa Podcasts) zunehmend schwie-
riger.

2. Verbreitung und Nutzung
H. ist ein Massenmedium. Nach den Daten der „ARD/
ZDF Langzeitstudie Massenkommunikation“ wurde be-
reits seit Mitte der 1960er Jahre eine Vollversorgung der
Bevölkerung mit mindestens einem Gerät im Haushalt
erreicht. Heute verfügen 96% der Bevölkerung über
mindestens ein H.-Gerät im Haushalt, daneben sind
sie v. a. in Autos installiert (82%). Trotz der technischen
Entwicklung zu digitalen Radiogeräten (DABplus) oder
über WLAN betriebenen Internetradios bleibt UKW in
der H.-Nutzung insgesamt der dominante Empfangs-
weg.
Die weite Verbreitung der H.-Geräte schlägt sich in

einer hohen Nutzung nieder. Gemäß der Langzeitstudie
nutzten 2015 den H. 74% der deutschsprachigen Bevöl-
kerung ab 14 Jahren täglich mindestens einmal (Tages-
reichweite). Nur das →Fernsehen erzielte mit 80% einen
höheren Wert. Gleichwohl ist zu beachten, dass der H.
zu Beginn des Milleniums (in den Erhebungsjahren
2000, 2005) höhere Werte mit 85 bzw. 84% Tagesreich-
weite erzielen konnte.
Die durchschnittliche tägliche Nutzungsdauer des H.s

betrug 2015 bei der deutschsprachigen Bevölkerung ab
14 Jahren 173 Minuten. Wiederum war 2015 nur die
Nutzungsdauer des Fernsehens höher (208 Minuten).
Zugl. zeigt sich im Zeitvergleich ebenfalls ein Rückgang:
2005 lag die tägliche Nutzungsdauer des H.s noch bei
221 Minuten, also 48 Minuten höher. Zurückzuführen
ist dieser Rückgang wiederum auf jüngere Menschen
(14–29 Jahre), bei denen das Internet einen immer stär-
keren Anteil am Medienrepertoire einnimmt. Bei ihnen
liegt der H. in der Tagesreichweite mit 64% nur auf
Platz 3 (hinter Internet mit 73% und Fernsehen mit
67%), ebenso bei der täglichen Nutzungsdauer von 137
Minuten (Internet 187 Minuten, Fernsehen 144 Minu-
ten). Die längste Nutzung erfährt der H. in der Alters-
gruppe der 50- bis 64-Jährigen (mit 191 Minuten) sowie
der 30- bis 49-Jährigen (mit 183 Minuten). Diese Unter-
schiede lassen sich v.a. durch die →Sozialisation der
Hörerinnen und Hörer und ihre jeweiligen Medienbio-
graphien erklären: Einmal übernommene Nutzungs-
gewohnheiten werden meist beibehalten oder ändern
sich nur graduell (Habitualisierung).
Gehört wird v.a. am Morgen und am Vormittag mit

einer „Primetime“ von 7:30–11:00 Uhr. Der H. gilt als
Begleitmedium, das neben anderen Tätigkeiten (wie
Hausarbeit, Autofahren, Essen) genutzt wird. Wichtigs-
te Nutzungsmotive sind Spaß (85%), →Information

(77%) und Entspannung (75%) sowie Gewohnheit als
Form der habituellen Nutzung. Entscheidend für die
Auswahl des Programmes ist einerseits die Musikfarbe,
die sich auch in fest definierten H.-Formaten (wie etwa
Adult Contemporary oder das auf jüngere Menschen ab-
zielende Contemporary Hit Radio) ausdrücken kann.
Ferner ist der lokale Bezug der Informationen wichtig.
Trotz des ständig wachsenden Angebots an Sendern ist
die Nutzung von hoher Programmtreue geprägt. Die
Hörer nutzen im Durchschnitt 1,6 Programme. Auch
dieser Wert ist seit vielen Jahren stabil.

3. Anbieter und Angebote
Im H. lassen sich drei Typen von Anbietern und Ange-
boten unterscheiden: Öffentlich-rechtliche Rundfunk-
anstalten, privat-kommerzielle Unternehmen sowie
nicht-kommerzielle Angebote, hinter denen Vereine
oder auch die Landesmedienanstalten als Träger stehen
können.
Die Programme der öffentlich-rechtlichen Anbieter

richten sich meist auf das gesamte Sendegebiet, also
auf ein oder mehrere Bundesländer. Privat-kommerziel-
le Sender richten sich ebenfalls an regionale oder lokale
Verbreitungsgebiete. National ausgerichtet sind nur
wenige Angebote wie der Deutschlandfunk, das Deutsch-
landradio Kultur auf Seiten der öffentlich-rechtlichen
und einige privat-kommerzielle Anbieter.
Privat-kommerzielle Veranstalter bedürfen zur Ver-

anstaltung von H. einer Zulassung. Zuständig dafür ist
die jeweilige Landesmedienanstalt. Wer H.-Programme
ausschließlich im Internet verbreitet, bedarf keiner Zu-
lassung. Das Angebot ist der zuständigen Landes-
medienanstalt jedoch anzuzeigen.
Nicht-kommerzielle H.-Anbieter lassen sich in freie

Lokalradios, Offene Kanäle, den Bürgerfunk in einzel-
nen Bundesländern, Hochschulradios und Aus- und
Fortbildungskanäle unterscheiden. Träger solcher Ra-
dios sind private →Vereine oder →Stiftungen, die Lan-
desmedienanstalten oder auch →Hochschulen und
Weiterbildungseinrichtungen. Freie Radios und Radio-
initiativen sind im Bundesverband Freier Radios, Ausbil-
dungskanäle im Bundesverband Bürger- und Ausbildungs-
medien organisiert.

4. Finanzierung
Die Vielfalt der Angebotsformen setzt sich bei den Fi-
nanzierungsformen fort. Die öffentlich-rechtlichen Sen-
der werden v.a. über den Rundfunkbeitrag finanziert,
daneben ist →Werbung mit einem Umfang von höchs-
tens 90 Minuten werktäglich im Jahresdurchschnitt er-
laubt. Privat-kommerzielle Angebote finanzieren sich
vorranging über Werbung, die bei diesen Anbietern
kaum reguliert wird. Nicht-kommerzielle Radios finan-
zieren sich je nach Träger aus →Spenden, dem Rund-
funkbeitrag (bei Landesmedienanstalten), Steuergel-
dern (bei Hochschulen oder Aus- und Weiterbildungs-
einrichtungen) oder anderen.
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Ähnlich wie die Nutzung ist auch die Werbung im H.
von hoher Stabilität geprägt. Der Anteil der H.-Wer-
bung an den Bruttoaufwendungen in den sog.en above-
the-line-Medien (sichtbare Werbung in Medien und auf
Plakaten) hat sich in den vergangenen Jahren kaum ver-
ändert und lag 2015 bei 5,8%.

5. Bedeutung für die gesellschaftliche Kommunikation
Als Begleit- und musikdominiertes Medium erfüllt der
H. für die meisten Hörer v. a. eine Spaß- und Entspan-
nungsfunktion. Daneben dient er jedoch auch zur Infor-
mation. Damit ist meist eine aktuelle und schnelle
Grundinformation gemeint, etwa in Form der Nachrich-
tensendungen amMorgen. Auch bei geringer Aufmerk-
samkeit erfahren die Hörer hier, dass „sich die Welt
noch dreht“ und sich in der Nacht auch nichts Wichtige-
res als das Gemeldete ereignet hat. Die Nachrichten-
angebote erreichen damit auch Menschen, die sich nicht
für Politik interessieren und die Nutzung anderer poli-
tisch informierender →Medien (wie die Nachrichten des
öffentlich-rechtlichen Fernsehens oder Tageszeitungen)
meiden. Auf politische Informationen spezialisierte
Programme, wie etwa der Deutschlandfunk, decken spe-
zifische Informationsbedürfnisse einer stark an Politik
interessierten Bevölkerungsgruppe ab.
Öffentlich-rechtliche H.-Angebote sind dem Pro-

grammauftrag verpflichtet, der in §11 RStV festgehalten
ist. Danach haben die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten in ihren Angeboten „einen umfassenden
Überblick über das internationale, europäische, natio-
nale und regionale Geschehen in allen wesentlichen Le-
bensbereichen zu geben“ (§11 Abs. 1 RStV), und ihre
„Angebote haben der Bildung, Information, Beratung
und Unterhaltung zu dienen“ (§11 Abs. 1 RStV). Auch
Unterhaltung soll demgemäß einem öffentlich-recht-
lichen Angebotsprofil entsprechen.
Privat-kommerzielle H.-Anbieter unterliegen deut-

lich abgeschwächteren Ansprüchen an die Meinungs-
vielfalt, die in § 25 RStV festgehalten sind. Demnach
sind im privaten Rundfunk „inhaltlich die Vielfalt der
Meinungen im Wesentlichen zum Ausdruck zu brin-
gen“ (§ 25 Abs. 1 RStV).
Nicht-kommerzielle H.-Angebote wenden sich meist

an eine kleine, eng begrenzte Zielgruppe, für die die
z.T. sehr spezialisierten Informations- und Unter-
haltungsangebote (wie bspw. bei der Musik) durchaus
relevant sein können. Durch die geringeren Hörer-
zahlen und die fehlende kommerzielle Orientierung
werden diese Angebote von gängigen Methoden der
Nutzungsforschung jedoch nicht erfasst, sodass sich we-
nig allgemeingültige Aussagen über die gesellschaft-
liche Bedeutung machen lassen. Sie gelten daher als
Alternativ- oder auch Medien der Gegenöffentlichkeit,
wobei auch diese Begriffe nur wenig trennscharf und
daher umstritten sind.
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PATRICK DONGES

II. Historische Entwicklung

1. Weimarer Republik und NS-Staat
Die rasante Entwicklung des Funkwesens während des
ErstenWeltkriegs ermöglichte danach den Gedanken an
einen Unterhaltungsrundfunk für allg.es Publikum. In
Deutschland wurde jedoch v.a. von Hans Bredow, dem
zuständigen obersten Postbeamten, eine kommerzielle
Organisation wie in den USA, wo am 2.11.1920 die erste
Radiostation ihren Betrieb aufgenommen hatte, von
Anfang an verworfen. Privates Kapital wurde nur be-
nötigt, um die verschiedenen regionalen Gesellschaften
durch die Post zu organisieren. 1922–24 wurden neun
Aktiengesellschaften ins Leben gerufen. Als Gemein-
schaftseinrichtung entstand überdies als GmbH die
Deutsche Welle. Am 29.10.1923 begann die „Funk-Stun-
de Berlin“ als erste mit dem regelmäßigen Programm-
betrieb.
Staatliche Kontrolle war seit 1926 auf mehreren Ebe-

nen gewährleistet. In allen Gesellschaften musste der
Post unentgeltlich eine Mehrheit der Stimmen zu-
gestanden werden, außerdem wurde eine von den Re-
gionalgesellschaften getragene übergeordnete Reichs-
rundfunkgesellschaft etabliert (bei der ebenfalls die
Post die Mehrheit hielt). Alle politischen Nachrichten
waren von der zentralen, vom Innenministerium kon-
trollierten Dradag (Drahtlose Dienst AG) zu überneh-
men. Nicht zuletzt erhielten alle Regionalgesellschaften
staatliche Überwachungsausschüsse (für die Kontrolle
allg.er politischer Programme) sowie Kulturbeiräte (für
die Beaufsichtigung der übrigen Angebote). Fast
zwangsläufig entstand dadurch und aufgrund der kom-
plexen politischen Situation der Weimarer Republik ein
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sehr politikarmes, den Schwerpunkt auf ambitionierte
kulturelle Sendungen setzendes Radioprogramm. Trotz-
dem erfreute sich das neue, primär die Mittelwelle zur
Übertragung nutzende →Medium beträchtlichen Zu-
spruchs. Anfang 1932 wurden bereits mehr als vier Mio.
offiziell angemeldete Geräte gezählt, für die seit Anfang
1924 monatlich zwei Reichsmark Gebühr zu bezahlen
waren.
Die rigide Kontrolle sicherte lange Zeit die prinzi-

pielle politische Neutralität des Angebots und verhin-
derte auch eine Nutzung durch die Nationalsozialisten
gerade in der Spätphase der Republik. Allerdings führte
eine von konservativen Kräften getragene Rundfunk-
reform 1932 zu einer weitgehenden Verstaatlichung,
was den Nationalsozialisten ( →Nationalsozialismus) in
die Hände spielte. Der im März 1933 ernannte Pro-
pagandaminister Joseph Goebbels, der sich die komplet-
te Aufsicht über das Medium sicherte und jeden nen-
nenswerten Einfluss der Post ausschaltete, brauchte
diesen Weg nur noch zu Ende zu gehen. Die privaten
Kapitalgeber wurden wie die Länder aus den Regional-
gesellschaften verdrängt, die bis 1934 in von der Berliner
Zentrale abhängige Reichssender umgewandelt wurden.
Versuche, das Programmangebot grundsätzlich im

nationalsozialistischen Sinne zu politisieren, mussten
jedoch schnell aufgegeben werden; genauso erfolglos
war die danach gestartete nationalkonservative Kultur-
offensive. Was blieb, war ein immer stärker auf Unter-
haltungsmusik ausgerichtetes Programm, das nur noch
verhältnismäßig geringe Anteile (streng kontrollierter)
politischer Sendungen enthielt. Dies galt erst recht, als
seit 1940 von allen Sendern ein fast durchgängig ein-
heitliches Reichsprogramm ausgestrahlt werden musste,
zu dem der zentrale Deutschlandsender nur zeitweise
ein gewisses Alternativangebot präsentieren durfte.

2. SBZ und DDR
Mit dem Ende des ZweitenWeltkriegs verstummten alle
nationalsozialistischen Sender. Ihre technischen Anla-
gen wurden von den Besatzungsmächten jedoch so weit
als möglich weiter genutzt. Schon im Mai 1945 began-
nen die Sowjets, die Sender in ihrem Gebiet wieder in
deutsche Hände zurückzugeben, jedoch unter strikter
Kontrolle. Zunächst entstand ein regional gegliedertes,
deutsche Traditionen fortsetzendes System. 1952 wurde
es mit der Gründung eines Staatlichen Rundfunkkomitees
nach sowjetischem Vorbild grundlegend umgebaut. Es
folgte eine Phase nahezu permanenter Reformen, die
erst in den 1960er Jahren ihr Ende fand. Für die DDR
waren danach fünf Programme bestimmt. Nicht zuletzt
aufgrund der wesentlich begrenzteren finanziellen und
technischen Möglichkeiten blieb ihr Angebot zuneh-
mend hinter dem der BRD zurück, versuchte aber im-
mer, dessen grundsätzliche Vorgaben zu imitieren,
wenn auch mit programmatisch realsozialistischer
Überformung. Nach dem Ende der DDR wurde 1990/
91 das bundesdeutsche Modell übernommen.

3. Westdeutschland und BRD
Während in der britischen und französischen Besat-
zungszone jeweils ein zentraler Sender etabliert wurde,
entschieden sich die Amerikaner für ein dezentrales, an
den Ländern in ihrem Gebiet orientiertes System. Weil
den Militärsendern kein Staats-, aber auch kein kom-
merziell betriebener Rundfunk folgen sollte, setzten
die Besatzungsmächte bei den deutschen Landesregie-
rungen auf ein System öffentlich-rechtlicher Anstalten
nach dem Vorbild der BBC. Bei Briten und Franzosen
entstanden NWDR bzw. SWF, bei den Amerikanern
BR, SDR, HR und RB. Alle Anstalten wurden (undwer-
den bis heute) durch ein komplex zusammengesetztes,
gesellschaftlichen Pluralismus repräsentierendes, zu-
meist Rundfunkrat genanntes Gremium gelenkt und
kontrolliert, das nicht nur den Intendanten wählt, son-
dern letztlich auch den gebührenfinanzierten Haushalt
beschließt. Werbeeinnahmen waren nicht vorgesehen,
wurden dann aber in begrenztem Maße zugelassen.
Alle Anstalten verfügten zunächst bloß über eine

Mittelwellen-Frequenz, auf der sie nur ein Programm
für alle Hörer ausstrahlen konnten. Um möglichst viele
Interessen befriedigen zu können, wurde das Gesamt-
angebot in viele kleinteilige „Kästchen“ gegliedert – für
Frauen, Kinder, Landwirte, Kirchen und viele andere
mehr. Wie in der Weimarer Republik hatte die →Bil-
dung (einschließlich der Präsentation klassischer Mu-
sik) größere Bedeutung als Unterhaltung. Und in
Abgrenzung zu NS- und SED-Propagandafunk ( →Pro-
paganda) wurde großer Wert auf möglichst umfassende
und unverzerrte →Information gelegt. Um die Fre-
quenz-Knappheit zu vermindern, wurde bald auf die
neuen UKW gesetzt. Dies ermöglichte den Auf- und
Ausbau weiterer Programme, die inhaltlich immer stär-
ker differenziert wurden – nicht zuletzt, um dem H. ne-
ben dem stark expandierenden →Fernsehen Bedeutung
zu sichern. Ersten Anläufen Anfang der 1970er Jahre für
Autofahrer und Jugendliche (Bayern 3, hr 3) folgte eine
zunehmende Regionalisierung der Angebote.
Politische Motive veränderten das urspr.e Ensemble

von Anstalten erheblich: Der NWDR wurde 1955 in
einen west- und einen norddeutschen Teil zerlegt
(WDR und NDR), der Berliner Teil 1957 zum SFB ver-
selbständigt. Zwei Anstalten des Bundes für Auslands-
programme kamen 1953 bzw. 1962 hinzu, die an die
ganze Welt gerichtete Deutsche Welle und der speziell
auf die DDR und Osteuropa ausgerichtete Deutschland-
funk. 1998 wurde nach einigen gescheiterten Anläufen
der SWR (aus SWF und SDR) gebildet. Da hatte sich
durch den Zusammenbruch der DDR auch die ostdeut-
sche Rundfunklandschaft schon erheblich verändert.
Neben kommerziellen Sendern waren dort neue öffent-
lich-rechtliche Anstalten entstanden: der MDR und der
ORB. Während die Fusion der beiden Bundesländer
Berlin und Brandenburg im Mai 1996 scheiterte, gelang
am 1.5.2003 die Verbindung ihrer beiden Rundfunk-
anstalten ORB und SFB zum neuen RBB. Der „Deutsch-
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landfunk“ wurde 1994 in Verbindung mit dem früheren
Deutschlandsender der DDR und dem RIAS (als letztem
Nachfahren der Militärsender) neu im nationalen
Deutschlandradio organisiert.
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KONRAD DUSSEL

Humangenetik

1. Biomedizinische Entwicklung
Die Entschlüsselung des kompletten menschlichen Ge-
noms im Jahre 2003 war ein Meilenstein der Genomfor-
schung. Doch dasHuman Genome Project ist erst der An-
fang einer Dynamik, in deren Folge wissenschaftliche
Entdeckungen die enorme Komplexität des Genoms of-
fenlegen. Internationale Forschungsverbünde arbeiten
daran, die funktionalen Elemente in der menschlichen
Genomsequenz zu identifizieren und in den Kontext
der Genregulation zu setzen. Neben der funktionalen
Genomik forscht die Systembiologie daran, das komple-
xe Wechselspiel der Systemkomponenten zu verstehen
und in Modellen zu beschreiben. Dabei interessieren
insb. zwei Fragen: a)Wie bringt die im Genom gespei-
cherte Information die Lebensfunktionen der Zelle her-
vor und erhält sie (Homöostase)? b) Wie reagiert das
zelluläre System, wenn sich äußere oder innere Bedin-
gungen ändern? Die Konzentration auf die Gesamtheit
aller in einer Zelle oder einem Lebewesen unter de-
finierten Bedingungen und zu einem definierten Zeit-
punkt vorliegenden Proteine („Proteomics“) erweitert
die H. erheblich. Die noch junge Disziplin der Epigene-
tik beschreibt Mechanismen und Konsequenzen ver-
erbbarer Chromosomen-Modifikationen, die nicht auf
Veränderungen der DNA-Sequenz beruhen. Die Unter-
suchung dieser „postgenomischen“ Prozesse setzt die
Entwicklung neuer Hochdurchsatz-Methoden zur Er-
mittlung genetischer Daten voraus. Dank immer schnel-
lerer Sequenzierautomaten soll es in Zukunft möglich
sein, jedem Menschen Zugang zu seinem persönlichen
Genotyp zu verschaffen. Für die allg.e H. und ihre Fä-
cher der Evolutions- und Populationsgenetik ist diese
Entwicklung von herausragender Bedeutung. Auch die
spezielle H., die sich im engeren Sinne mit der Genetik
des menschlichen Phänotyps und von Merkmalen,
Krankheiten und Entwicklungsstörungen befasst, er-

fährt dadurch einen Innovationsschub. Nachdem das
sog.e 1000-Dollar-Genom im Jahre 2012 realisiert wer-
den konnte, soll das next generation sequencing es per-
spektivisch möglich machen, das gesamte individuelle
Genom einzelner Personen mit moderaten Kosten in-
nerhalb kurzer Zeit zu bestimmen.
In den Dienst einer „personalisierten Medizin“ stellt

sich auch die genetische Diagnostik. Im klinisch-medizi-
nischen Bereich dient sie der Prognose und Therapiepla-
nung bei Vorliegen einer bestimmten Krankheit. Von
wachsender Relevanz für die Therapie ist die Pharma-
kogenetik, die die Bedeutung genetischer Varianz für
die Wirksamkeit von Arzneimitteln untersucht. Sie zielt
auf die Identifikation von genetischen Biomarkern, die
es Ärzten erlauben, die Auswahl, Dosierung und Appli-
kationsdauer einer Pharmakotherapie zu optimieren.
Die prognostische Diagnose kommt v.a. im vorgeburt-
lichen Bereich zum Einsatz. Bei der PID findet die ge-
netische Diagnostik nach einer IVF am Embryo ( →In-
semination) im Reagenzglas statt; technisch wird es
zunehmend möglich sein, das Spektrum möglicher
Schädigungen über die aktuell gesetzlich festgeschriebe-
nen Indikationen hinaus zu erweitern. Bei der PND
wird die Untersuchung vor der Geburt am genetischen
Material durchgeführt, wobei hier bisher die invasiven
Methoden der Chorionzotten-Biopsie bzw. der Amnio-
zentese üblich waren. Neue nichtinvasive Verfahren zur
genetischen Untersuchung von embryonaler oder fe-
taler DNA aus mütterlichem Blut werden die Nachfrage
nach pränatalen Tests in Zukunft wohl erheblich stei-
gern, auch wenn sie zur Verifikation auf anschließende
invasive Methoden angewiesen bleiben. Unter einer
prädiktiven Diagnostik versteht man die Untersuchung
eines klinisch gesunden Menschen auf Anlagen (Muta-
tionen), die zu Krankheiten imweiteren Leben disponie-
ren. Voraussetzung dafür ist die Identifizierung einer
pathogenen Mutation bei einem erkrankten Familien-
angehörigen, die sowohl monogenetischer Herkunft
sein kann als auch – mit deutlich geringerem statisti-
schem Vorhersagewert – einen Hinweis auf eine multi-
faktorielle Erkrankung abgibt. Die prädiktive Diagnos-
tik ermöglicht die Vorhersage der Wahrscheinlichkeit
einer erblichen Erkrankung, lange bevor sie klinisch in
Erscheinung tritt. So entsteht der „präsymptomatische
Patient“, also ein gesunder Mensch, der bereits die
Wahrscheinlichkeit zu erkranken, als Krankheit empfin-
den kann. Eine weitere Anwendung zur Krankheitsfrüh-
erkennung durch prädiktive Diagnostik ist das Neu-
geborenenscreening zur Untersuchung auf genetisch
bedingte und behandelbare Stoffwechselstörungen. Be-
troffene Kinder würden ohne die Diagnostik schwer er-
kranken, entwickeln sich jedoch bei sachgerechter Be-
handlung normal. Einige der oben genannten nicht-
invasiven Tests werden als sog.e Direct-to-Consumer-
Tests inzwischen auch von Unternehmen über das Inter-
net freiverkäuflich angeboten. Dies wirft die Frage auf,
inwieweit die Mitteilung bloßer statistischer Wahr-
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scheinlichkeiten ausreicht, um die komplexen Zusam-
menhänge zu verstehen, die bei der Expression einer
genetisch (mit)bedingten Krankheit eine Rolle spielen.

2. Rechtliche Grundlagen
Das 2010 in Kraft getretene GenDG regelt genetische
Untersuchungen an lebenden Menschen, lebenden Em-
bryonen und Feten während der Schwangerschaft sowie
den Umgang mit den dabei entstehenden Daten. Die
Problembereiche der PID wurden 2011 in einer vom
Bundestag beschlossenen Änderung des EschG nach-
träglich eingefügt (§3a).Während das EschG den Schutz
von Embryonen v.a. vor demHintergrund ihrer Verwen-
dung zu Zwecken der →Forschung bzw. Reproduktion
regelt, konnte ein eigenes Fortpflanzungsmedizingesetz
in Deutschland bisher nicht verabschiedet werden.
Der Geltungsbereich des GenDG erstreckt sich auf

genetische Untersuchungen zu medizinischen Zwecken,
zur Klärung von Abstammungsfragen sowie zur Ver-
wendung von genetischen Daten im Versicherungs-
bereich und im Arbeitsleben. Das Gesetz verfolgt das
dreifache Ziel der Sicherung der bioinformationellen
Selbstbestimmung, des Diskriminierungsschutzes von
Menschen aufgrund ihres Erbmaterials sowie der Quali-
tätssicherung der genetischen Untersuchung (§§1–6).
Die zahlreichen Legaldefinitionen unterstreichen die
vom Gesetzgeber angenommene Sonderstellung geneti-
scher Information im Vergleich zu anderen medizi-
nischen Informationen (§3). Als genetische Unter-
suchung zu medizinischen Zwecken gelten sowohl die
diagnostische als auch die prädiktive Untersuchung, die
grundsätzlich nur von Ärzten ausgeführt werden dür-
fen. Ausführliche Regelungen dazu betreffen die Auf-
klärung der betroffenen Person nach dem Grundsatz
der informierten Einwilligung sowie Anforderungen an
die genetische Beratung, die allgemeinverständlich,
wertneutral und nicht-direktiv zu erfolgen hat (§§7–14).
Geregelt werden vorgeburtliche Untersuchungen sowie
genetische Reihenuntersuchungen (§§15–16); für ers-
tere ist eine genetische Beratung vor und nach der Un-
tersuchung durch entspr. qualifiziertes Personal ver-
pflichtend. Kritik aus rechtlicher Sicht haben v.a. zwei
Einzelregelungen erfahren:

a) §15 Abs. 2 GenDG verbietet die Diagnose für sog.
e spätmanifestierende Krankheiten, z.B. genetische Dis-
positionen für Brustkrebs oder Chorea Huntington. Sie
dürfen weder pränatal diagnostiziert noch den Eltern
mitgeteilt werden, selbst wenn entspr.e familiäre geneti-
sche Dispositionen bekannt sind. Hintergrund der um-
strittenen Regelung ist v. a. der Schutz des →Kindes-
wohls und dessen „Recht auf Nichtwissen“. Gleichwohl
ist diese Grenze in der Praxis in vielen Fällen nicht zwei-
felsfrei zu ziehen. Auch bleiben wichtige Aspekte wie
die Manifestationswahrscheinlichkeit, der Schweregrad
eines Krankheitsverlaufs oder die Verfügbarkeit beste-
hender Therapien unberücksichtigt.

b) Ein weiterer Kritikpunkt betrifft das Problem der

familiären Drittwirkung. Ist anzunehmen, dass gene-
tisch Verwandte der betroffenen Person Träger der zu
untersuchenden Eigenschaft mit Bedeutung für eine
vermeidbare oder behandelbare Erkrankung oder ge-
sundheitliche Störung sind, umfasst die genetische Be-
ratung auch die Empfehlung, den Angehörigen eben-
falls eine genetische Beratung zu empfehlen (§10
Abs. 3 S. 4 GenDG). Was geschieht aber, wenn der un-
tersuchte Patient selbst sein Recht auf Nichtwissen für
sich in Anspruch nimmt und der Empfehlung des Ge-
setzgebers nicht folgt? Auch das Recht auf Nichtwissen
des Verwandten wird durch diese Regelung einge-
schränkt.

3. Ethische Aspekte
Insb. im Zusammenhang der Fortpflanzungsmedizin
finden seit Jahren kontroverse Diskussionen um die ge-
sellschaftlichen sowie individuellen Folgen der vor-
geburtlichen Diagnostik statt. Wird nach Durchführung
einer PND das Vorliegen einer Chromosomenanomalie
oder einer Fehlbildung des Kindes im Mutterleib diag-
nostiziert, so gilt dies in Deutschland als medizinische
Indikation für einen straffreien →Schwangerschafts-
abbruch nach § 218a StGB. In der Debatte um eine teil-
weise Legalisierung der PID wurde von Befürwortern
v. a. argumentiert, dass es einen Wertungswiderspruch
darstellen würde, wenn man die invasive PND straffrei
stelle, die Anwendung der bloß diagnostisch verfahren-
den PID jedoch grundsätzlich verbiete. De facto wurde
sie im Jahre 2011 durch den Deutschen Bundestag unter
einschränkenden Bedingungen gesetzlich zugelassen
und die damit verbundenen Folgen für den Embryo
vom Gesetzgeber der PND und dem Schwangerschafts-
abbruch in EschG §3a gleichgestellt. Kritiker machen
jedoch einen qualitativen Unterschied zwischen PND
und PID geltend, wenn sie hervorheben, dass der Ein-
satz der PID in sich moralisch verwerflich sei, weil er
von vornherein darauf abziele, menschliche Embryonen
zu verwerfen. Ihre Erzeugung stehe von Anfang an un-
ter dem Vorbehalt einer „Qualitätskontrolle“, da nur die
als unbedenklich getesteten Embryonen zur Weiterver-
wendung in Frage kommen. Damit befördere die PID
einen „selektiven Blick“ beim Kinderwunsch, der einer
Logik des Herstellens folge und damit den Charakter
der →Gabe beim Thema Schwangerschaft aufhebe. An-
dere ethische Positionen, die das Ethos der Elternschaft
mitsamt dem Grundsatz der reproduktiven Autonomie
v. a. in der elterlichen Verantwortung für die Gesundheit
des künftigen Kindes erblicken, heben hervor, dass die
strikt medizinische Indikation nach EschG §3a die Ver-
wirklichung des Kinderwunsches intendiere und kein
gesellschaftliches Unwerturteil gegenüber schwerst-
behindertem Leben ( →Behinderung) zum Ausdruck
bringe. Angesichts der Fortschritte auf dem Gebiet der
genetischen Diagnostik bleibt abzuwarten, inwiefern
der künftige Einsatz der PID auf die enge Zwecksetzung
von EschG §3a begrenzt werden kann. Insb. die Aus-
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weitung der genetischen Direct-to-Consumer-Tests,
aber auch Möglichkeiten eines fremdnützigen therapeu-
tischen Einsatzes der PID zur Selektion von Geschwis-
terkindern als Zell- und Gewebespender („Rettungskin-
der“) deuten auf eine Tendenz zur Ausweitung der
bisherigen Einsatzkriterien hin. Da jede Entscheidung
für ein Kind immer mit der Frage nach dessen zukünfti-
gen Lebensmöglichkeiten verbunden ist, verschwimmt
zudem die Grenze zwischen Therapie und Enhance-
ment. Für eine Ethik der H. stellt sich in dieser Situation
die Aufgabe, die Freiheit zur Elternschaft mit Ein-
schränkungen des Selbstverwirklichungsideals so zu-
sammenzudenken, dass die genetische Diagnostik von
der Praxis eines Lebens mit gesundheitlichen Ein-
schränkungen unterscheidbar bleibt. Gerade in Selbst-
hilfegruppen ist die Sorge unter „gesunden Kranken“
vor einer „Genetisierung“ der Gesellschaft durch die
kommenden Möglichkeiten genetischer Methoden ver-
breitet.
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Humanismus

I. Humanismus der Frührenaissance – II. Humanismus in
Neuzeit, Moderne und Gegenwart – III. Historisch

I. Humanismus der Frührenaissance

Der Begriff H., geprägt von Friedrich Immanuel Niet-
hammer 1808, bezieht sich auf die Neubelebung der
studia humanitatis um 1350–1470: der sprach- und
handlungsbezogenen Studien im Blick auf Aristoteles,
Cicero, Quintilian oder griechische und lateinische Kir-
chenväter (Gregor, Hieronymus, Augustinus). Gramma-
tik, Rhetorik, Ethik, Poetik und Dialektik/Topik dienen
einer betont ethischen und politischen Praxis – als Ge-
gengewicht gegen eine logisch-metaphysisch geprägte

→Scholastik. Die Neubestimmung der freien Künste
und ebenso von Geschichte, Politik, Medizin, Juris-
prudenz, Theologie und Anthropologie führt zu einer
frühen Gesellschaftstheorie, welche die vita activa einer
vita contemplativa vorzieht.
Vom aristotelisch geprägten H. zu unterscheiden ist

der Neu-Platonismus der Hochrenaissance ab 1470–
1600, der ausgehend von der Florentiner Platonischen
Akademie (Marsilio Ficino) das gesamte Corpus Platoni-
cum verbreitet und stärker spekulative Momente, auch
Kosmologie und Naturphilosophie, einführt.

1. Philologie, Geschichte, Ethik,
Gesellschaftstheorie, Dichtung, Rhetorik

Der H. tritt auf mit dem Anspruch epochaler Neuheit
und lebensbezogener Unterscheidung von einer als
„abstrakt“ geltenden Spätscholastik. Als Begründer gel-
ten Francesco Petrarca, Coluccio Salutati und Leonardo
Bruni; die letzteren machen als Kanzler ihre Stadt Flo-
renz zum führenden Ort der →Neuzeit. Der spätmittel-
alterlichen Logik/Dialektik stellen sie – teils polemisch
– eine Ausbildung des ganzen Menschen in der harmo-
nischen Einheit von Herz (Leidenschaften, Affekte),
Geist (mens, ingenium) und Leib gegenüber. Die Aktivie-
rung aller menschlichen Fähigkeiten erfordert daher ein
neues Bildungsprogramm ( →Bildung): Die artes libera-
les, v. a. das sprachbezogene Trivium (Grammatik, Dia-
lektik, Rhetorik), werden erweitert um Historie und
Poesie und gipfeln in der rechten →Ethik. Sie wird we-
sentlich Lebensführung, beflügelt durch die program-
matische Neuübersetzung der „Nikomachischen Ethik“
des Aristoteles durch L. Bruni 1417.
Philologie wird im H. vorangetrieben durch die Wie-

derauffindung verschollener antiker Handschriften
während des Konstanzer Konzils 1415–17 und den Zu-
strom byzantinischer Gelehrter um 1390 nach Florenz
und nach dem Fall Konstantinopels 1453 nach Rom.
Mit den geflüchteten Gelehrten gelangen unzählige Co-
dices nach Westeuropa; die Kenntnis der drei „heiligen“
Sprachen Hebräisch, Griechisch und Latein wird ver-
pflichtend für Humanisten. Erstmals entstehen Gesamt-

93 Humanismus 94



übersetzungen von Aristoteles aus den Quellen und
nicht mehr aus arabisch vermittelten, oft fehlerhaft tra-
dierten Texten.
Die Neufassung von Geschichte als eines linearen

Zeitverlaufs ( →Geschichte, Geschichtsphilosophie) löst
die mittelalterlichen Chroniken mit ihrem symbolischen
Epochenschema ab zugunsten individualisierter Dar-
stellungen von Gemeinwesen und Personen (L. Bruni:
Historia del popolo fiorentino, 1410). Dies setzt eine
Selbstbewusstwerdung als zeit-räumlich gebundene, ge-
schichtlich kontingente, aber willentlich freie und ge-
stalterische Größe voraus: Der Mensch wird eigenver-
antwortlich für den Gang des Geschehens.
Der langanhaltende Streit um den Vorrang von →Me-

dizin und Jurisprudenz ( →Rechtswissenschaft) ver-
gleicht beide nicht mehr nach „ontologischem“ Rang,
sondern nach dem konkreten Nutzen für den Men-
schen. So wird die Medizin nach ihrer dienenden Funk-
tion gegenüber dem Leib gewichtet, während die rang-
höhere Jurisprudenz für das geistige Wohl nicht nur des
Einzelnen, sondern des Staates sorgt und die verbind-
liche Unterscheidung von Gut und Böse trifft. Medizin
wie Jurisprudenz gehören daher der Ethik an, der Krö-
nung aller Künste.
Auch der →Tugend verleiht der H. eine dynamische

Akzentuierung: Sie zielt nicht vorrangig auf eine selbst-
bezügliche Haltung, sondern auf den Aufbau der urba-
nen Gemeinschaft. In der Erkenntnis des Guten durch
die studia humaniora und ihre Anwendung im Gemein-
wesen vollzieht sich wahre humanitas. Doctrina (Wissen
um seiner selbst willen) wird der bonitas (dem Gutsein,

→Nutzen) untergeordnet; Ziel ist nicht mehr die intel-
lektuell erkannte veritas ( →Wahrheit), sondern virtus
(Tüchtigkeit).
Aus diesem Grund heißt die Poesie „göttlich“, sofern

sie virtus zum Gegenstand hat und über die Theorie hi-
naus mit Hilfe der Redekunst zur Praxis der Tugenden,
zum aktiven Gutsein anregt. Daher auch die hohe Be-
deutung der →Rhetorik: Ihr ist das Lob des Guten in
Gestalt des Nützlichen aufgetragen; an ihrer leiden-
schaftlichen Darstellung entzündet sich die Nach-
ahmung, ein wesentliches Thema der affektiven →Päda-
gogik. Rhetorik steht im Mittelpunkt der Sprachkünste;

→Dialektik/ →Topik ist nur ihr argumentatives Grund-
gefüge.
Insgesamt drängt der H. auf den Vorrang des Han-

delns vor der Betrachtung; Lorenzo Valla behauptet
daher sogar das vorrangige Lebensideal der →Laien ge-
genüber den Ordensleuten (L. Valla: De professione re-
ligiosorum, 1433). An die Stelle asketisch betonter Ein-
stellung treten eine christlich-patristisch begründete
Bejahung der Welt neben antiken Lust-Theorien (Lob
des Epikureismus bei L. Valla). Der Maßstab, aus dem
heraus über Würde und Rang von Wissen und Tun ge-
urteilt wird, ist im Quattrocento stets der Beitrag zur Hu-
manisierung und letztlich Vergöttlichung des Men-
schen.

2. Philosophie, Anthropologie, Theologie
Im Gegenzug zu scholastisch-aristotelischer Metaphysik
undOntologie wird →Philosophie ausgerichtet auf prak-
tisch-ethische humanitas, welche die Menschen lehrt,
„gut und glücklich zu leben, sie gründet die Staaten, be-
trachtet die Natur und die Gottheit und ist selbst ganz
göttlich“ (Müllner 1972: 79).
Die Redegattung „Über die Würde des Menschen“

kontrapunktiert bisheriges Reden „Über das Elend des
Menschen“. Der Traktat „De dignitate et excellentia ho-
minis“ (1452) Giannozzo Manettis weist demMenschen
sogar die Vollendung der Welt zu, woran das Ich auf-
grund des individuellen Ingeniums zu arbeiten habe.
Zwischen Philosoph, Künstler, Entdecker und Ingenieur
(ingegniere) besteht ein enger Zusammenhang: Die Gott-
ebenbildlichkeit des Menschen entfaltet sich zum Ge-
staltungsauftrag einer „zweiten“ Schöpfung der Welt.
Der hochgespannte Begriff des Ingeniums als einer
dem Intellekt und sogar dem Willen vorgeordneten Fä-
higkeit lässt den Schritt zur göttlichen Schöpferkraft des
Menschen vollziehen und führt zum Ideal des uomo uni-
versale, des umfassend gebildeten, zu freier Entschei-
dung fähigen, von Gott in die Mitte der Welt gesetzten
Deus secundus. Giovanni Pico della Mirandola lässt die
berühmte „Oratio de hominis dignitate“ 1483 darin gip-
feln: Es ist die Natur des Menschen, keine Natur zu ha-
ben; vielmehr hat er sich selbst, Geschichte undWelt zu
entwerfen und zum göttlichen Ursprung emporzufüh-
ren. →Wissenschaften, Künste und Techniken des urba-
nen Lebens vermögen Unbekanntes freizulegen oder
aus der Materie Nie-Dagewesenes inventiv herauszu-
holen: eine noch unerschrockene Anthropozentrik der
Schöpfung anstelle von Onto-Zentrik.
Das neuartige Selbstbegreifen des Menschen führt

zur Subjektivierung in der →Kunst: An die Stelle typi-
sierter Idealbilder treten Individualporträts ( Jan van
Eyck). Der Übergang von gotischer Raumferne zu neu-
zeitlicher Räumlichkeit – auch des Leibes – ist an Loren-
zo Ghibertis Bronzetüren des Baptisteriums von Flo-
renz zu studieren. Tommaso Masaccio arbeitet in der
Florentiner Brancacci-Kapelle souverän sowohl mit der
perspektivischen Raumverkürzung als auch mit dem In-
dividualporträt. Das Ego erschließt und verändert Welt
aus der Perspektive des Menschen: Das einbrechende
Raumgefühl – ars perspectiva als achte freie Kunst – be-
fruchtet als epochaler Vorgang viele Einzelwissenschaf-
ten und wird zu einer Vielzahl naturwissenschaftlicher
Entdeckungen führen (Erdglobus; Heliozentrik).
In der →Theologie vollzieht sich ein analoger Wan-

del: Als letzte Aufgipfelung der Wissenschaften stützt
sie zunehmend die Intention, den Menschen über seine
Ebenbildlichkeit göttlich-schöpferisch mit individuell
zu bestimmender Lebensaufgabe zu sehen. Nicolaus
Cusanus als überragender Denker der Zeit entwickelt
im Blick auf Gott, Universum und Mensch einen Zu-
sammenhang von intellectus, ratio ( →Vernunft – Ver-
stand) und Unendlichkeit. Menschliche mens/ratio wird
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in der unendlichen Beziehungswelt des Universums
messend und maßsetzend tätig – der Mensch, funktio-
nale Mitte der Welt, entwickelt die quantitative Ver-
gleichsmessung als Basismethode aller künftigen →Na-
turwissenschaft. Mit intellectus aber rührt er an die
Schau der urspr.en Einheit alles Geschaffenen in Gott,
an dessen alles einbegreifende lebendige Subjektivität
und unerschöpflichen Selbstvollzug. Gott ist in seiner
trinitarischen Struktur (Vater – Sohn – Geist) Ursprung
aller infiniten Relationen; zugl. ist er absolutes Selbst-
Sein. N. Cusanus entwickelt daraus über die aristote-
lische Ding-Ontologie hinaus eine Relationsontologie:
Analog zur Trinität sind die Dinge nicht durch ihr iso-
liertes Dasein bestimmbar, sondern durch ihre unend-
liche Vernetzung untereinander – ein Konzept, das bis
zum Deutschen →Idealismus und darüber hinaus wirk-
sam bleibt.
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HANNA-BARBARA GERL-FALKOVITZ

II. Humanismus in Neuzeit, Moderne und Gegenwart

Der Begriff H. steht in der späten →Neuzeit und →Mo-
derne für eine Vielzahl einander z.T. erheblich wider-
strebender Strömungen in der Philosophie. Um 1800
erstmals formuliert, bezeichnet H. ein Bildungspro-
gramm, das der utilitaristischen →Pädagogik der Spät-
aufklärung ein Konzept einer in der antiken Philoso-
phie verwurzelten allg.en →Bildung des Menschen
entgegensetzt. Im Neu-H. des ausgehenden 18. und frü-
hen 19. Jh. wird das im H. der Renaissance des 14. und
15. Jh. artikulierte Interesse an den studia humanitatis
verbunden mit Einsichten der Philosophie von Gott-
fried Wilhelm Leibniz, Immanuel Kant und Johann
Gottlieb Fichte und führt bei Johann Joachim Winckel-
mann, beim jungen Friedrich Schlegel, bei Johann
Wolfgang von Goethe, Friedrich Schiller, Friedrich Höl-
derlin und Wilhelm von Humboldt zur Formulierung
des Ideals der Menschheit, an das spätere Autoren wie
die Linkshegelianer Bruno Bauer, Arnold Ruge, Ludwig
Feuerbach oder Karl Marx kritisch anschließen konnten.
Die Ideen des Neu-H. führten im 19. Jh., insb. in der
Schulpolitik Bayerns und Preußens, zu einer Wiederbe-
lebung des altsprachlichen Unterrichts an den Gymna-
sien. Zu Beginn des 20. Jh. bezog der Dritte H. bei kon-

servativen Autoren wie Werner Jaeger oder Eduard
Spranger aus einer Rezeption des Bildungsprogramms
der Antike reaktionäre Motive für eine die europäische

→Aufklärung insgesamt ablehnende →Kultur- und Ge-
sellschaftskritik an der Moderne.
Für die Debatten des 20. Jh. erwiesen sich die frühen

Schriften von K. Marx als bedeutsam, insb. sein Postulat
eines „vollendeten Humanismus“ (MEW 40: 536) in
den Pariser Manuskripten aus dem Jahr 1844. Mit seiner
Kritik an einem „bürgerlichen“ Konzept von H. legte
K. Marx in seinen Schriften die theoretischen Grund-
lagen für einen im 20. Jh. politisch wirksam werdenden
sozialistischen H., der weltweit für die kommunisti-
schen und sozialistischen Parteien ( →Kommunismus,

→Sozialismus) ein kämpferisch-atheistisches Programm
( →Atheismus) mit einem normativen Begründungs-
anspruch für die jeweils verfolgten politischen Ziele for-
mulierte. Die sozialistische Politik blieb jedoch deutlich
hinter den romantisch-sozialrevolutionären Visionen
der Pariser Manuskripte des jungen K. Marx zurück
und so wurden diese Texte immer wieder auch zum An-
lass einer innermarxistischen Kritik im Namen eines
vermeintlich umfassenderen kritischen H., so z.B. bei
Henri Lefèbvre oder Roger Garaudy in Frankreich, bei
Adam Schaff oder Leszek Kolakowski in Polen. Motive
aus der Philosophie des Existentialismus führten bei Al-
bert Camus, Maurice Merleau-Ponty oder Jean-Paul
Sartre zur Formulierung eines neuen, sich selbst eben-
falls als gesellschaftskritisch verstehenden H. Dabei ver-
trat insb. ein Autor wie J.-P. Sartre einen strikt atheisti-
schen H., in dessen Mitte „der Mensch“ steht, der sich
bewusst an die Stelle „Gottes“ gesetzt habe. Diesem
Konzept eines atheistischen H. widersprachen in Frank-
reich vehement Jacques Maritain und Henri de Lubac.
Anders als in der französischen Diskussion entwickel-

te sich die Diskussion in Deutschland. Hier ist es Martin
Heidegger, der in der Nachfolge von Friedrich Nietz-
sche den H. rundherum ablehnt, indem er im Konzept
des H. eine Folge der Metaphysik und ihrer Frage nach
dem „Wesen des Menschen“ (Heidegger 1954: 53) sieht.
M. Heidegger zufolge liegt diesem Denken eine Ver-
wechslung von „Sein“ und „Seiendem“ (Heidegger 1954:
58) und, wie er in seinem „Brief über den Humanismus“
(Heidegger 1954) ausführt, eine fatale Unterordnung
des „Denkens“ unter die „Technik“ zugrunde (Heid-
egger 1954: 88). Dem H. stellt M. Heidegger program-
matisch eine Philosophie entgegen, die versucht, die
menschliche „Ek-sistenz“ (Heidegger 1954: 67) aus
dem von M. Heidegger vertretenen Hören auf den
„Ruf“ (Heidegger 1954: 90) des Sein zu erschließen.
Der Mensch soll in dieser Philosophie das Denken der
Metaphysik und des H. durch ein Leben in der „Lich-
tung des Seins“ (Heidegger 1954: 67) überwinden. Aus
dieser Konzeption von Philosophie bei M. Heidegger
folgt in der Philosophie des sog.en Poststrukturalismus
bzw. der →Postmoderne bei Jacques Derrida oder
Michel Foucault die Position eines programmatischen
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Anti-H., der maßgeblich beeinflußt von der Philosophie
Nietzsches aus einer Dekonstruktion der neuzeitlichen
Subjektphilosophie das „Ende des Menschen“ (Foucault
1971: 460), zumindest seiner vom klassischen H. der
Renaissance formulierten Sonderstellung im Kosmos
postuliert. Auch in manchen Strömungen des postkolo-
nialen Denkens ( →Postkolonialismus) werden die Vor-
stellungen des neuzeitlichen H. als eine theoretische
Überhöhung der neuzeitlichen Subjektivität und als
Apologie der kolonialen Unterwerfung der Welt durch
die Mächte Europas kritisiert.
Gegen die problematischen Einseitigkeiten eines bür-

gerlichen Neu-H. des 19. Jh., gegen die ideologischen
Prämissen eines sozialistischen und atheistischen H. im
20. Jh., aber auch gegen die konservativ-reaktionären
Ideen des Dritten H. sowie gegen die selbstwidersprüch-
liche Kritik eines zeitgenössischen Anti-H. gewandt ar-
tikulieren sich in der zeitgenössischen Philosophie neue
Einsichten und Positionen. Sie lassen in der Sache wei-
terführende Beiträge zur Begründung eines „neuen H.“
(vgl. Karl Jaspers u. a.) erkennen. Dies gilt etwa für die
erkenntnis- und wissenschaftstheoretisch wichtige Ein-
sicht in die kognitive Unhintergehbarkeit der mensch-
lichen →Sprache und der Praxis der intersubjektiven

→Kommunikation des Alltags. Von hier kommt die Phi-
losophie der Gegenwart auf unterschiedlichen Wegen
zu der Erkenntnis des weltkonstitutiven und welt-
erschließenden Beitrags der Bewusstseinsleistungen des
Menschen und seines kommunikativ-sprachlich verfass-
ten Alltagshandelns. Das welterschließenden Vermögen
des Menschen kann, so das zentrale Argument, von
keiner um Exaktheit bemühten positivistischen Wissen-
schaftssprache ersetzt oder naturalistisch durch den Ver-
such eliminiert werden, alle kognitiven Akte des Men-
schen als neurologisch streng determiniert auszuweisen.
Auch im Blick auf die Frage der Begründung mora-
lischer →Normen erweist sich der philosophische Rück-
gang auf die →Lebenswelt des Menschen und seine Pra-
xis als unverzichtbar.
Mit diesen Reflexionen in der zeitgenössischen Phi-

losophie ist eine Einsicht in die zentrale Stellung des
Menschen sowohl für die Objekterkenntnis der Wissen-
schaften von der Natur als auch für die Begründung der
normativen Grundlagen von →Moral, →Kultur und

→Recht verbunden. Diese Sonderstellung des Menschen
und seiner mit Sprache verbunden Alltagspraxis können
der zeitgenössische →Naturalismus und der Anti-H. der
Gegenwart nur um den Preis eines performativen
Selbstwiderspruchs leugnen (vgl. die Kritik von Jürgen
Habermas). Diese neuen Zugänge zu einer vertieften
Einsicht in die bes. Rolle des Menschen, der von der
Tradition der Philosophie seit Aristoteles und Thomas
von Aquin als „animal rationabile“ (Kant 1968: 321) und
als „animal sociale et politicum“ (Thomas 1948: 1) be-
zeichnet worden war, ist geeignet, eine philosophische
Begründung für einen zeitgenössischen H. vorzuberei-
ten, in dessen Zentrum eine Begründung der unbeding-

ten Achtung der →Menschenrechte und der →Men-
schenwürde steht.
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III. Historisch

1. Begriff
Der um 1800 entstandene Name, der zunächst das Bil-
dungsprogramm des später sog.en Neu-H. bezeichnet,
leitet sich, wie das Programm, von den studia humanita-
tis der Renaissance her: einem Verbund der Fächer
Grammatik, →Rhetorik, Poesie, Historie und →Ethik,
die, durchgängig im Rekurs auf die einschlägigen Auto-
ren der römischen und griechischen Antike, an Gymna-
sien und Universitäten ein propädeutisches studium ge-
nerale bieten. Seitdem wird der H.-Begriff historisch
vorab der Renaissance zugeordnet (Renaissance-H.).

2. Renaissance
Der H. ist von der Renaissance nicht zu trennen, aber
keineswegs mit ihr identisch. Die Renaissance ist das
umfassendere Phänomen: eine ganze Epoche der okzi-
dentalen Geschichte, die vom 13. bis zum 17. Jh. dauert
und auf den Übergang zur →Moderne hinausläuft. Die
Leitlinie bilden dabei staatlich-politische Auflösungs-
prozesse, die das hierarchisch-feudale System der mittel-
alterlichen res publica christiana unterminieren und
schließlich sprengen. Der →Staat zerreißt in langwieri-
gen inneren und äußeren Kämpfen bisherige Bindun-
gen und stellt sich fortan ganz auf sich selbst; die neuen
Schlagworte lauten →Souveränität, Staatsinteresse,
Staatsräson. Entscheidend ist, dass diese Prozesse nicht
isoliert ablaufen, sondern, vorangetrieben von den ma-
teriellen und legitimatorischen Bedürfnissen des neuen
Staates, alle anderen Sphären des gesellschaftlichen Le-
bens erfassen, die ihrerseits einer analogen Bewegungs-
richtung folgen. Der Staat der Renaissance erweitert
sich damit zu einer Kultur der Renaissance. Jacob Burck-
hardt hat ihre erste Ausprägung, die „Cultur der Renais-
sance in Italien“ (Burckhardt 1860), klassisch beschrie-
ben. Zug um Zug greift dieses Modell alsbald auf
Frankreich, England, Deutschland, auf das ganze latei-
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nische Europa über und erfährt dabei von Land zu
Land, je nach den historischen Umständen, beträcht-
liche Modifikationen, die aber die Einheit des Phä-
nomens und der Epoche nicht in Frage stellen. Die
Hauptsache ist, dass auch hier aus jeweils eigenen Vo-
raussetzungen Ansätze frühmoderner Staatlichkeit ent-
stehen, die mit den neuen politischen Bildungen in Ita-
lien prinzipiell kompatibel sind.

3. Programm und Funktion
Der H. ist ein Teilphänomen dieser Renaissance-Kultur,
von eigener Herkunft und mit eigenem Anspruch, aber
zugl. in mannigfachen Kommunikations- und Funk-
tionszusammenhängen stehend. Er proklamiert eine
doppelte Erneuerung, und zwar beide Male im Gegen-
satz zur Spätscholastik: eine Erneuerung der →Bildung,
die er auf nichttheologische, innerweltliche Prinzipien
gründet, und eine Erneuerung des klassischen Alter-
tums, in dem ihm die unvergänglichen Muster dieser
Bildung zu liegen scheinen. Ursprung dieses Erneue-
rungswillens ist ein ästhetisches Motiv: der Glaube an
Sprachschönheit als Inbegriff vollendeter „ →Humani-
tät“, die Klage über den Verfall der klassischen lateini-
schen Sprache, die den Humanisten als lingua nobilissi-
ma gilt, und der Entschluss, sie durch das erneuerte
Studium der klassischen Autoren wiederzugewinnen.
Zu diesem ästhetischen Motiv kommt ein historisches.
Die Humanisten werden sich dessen bewusst, dass die
Antike durch einen ungeheuren Zeitabstand von der
Gegenwart getrennt ist und daher der Wiederbelebung
aus den von ihr noch vorhandenen Überresten bedarf.
Sie entwickeln daraus, zunächst im Umgang mit den li-
terarischen Quellen, Verfahren der Überlieferungskritik
und der historischen Interpretation, die zur Begrün-
dung der modernen Klassischen Philologie, ihrer wis-
senschaftlichen Hauptleistung, führen. Gleichzeitig
werden sie damit überhaupt erstmals der Historizität
des Menschen inne. Das erklärt auch, warum sie in ihrer
eigenen literarischen Produktion die Geschichtsschrei-
bung bevorzugen. Das ästhetisch-historische Bildungs-
konzept der Humanisten beansprucht universale Gel-
tung. Sie erwarten von einer Erneuerung der Bildung
eine Erneuerung derWelt. Die studia humanitatis stellen
einen schulmäßigen Extrakt aus diesem Bildungskon-
zept dar, das weit darüber hinausreicht. Der H. liefert
mit alledem der Renaissance-Kultur ihre Rechtfer-
tigung. Er legitimiert v.a. die neuen Herrscher, die nach
dem Verlust der bisherigen Legitimationsmuster dessen
dringend bedürftig sind. Er profitiert von solchen funk-
tionalen Zusammenhängen, bleibt aber eine Potenz sui
generis, die sich dafür durch das ihr zugewachsene Pres-
tige empfiehlt. Sein Anspruch auf Erneuerung der Welt
wird von der Welt honoriert.

4. Ausbreitung
Die Portalfigur des H. ist Francesco Petrarca. Sein spek-
takulärer Erfolg lässt eine förmliche humanistische Be-

wegung entstehen, die zunächst in Florenz konzentriert
ist, sich von dort auf weitere italienische Städte aus-
dehnt und schließlich Rom erreicht. Der europaweite
Siegeszug des H. seit dem 15. Jh. vollzieht sich in steter
Auseinandersetzung mit dem italienischen Vorläufer.
Einerseits ist Italien nicht nur Vorbild, sondern meist
auch direkter Lehrmeister; eine Schlüsselrolle spielt da-
bei, v. a. in Deutschland, Enea Silvio Piccolomini. Ande-
rerseits herrscht von vornherein ein nicht selten von
Ressentiments genährtes Konkurrenzverhältnis gegen-
über den Italienern, das sich zu einer kulturnationalen
Rivalität steigert und bes. auf dem Feld der nationalen
Geschichtsschreibung ausgetragen wird. Dessen un-
geachtet wissen sich die Humanisten aller Länder als
Angehörige einer einzigen res publica litteraria. Sie wird
um 1500 von dem niederdeutsch-holländischen Huma-
nisten Erasmus von Rotterdam personifiziert.

5. Das soziale Erscheinungsbild
Die humanistische res publica litteraria besteht aus Ge-
lehrten, Schriftstellern, Literaten, →Intellektuellen, die
alle dasselbe Ziel einer antikisch fundierten Erneuerung
der Bildung verfolgen; sie hat in dieser Zielsetzung und
den daraus fließenden Prinzipien ihre Einheit. Diese
Genossenschaft stellt ein eigenes soziales Gebilde dar,
das quer zur herrschenden ständischen Gliederung der
Gesellschaft steht. Wer sich zu ihren Zielen bekennt,
gehört ihr an, ganz gleich, welchen →Standes er ist.
Nur die wenigsten Humanisten, wie F. Petrarca oder
Erasmus, sind allerdings zu einer „freischwebenden“
Existenz in der Lage. Die meisten müssen ihr Auskom-
men in „Brotberufen“ suchen, als Kanzlisten, Sekretäre
oder Schul-und Hauslehrer; das bleibt nicht ohne Ein-
fluss auf ihre literarische Produktion, lässt aber ihren
spezifischen sozialen Status unberührt. Die Humanis-
ten stehen untereinander in engen Beziehungen. Das
wichtigste Mittel sind nach allen Seiten mit epistolo-
graphischer Sorgfalt geführte Briefwechsel, die im Gan-
zen einer Selbstdarstellung der res publica litteraria
gleichkommen. Daneben existieren andere Formen der
Kommunikation: Gesprächskreise, gelehrte Gesellschaf-
ten, →Akademien. Der deutsche H. ist um 1500, haupt-
sächlich auf Initiative von Konrad Celtis, in einem gan-
zen Netz von sodalitates litterariae organisiert, die, außer
ihren internen Aktivitäten, immer wieder an die Öffent-
lichkeit gehen, auch um ihre Sache gegen Anfeindungen
von außen zu vertreten.

6. Späthumanismus
Diese letzte Phase des H. wird gewöhnlich auf den Zeit-
raum von der Mitte des 16. bis zur Mitte des 17. Jh. da-
tiert. Sein Beginn fällt mit dem Anbruch des konfessio-
nellen Zeitalters ( →Konfessionalisierung), sein Ende mit
den Anfängen der Frühaufklärung zusammen. Es han-
delt sich dabei um eine Epoche, in der →Religion und

→Theologie über ihre bisherige Geltung hinaus alles
menschliche Zusammenleben dominieren, bis sie neuen
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Vorstellungen von Vernunft ( →Vernunft – Verstand)
und →Naturrecht zu weichen beginnen. Der H. tritt in
den Dienst dieser Mächte. Das bringt ihm zunächst
neue Entfaltungsmöglichkeiten: von der Bibelphilo-
logie, die die Theologen beider Konfessionen benöti-
gen, über Neostoizismus und Tacitismus, die die begin-
nende Abkehr vom konfessionellen Denken begleiten,
bis zur flächendeckenden Errichtung humanistischer
Gymnasien, die die künftigen Führungsschichten quali-
fizieren sollen. Andererseits macht der H. nach 1550
einen fundamentalen Gestaltwandel durch. Bisher ist
er eine selbständige Potenz, die mit anderen selbständi-
gen Potenzen interagiert. Dagegen entwickelt er sich
jetzt, mitsamt der von ihm wiederbelebten Antike, zu
einer abgeleiteten oder nachgeordneten Größe, die einer
bis dahin unbekannten strukturellen Instrumentalisie-
rung unterliegt. Sein sinnfälliger Repräsentant wird Jus-
tus Lipsius, der im Laufe seiner Karriere allen Konflikt-
parteien der Epoche dient.
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ULRICH MUHLACK

Humanitäre Intervention

Unter einer H.n I. versteht man im →Völkerrecht ein mit
humanitären Motiven begründetes bewaffnetes Eingrei-
fen eines Staates oder einer Staatengruppe auf dem Ge-
biet eines anderen Staates ohne dessen Zustimmung.
Insb. handelt es sich um Interventionen zur Rettung
oder zum Schutz eigener Staatsangehöriger einerseits
sowie um Interventionen, mit denen eine bestimmte
Bevölkerungsgruppe oder →Minderheit vor Unterdrü-
ckung, Verfolgung oder schweren Menschenrechts-
verletzungen bewahrt werden soll, andererseits. Die völ-
kerrechtliche Zulässigkeit der H.n I. ist umstritten. Sie
kann sich nur aus Völkergewohnheitsrecht ( →Gewohn-
heitsrecht) ergeben, da weder die Charta der Vereinten
Nationen ( →UN-Charta) noch ein anderer →völker-
rechtlicher Vertrag die H. I. als eine gerechtfertigte Aus-
nahme von dem allg.en →Gewaltverbot der Charta
(Art. 2 Ziff. 4) anerkennen.
Im 19. Jh. beriefen sich auf die H. I. insb. Großbritan-

nien, Frankreich, Österreich und die USA, wenn sie,
häufig im Wege der Kollektivintervention, gegen Ver-
stöße gegen die „Gesetze der Humanität“ diplomatisch

und militärisch vorgingen. Hauptsächlich ging es um
den Schutz der christlichen Minderheiten im Osma-
nischen Reich. Eine einhellig anerkannte Theorie des
Interventionsrechtes hat sich im 19. Jh. jedoch nicht he-
rausgebildet. Den naturrechtlich argumentierenden An-
hängern der H.n I. stand eine andere Gruppe gegen-
über, die sich zu dem Grundsatz der Nichtintervention
im strengsten Sinne bekannte und jede Intervention ab-
lehnte, die nicht auf bes.n Vertragsrechten oder völker-
rechtlich erlaubter Selbsthilfe beruhte (Grewe 1984:
575–580).
Im 20. Jh. wurden militärische Interventionen häufig

als zum Schutz des Lebens eigener Staatsangehöriger im
Ausland gegen staatliche oder private →Gewalt erfor-
derlich begründet. Solche Aktionen waren bis zum In-
krafttreten der Satzung des →Völkerbundes (1919) ge-
wohnheitsrechtlich zulässig. Dagegen hat jedenfalls die
UN-Charta mit ihrer Einschränkung des staatlichen
Selbstverteidigungsrechtes auf den Fall eines „bewaff-
neten Angriffs“ (Art. 51 der UN-Charta) auch solche In-
terventionen völkerrechtswidrig werden lassen. Dass
auch seit 1945 Staaten wiederholt militärische Aktionen
auf fremdem Staatsgebiet mit dem Schutz ihrer dort an-
wesenden Angehörigen zu rechtfertigen versucht haben
(z.B. Israel die Geiselbefreiung in Entebbe, Uganda,
1976 oder die USA ihre Intervention in Grenada 1983),
änderte an dieser Rechtslage nichts. Denn selbst wenn
man die Bildung von der UN-Charta widersprechen-
dem Völkergewohnheitsrecht für möglich hält, fehlte es
an der hierfür erforderlichen Rechtsüberzeugung einer
breiten Mehrheit der Staatengemeinschaft. Allerdings
kann man in der Staatenpraxis eine Tendenz feststellen,
solche Aktionen im Einzelfall wegen der bes.n Notlage
des Heimatstaates politisch zu tolerieren, wenn sie sich
im Rahmen des unbedingt Erforderlichen halten und
von anderer Seite keine rechtzeitige und wirksame Hilfe
zu erwarten ist (Verdross/Simma 1984/906).
Der wichtigste neuere Fall einer H.n I. zugunsten

einer Gruppe fremder Staatsangehöriger ist die sog.e
Kosovo-Intervention der NATO-Staaten ( →NATO), an
der sich auch Deutschland beteiligte (Luftangriffe gegen
Jugoslawien von März bis Juni 1999). Die Angriffe lie-
ßen sich nicht als Maßnahme der Selbstverteidigung
oder als gewaltsame Repressalie begründen, und sie wa-
ren nicht vom UN-Sicherheitsrat gebilligt oder auto-
risiert worden. Die Regierungen der NATO-Staaten
rechtfertigten die Angriffe als H. I. zugunsten der Koso-
vo-Albaner, die sie als von Serbien verfolgt ansahen,
während die übrigen Staaten diese fast einhellig für völ-
kerrechtswidrig, da gegen das Gewaltverbot der UN-
Charta verstoßend, hielten (darunter Russland, China
und Indien). Die XIII. Konferenz der Staats- und Regie-
rungschefs der Nichtpaktgebundenen Staaten lehnte in
einer Erklärung vom 25.2.2003 ein Recht auf H. I. aus-
drücklich ab. Es ist danach „nicht möglich, von einer
durch Rechtsüberzeugung getragenen Praxis der huma-
nitären Intervention als Ausnahme zum völkerrecht-
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lichen Gewaltverbot zu sprechen“ (Bothe 2013: 592).
Bes. die Entwicklungsländer befürchten einseitige Mi-
litärinterventionen militärisch überlegener westlicher
Staaten. Tatsächlich ist in der Geschichte H.r. I.en seit
1945 der Mißbrauch des humanitären Arguments eher
die Regel als die Ausnahme gewesen: „Menschenrechts-
verletzungen waren in kaum einem Fall der Hauptanlaß
des Einschreitens; vielmehr sind regelmäßig strategische
und machtpolitische sowie ideologische Motive aus-
schlaggebend gewesen“ (Pape 1997: 102 f.).
Nach dem System der UN-Charta ist es Aufgabe des

Sicherheitsrates, schwerwiegende Menschenrechtsver-
letzungen in einem Staat als Friedensbedrohung zu
qualifizieren und entspr.e Maßnahmen zu beschließen.
Eine „Blockade“ des Sicherheitsrates aufgrund eines Ve-
tos eines der ständigen Mitglieder kann ein einseitiges
Handeln nicht rechtfertigen, da das Nichtzustandekom-
men eines Ratsbeschlusses auf den Verfahrensvorschrif-
ten der Charta beruht, von den Mitgliedstaaten also so
gewollt ist. Mit der Hürde des Erfordernisses einer Zu-
stimmung aller fünf ständigen Mitglieder hat sich die
Charta im Zweifel gegen die Anwendung von Gewalt
im Namen der →Vereinten Nationen entschieden.
Auch der Grundsatz einer „Schutzverantwortung“der

Staaten (Responsibility to Protect, R2P; grundlegend
International Commission 2001, vgl. Res. 60/1 der
UN-Generalversammlung vom 16.9.2005: World Sum-
mit Outcome, Abs. 138 f.) hat an der Unzulässigkeit
einer H.n I. nichts geändert. Soweit der Grundsatz die
Verpflichtung jedes Staates bekräftigt, seine eigene Be-
völkerung vor schweren Menschenrechtsverletzungen
(insb. →Völkermord, Kriegsverbrechen und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit) zu schützen, hat er dem gel-
tenden Völkerrecht nichts Wesentliches hinzugefügt.
Soweit aus dem Grundsatz aber für den Fall einer Ver-
letzung dieser Verpflichtung sowie eines Untätigblei-
bens des UN-Sicherheitsrates ein subsidiäres Recht
(oder Notrecht) fremder Staaten auf eine H. I. abgeleitet
wird, hat er bisher keine völkerrechtliche →Anerken-
nung gefunden. Vor dem Hintergrund einer unzurei-
chend effektiven Institutionalisierung der internationa-
len Gemeinschaft ist das Spannungsverhältnis zwischen
dem Schutz elementarer →Menschenrechte und der Un-
verletzlichkeit der →Souveränität und des Territoriums
eines Staates noch ungelöst.
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Humanität

I. Philosophisch – II. Sozialethisch

I. Philosophisch

1. Humanitas
Nach den ersten Belegen in der „Rhetorica ad Herenni-
um“ (84/83 v.Chr.) begegnet das Wort insb. bei Cicero.
Darin „faßte der Römer… den verpflichtendenWesens-
kern des Menschen zusammen“ (Büchner 1979: 1241),
v. a. im Blick auf Gesittung, Freundlichkeit, →Kultur.
Dies selbstverständlich dank griechischem Einfluss,
„obschon ihm kein griechisches Äquivalent voraufgeht“
(Rieks 1974: 1231); doch zugl. mit einer bedeutsamen
Umakzentuierung gegenüber dem Griechen, der „fast
immer den Gegensatz zum Göttlichen im Sinn hat,
wenn er etwas menschlich nennt, Mangelhaftigkeit und
Geringfügigkeit“ (Klingner 1965: 726). Menschliche
Größe wird zumeist als „Göttlichkeit“ gedacht und an-
gesprochen, bis dann Menander den Menschen als ein
„artig Ding“ bezeichnen kann (fr. 761 K) und Kleanthes
gar einen Unterschied bei →Tugend und →Wahrheit
zwischen Mensch und Gott bestreitet. So ist der Spruch
von Delphi: „Erkenne dich selbst“, aus einer Erinnerung
an die eigene Nichtigkeit zu einem Appell an Würdebe-
wusstsein und Hochgemutheit geworden.
„Humanitas“ aber in diesem Rahmen legt den Akzent

gerade nicht auf →Würde, sondern auf die heitere Un-
abhängigkeit des Privaten, wenn Cicero vom „humani-
ter vivere“ schreibt (ad Fam 7, 1), von humanem Ge-
spräch und Scherz unter Freunden. Andererseits geht
es beim „sensus humanitatis“ (S. Rosc.: 154) um Vor-
nehmheit, Mitleid und Milde dem Feind gegenüber. In
summa: „Humanitas ist bei Cicero der Inbegriff des
Menschlichen, insofern es im Unterschied zum Tieri-
schen Fertigkeit ist, nicht nur Umwelt, sondern geord-
nete und rhythmisierte Welt zu haben“ (Büchner 1979:
1243). Auf ihn greift in der Renaissance Leonardo Bruni
zurück mit dem Programmwort der „studia humanita-
tis“.

2. Humanität
Die eingedeutschteWortform verweist auf Johann Gott-
fried Herder, der „ihre ganze Sinnfülle gewissermaßen
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entdeckt hat“, als „ihr Verkünder für ein ganzes Zeit-
alter“ (Klingner 1979: 705), nachdem er in der Sturm-
und Drangzeit sie noch verächtlich abgelehnt hatte. Das
Wort meint auch Mitgefühl und Güte, aber darüber hi-
naus die Herausbildung unseres eigentlichen Wesens,
bis zur Gottähnlichkeit. Der Mensch, einerseits in Ein-
heit mit der →Natur, ihrem Stufenbau eingefügt, bildet
zugl. ihre Spitze und in seiner göttlichen H. gewisser-
maßen ihren Inbegriff. Mit seiner Berufung auf das „stu-
dium humanitatis“ der Griechen und Römer bezieht
sich J. G. Herder hierbei („in fruchtbarem Mißverständ-
nis“ [Büchner 1979: 1243 f.]) v. a. auf die römische Stoa.
Freilich kaum ohne Vermittlung des italienischen →Hu-
manismus, und so auch gestützt auf den biblisch-christ-
lichen Gedanken der Gottebenbildlichkeit, ohne den
man die „Heiligkeit“ des Menschen „doch vielleicht
nicht versteht“ (Klingner 1965: 716). Aber ehe wir da-
rauf eingehen, ist nochmals die Polemik des jungen J. G.
Herder gegen die „Affen der Humanität“ (Klingner
1965: 706, 738) aufzunehmen.

3. Humanitarismus
Unter dem Titel „Humanitarismus“ hat v.a. Arnold
Gehlen seine Kritik am neuzeitlichen Ethos vorgetra-
gen. Er meint damit eine zur ethischen →Pflicht ge-
machte unterschiedslose Menschenliebe als leere Aus-
weitung des familialen gegenüber dem staatlich
institutionellen Ethos. Zur Weltreichs-Ethik der Stoa
und der christlichen Idee der Nächstenliebe tritt seit
der →Aufklärung der Sozialeudaimonismus als „Kern-
stück des ethischen Wandels der Neuzeit“ (Gehlen
1969: 61). Daraus entsteht, in Deutschland durch die
Kriegsniederlage begünstigt, eine „Moralhypertrophie“
(Gehlen 1969: 141 ff.), die auch die christliche Verkün-
digung gefährdet. A. Gehlens Kritik krankt an ihren
biologisch-pragmatischen Voraussetzungen. Wer als
Aufgabe für →Individuum wie →Staat nur die Daseins-
erhaltung erblickt, kann nicht zeigen, wieso man gegen
privaten wie sozialen Hedonismus dafür optieren sollte,
„sich von den Institutionen konsumieren zu lassen“
(Gehlen 1969: 75). Und wie wird die Universalität der
sittlichen Vernunft missdeutet, wenn sie dem „Staats-
ethos“ gegenüber als Humanitarismus erscheint.
Tiefer lotet Max Schelers Analyse, die von Friedrich

Nietzsche den Ressentimentbegriff übernimmt, um
Tendenzen der Moderne zu charakterisieren. Ressenti-
ment ist amWerk, womanH. der Gottesliebe entgegen-
setzt. Sodann, wo man einen Egalitarismus verficht, für
die „Menschheit als Masse“ (Scheler 1923: 219), gegen
den Sinn für das Edle wie Liebe zumNächsten und zum
kleinen Kreis („Summenprinzip“ gegen „Solidaritäts-
prinzip“); mit Verabsolutierung der Wohlfahrtsför-
derung unter Verwerfung höherer Ziele, weil diese nicht
direkt förderbar sind. Meint H. also eine Verbindung
von →Gerechtigkeit und →Liebe, so ist Humanitarismus
deren beider Verkehrung. An die Stelle der Würde der
Person und der Wahrung ihrer →Freiheit tritt die Forde-

rung nach →Wohlfahrt und Versorgung. Nicht als ob
das Rechtsprinzip das Sozialprinzip ausschlösse. Den
Kampf für dieses als humanitär-ökonomische Bewegung
statt als politische Grundforderung verstanden zu ha-
ben, sieht Karl-Heinz Volkmann-Schluck als folgenrei-
ches Missverständnis des liberalen Bürgertums. Im
Wohlfahrts– und Versorgungsstaat aber wird dieses
Missverständnis zum Prinzip. Staat und Politik gehen
im Gesellschaftlichen unter. Ähnliche Tendenzen gibt
es bezüglich des →Völkerrechts auf eine „universale So-
zialdoktrin, die das Glück des ganzen Menschen-
geschlechts anstrebt“ (Pictet 1969: 15), mit Plädoyer für
Verständnis und Nachsicht statt Gerechtigkeit, univer-
sellen Bedürfnissen entspr.
Demgegenüber ist mit Konstantinos Delikostantis

festzuhalten, dass es bei den → Menschenrechten fun-
damental um dieWürde und derenWahrungsbedingun-
gen geht, was in der Rede vom „humanitären Recht“
(des Leidenden, Gefangenen usw.) nicht klar wird (Deli-
kostantis 1982: 178). Und auch die sozialen Menschen-
rechte „haben ihren letzten Verpflichtungsgrund in der
Freiheit des Menschen und nicht in der Daseinssiche-
rung als solcher und in bloßemWohlergehen“ (Delikos-
tantis 1982: 179). Sonst ließe sich jede Wünschbarkeit
zum Menschenrecht erklären, und andererseits gingen
durch solche Ausuferung sowohl Geltungs-Ernst wie
Durchsetzbarkeit verloren. Schließlich und gerade der

→Friede darf nicht grundlegend humanitär, von Bedürf-
niserfüllungen her, gedacht werden, will man nicht ris-
kieren, dass zuletzt jegliche Ordnung als Repression
ausgelegt wird, gegen welche als „strukturelle Gewalt“
dann „Gegengewalt“ gerechtfertigt wird (Delikostantis
1982: 181).
Es ist also einmal die Rechtsautonomie gegen schließ-

lich despotischen Humanitarismus zu verteidigen; glei-
chermaßen das christliche Liebesethos gegen einen ho-
rizontalistischen Humanismus (in Jesu Namen), der
heute v. a. politisch auftritt und angesichts des Pluralis-
mus die salus christiana auf eine (obendrein oft einseitig
fixierte) salus publica reduziert.

4. Theo-logisches Menschsein
Man muss unterscheiden: ein religiös-„vertikales“ Men-
schenverständnis ist in Gefahr, die horizontale Dimen-
sion zu vernachlässigen (oder gar dort bestehendes Un-
recht positiv, als →Ideologie, zu rechtfertigen); eine
prinzipiell-horizontale Perspektive aber ist unfähig zu
einer angemessenen Wertung des Vertikalen. Dieses er-
scheint in der (nicht auf →Bedürfnisse reduzierbaren)

→Autonomie und Würde der Person mit ihrem An-
spruch auf Gewissensfreiheit ( →Gewissen, Gewissens-
freiheit), und zwar in seinem Kern so unabweisbar wie
unbeweisbar als „Faktum“der sittlichen Vernunft, unbe-
schadet der Geschichtlichkeit dieser Erkenntnis. Trans-
zendental-Reflexion zeigt ihre Unumgänglichkeit und
humanes Bewusstsein verbietet, sie als Prinzip ernstlich
zu diskutieren.
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Diskutiert werden müssen jedoch die Konkretionen
des Prinzips. Und diskutiert werden sollten seine onto-
logischen Implikationen, etwa derart: Wie ist die – in
sich fraglose, keiner Begründung bedürftige – Geltung
des kategorischen Imperativs zu verstehen? Kann man
Person(sein) angemessen denken ohne Rückbezug auf
einen personalen Schöpfer? Ist Vergebung unter Men-
schen (als Hochgestalt von H.) im Ernst ohne Berufung
auf göttliche Vergebung denkbar? Lassen sich letztlich
Ethos (bis zur Selbsthingabe für den/die anderen) und
Lebenssinn (Wahrung des Selbst und seiner Würde) zu-
sammendenken ohne Hoffnungsausblick – für den je
Einzelnen selbst – über die Todesgrenze hinaus? Diese
Fragen meinen ein Doppeltes: eine reflexive Begrün-
dung – ohne die H. durchaus gelebt werden kann und
gelebt wird, dann aber auch die H. selbst. Denn bei Aus-
fall dieser Perspektiven wird sie erheblich verkürzt
(wenn auch nicht notwendig bis zum Humanitarismus).
Dies begründet den Auftrag zu christlichem Zeugnis
nicht allein als Christen-, sondern schon als Menschen-
Pflicht.
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II. Sozialethisch

Wenn auch der ethische Gehalt des Begriffs der H. kei-
neswegs der einzige ist, so ist er doch von Anfang an
wesentlich und heute absolut vorherrschend; er zielt
auf Philanthropie und Mitmenschlichkeit, v. a. gegen-
über den Schwachen. Ist H. urspr. ein elitäres Bildungs-
ideal und ein Tugendbegriff, so entwickelt sich in der
Neuzeit ein spezifisch sozialethisches Verständnis,
indem nun auch die Frage nach der H. der sozialen Ord-

nung aufkommt. Diese Ausweitung des Humanitäts-
begriffs geschieht im Kontext einer geistesgeschicht-
lichen Bewegung, die Hans Joas im Anschluss an Émile
Durkheim als einen Prozess der „Sakralisierung der Per-
son“ ( Joas 2011: 81) beschreibt und in der zunehmend
die Einsicht in die Heiligkeit des menschlichen Lebens
wächst. Dieser Prozess äußert sich etwa seit dem 16. Jh.
in wachsender Kritik an der →Folter, in Ansätzen zur
Humanisierung des Kriegsrechts im 17. Jh. und in der
Idee der →Menschenrechte im 18. Jh. Für den Komplex
dieser heute international anerkannten Rechte und Re-
geln hat sich der Begriff des humanitären →Völkerrechts
eingebürgert.
Zwar ist der H.s-Begriff etwa bei Johann Gottfried

Herder noch stark durch biblisch-christliche Motive ge-
prägt, aber die Mehrzahl der neuzeitlichen Autoren ent-
faltet die H.s-Idee losgelöst von diesen Voraussetzun-
gen; v. a. den Aufklärungsphilosophen geht es um eine
explizit nicht-religiöse Begründung. Eine positive Re-
zeption der H.s-Idee, wie sie die liberale protestantische
Theologie seit Beginn des 19. Jh. vornimmt, wird inner-
halb der katholischen Theologie durch die flächen-
deckende Durchsetzung der Neuscholastik zunächst
verhindert. Das ändert sich erst in der Auseinanderset-
zung mit den totalitären Ideologien ( →Totalitarismus)
des 20. Jh. Jacques Maritain entwirft 1936 einen „inte-
gralen“ bzw. „christlichen“ Humanismus; dieses Konzept
übernimmt auch das →Zweite Vatikanische Konzil (vgl.
GS 55f.). Auch evangelische Theologen (z.B. Arthur
Rich) und säkulare Autoren (z.B. Wilhelm Röpke) ver-
wenden nach dem ZweitenWeltkrieg den Begriff der H.
als sozialethische Leitidee.
Andere, wie die Begründer der →Kritischen Theorie,

reflektieren dagegen die Tatsache, dass es trotz der gro-
ßen humanistischen Tradition Deutschlands zur Bar-
barei des Nationalsozialismus kommen konnte. In der
Verabsolutierung bestimmter H.s-Konzepte in der Ver-
gangenheit sehen sie den Keim der späteren In-H. Ähn-
lich argumentiert Michel Foucault, der z.B. an der Hu-
manisierung des Strafvollzugs zeigt, wie im Zuge dessen
auch neue inhumane Sozialpraktiken etabliert wurden.
Demgegenüber betont Jürgen Habermas weiterhin

die emanzipative Kraft der H. als sozialethischer Leit-
idee, sofern sie als für diskursive Kritik und Weiterent-
wicklung offenes Konzept vertreten wird. Eine solche
Kritik und Weiterentwicklung ergibt sich freilich immer
dann, wenn es zu Verletzungen der →Menschenwürde
und Menschenrechte kommt, die das überkommene
H.s-Konzept nicht erkennt oder sogar deckt. Johann
Baptist Metz plädiert daher dafür, den sozialethischen
Fokus auf die Vulnerabilität der Menschen zu legen
und ihren tatsächlichen geschichtlichen Verletzungen
mit der Haltung der „Compassion“ zu begegnen.
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Humankapital

1. Definition
Der Begriff H. (auch: Humanvermögen) beschreibt die
Summe des Wissens, der Fähigkeiten und der Kom-
petenzen von Menschen, die diese im Lauf ihres Lebens
entwickelt haben. Dieser H.-Bestand kann vom Einzel-
nen für sich oder für andere produktiv genutzt werden.
Der H.-Bestand kann auch für Gruppen von Menschen
ermittelt werden, z.B. für Länder oder →Unternehmen.
Einzelne Menschen können ebenso wie Arbeitgeber
und die Gesellschaft in den H.-Bestand investieren, um
so das produktive Potenzial zu erhöhen.
Die Verwendung des Begriffs ist oft mit der Interpre-

tation verbunden, dass Menschen allein auf ihren öko-
nomischen Wert reduziert werden; mit dieser Begrün-
dung wurde das →Sozialkapital im Jahr 2004 zum
Unwort des Jahres in Deutschland gewählt. Die Gefahr
einer solchen missverständlichen Engführung des Be-
griffs war schon Gary Stanley Becker (1993) bei der
Wahl des Titels seines Buches „Human Capital“ be-
wusst. Er wählte daher einen sehr langen, erläuternden
und klarstellenden Untertitel: „A Theoretical and Em-
pirical Analysis, with Special Reference to Education“.

2. Ursprünge/Grundlagen
Die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Phäno-
men des H.s begann in den 1960er Jahren. Ursächlich
war eine reale Erklärungslücke: Waren bis dahin Ver-
änderungen des Arbeitseinkommens theoretisch in ers-
ter Linie auf Veränderungen des Sachkapitalbestands
zurückgeführt worden, so zeigte sich nun empirisch,
dass das Wachstum des Sachkapitals in vielen Ländern
nur einen geringen Teil der beobachtbaren Einkom-
mensentwicklung erklären konnte. Mit den grundlegen-
den Arbeiten von Theodore William Schultz und G. S.
Becker rückten die individuellen Fähigkeiten und Talen-
te eines Menschen, die zur →Produktion von Gütern
und Dienstleistungen genutzt werden können, in den
Mittelpunkt der sich neu entwickelnden H.-Forschung.
Deren wesentliche theoretische Erkenntnis besteht insb.
darin, dass →Bildung nicht allein als Konsumgut be-

trachtet werden sollte, das kurzfristigen →Nutzen stiftet.
Vielmehr ist Bildung eine →Investition, die langfristige
Erträge, insb. in Form von Arbeitseinkommen, gene-
riert. Diese Erkenntnis entfaltet bis heute eine hohe ge-
sellschafts- und wirtschaftspolitische Wirksamkeit.

3. Anwendungsgebiete
3.1 Mikroökonomische Anwendungen

Im Bereich der mikroökonomischen Anwendungen
geht es um die Entstehung und Entwertung von H. so-
wie um die Anreize in H. zu investieren.
Aus Sicht des Einzelnen sind sein Wissen, seine Fä-

higkeiten und seine Kompetenzen (sprich sein H.-Be-
stand) die Basis für die Erzielung eines Arbeitseinkom-
mens. Hier wird die Analogie des H.-Begriffs zu den
traditionellen ökonomischen Kapitalbestandteilen deut-
lich: Während mit dem Begriff →Kapital jeweils eine Be-
standsgröße beschrieben wird, stellen die daraus abge-
leiteten Stromgrößen die Einkommensbestandteile der
jeweiligen Kapitaleigentümer dar.
Empirisch zeigt sich, dass ein höherer Bestand an H.

ceteris paribus – also unter sonst gleichen Bedingungen –
mit einem höheren Arbeitseinkommen verbunden ist.
Daraus ergibt sich, dass Investitionen in den individuel-
len H.-Bestand das erwartete Arbeitseinkommen er-
höhen, während Entwertungen (technisch: Abschrei-
bungen) von H. zu einem niedrigeren erwarteten

→Einkommen führen. Bestandserhöhende Investitio-
nen in H. können insb. durch (Schul-)Bildung, durch
berufliche Aus- und →Weiterbildung aber auch durch
die Inanspruchnahme von Gesundheitseinrichtungen
und -leistungen erfolgen. →Gesundheit ist – so gesehen
– eine wichtige Voraussetzung für den produktiven Ein-
satz von Bildung und Wissen. In Analogie zum H. hat
sich in der Gesundheitsökonomik daher der Begriff des
Gesundheitskapitals etabliert, der verdeutlicht, dass die
eigene Gesundheit nicht nur konsumiert werden kann,
sondern einen Vermögensbestand darstellt, in den in-
vestiert werden kann. Reduzierungen vonH.-Beständen
sind z.B. auf Nicht-Nutzung infolge von (Langzeit-)

→Arbeitslosigkeit zurückzuführen. So können etwa
Menschen, die in der „Vor-Digitalisierungswelt“ aus-
gebildet und arbeitslos wurden, ihr damals erlerntes
Wissen in den neuen, durch sog.e →Digitalisierung ver-
änderten Arbeitsprozessen nicht mehr sinnvoll nutzen.
Der H.-Bestand einzelner Menschen führt nicht nur

zu einem höheren Arbeitseinkommen; er verursacht oft
auch positive →externe Effekte für Arbeitgeber und die
Gesellschaft. Sowohl aus individueller als auch aus
gesellschaftlicher Perspektive sind daher politische
Maßnahmen, die Investitionen in H. fördern, ebenso
sinnvoll wie solche zur Vermeidung von Bestandsent-
wertungen. Typische Spielregeln, die vom Staat gesetzt
werden, um den H.-Bestand seiner Bevölkerung zu er-
höhen oder zu erhalten, sind die Einführung einer
Schulpflicht (auch um Chancengerechtigkeit [ →Chan-
cengleichheit, Chancengerechtigkeit] für den Start in
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das Berufsleben herzustellen), die finanzielle Förderung
von Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen (um damit
verbundene positive externe Effekte für die Gesellschaft
zu generieren) sowie staatliche Wiedereingliederungs-
programme für Langzeitarbeitslose, um diese wieder in
den Arbeitsmarkt zu integrieren.

3.2 Makroökonomische Anwendungen
Die makroökonomischen Anwendungen beziehen sich
in erster Linie auf dieWirkungen und gesamtwirtschaft-
lichen Effekte des H.s. Das H. spielt dabei eine wesent-
liche Rolle bei der Entwicklung der modernerenWachs-
tumstheorie. Der Rückgriff auf den H.-Bestand einer
Volkswirtschaft war einer der ersten Versuche, die „Er-
klärungslücke“ zu füllen, die bei der Analyse des ge-
samtwirtschaftlichen Wachstums ( →Wirtschaftswachs-
tum) nach Berücksichtigung des Sachkapitalbestands
verblieb. Das H. wurde als komplementär zum Sach-
kapital angesehen: Nur wenn die Menschen in der Lage
sind, aufgrund ihrer Ausbildung (H.) die vorhandenen
technischen Möglichkeiten (Sachkapital) richtig zu nut-
zen, kann das Sachkapital seine volle produktive Wir-
kung entfalten. Nicholas Gregory Mankiw, David Ro-
mer, David N. Weil erweiterten daher das sog.e Solow-
Modell, das allein den Sachkapitalbestand zur Erklä-
rung von Wachstum heranzieht, um den H.-Bestand
als Wachstumsdeterminante. Während der H.-Bestand
zunächst als exogene Größe in die Modelle einging, er-
klärten spätere Wachstumsmodelle das H. aus dem Mo-
dell heraus (endogen). Diese Modelle unterstellen, dass
ein Wachstum der Bevölkerung auch mit technischem
Fortschritt einhergeht. Ein Beispiel dafür ist die aktuelle
Digitalisierung. Um gute (Arbeitsmarkt-)Chancen für
ihre Kinder zu sichern, ist es dann für Eltern sinnvoll,
in das H. ihrer Kinder zu investieren, d.h. sie (länger)
zur Schule zu schicken oder ihnen ein Studium zu er-
möglichen. Diese bessere Ausbildung erhöht das H.
Aus der Komplementarität von H. und Sachkapital he-
raus entsteht so zusätzliches Wachstum, das wiederum
Investitionen in H. auslöst.

4. Aktuelle Entwicklungen
4.1 Empirische Erfassung

Neben der Weiterentwicklung des theoretischen Kon-
zepts geht es in den letzten Jahren insb. darum, H.-Be-
stände (vorwiegend auf Länderebene) zu quantifizie-
ren. Empirische Messungen des H.-Bestandes greifen
dazu auf unterschiedliche Indikatoren zurück. In input-
orientierten Ansätzen werden die Schuljahre heran-
gezogen, die Menschen in unterschiedlichen Ländern
im Durchschnitt absolvieren. Während dieser Indikator
relativ leicht messbar ist und auf eine Mengenkom-
ponente ( Jahre) abzielt, erfasst ein anderer inputorien-
tierter Indikator Wertgrößen. Da der Wert des H.s nicht
unmittelbar gemessen werden kann, wird auf Nähe-
rungsgrößen (Proxy) zurückgegriffen. Dazu werden die
Ausgaben für Bildung (und auch für Gesundheit) ver-

wendet. Outputorientierte Konzepte messen den Erfolg
des H.-Bestandes anhand der durchschnittlichen Ar-
beitseinkommen in einem Land. Daten zum so gemes-
senen H.-Bestand auf Länderebene finden sich z.B. im
H.-Report desWeltwirtschaftsforums in Davos sowie im
HDI, der von der UNO veröffentlicht wird.

4.2 Erweiterung um Sozialkapital
In den letzten Jahrzehnten hat sich eine weitere Ausdif-
ferenzierung des H.-Begriffs ergeben. Zusätzlich wird
heute auch das sog.e →Sozialkapital als Determinante
der wirtschaftlichen Entwicklung betrachtet. In Analo-
gie zur Komplementarität von H., im Sinn eines Wis-
sens über den Umgang mit Technik und dem dazuge-
hörigen Sachkapital, lässt sich Sozialkapital definieren
als die Kenntnis von Menschen im Umgang mit Institu-
tionen, d.h. den Spielregeln für soziale Interaktionen.
Insb. die Erfahrungen mit der Transformation der post-
sozialistischen Länder in Mittel- und Osteuropa haben
gezeigt, dass allein die Einführung eines marktwirt-
schaftlichen Institutionensets nicht ausreicht, um eine
positive wirtschaftliche Entwicklung zu induzieren. So
wurden bei der Vereinigung der beiden deutschen Staa-
ten zwar die westdeutschen Gesetze auf die neuen Bun-
desländer übertragen und damit das Privateigentum
zum Standard, das allein reichte aber nicht, um direkt
„blühende Landschaften“ entstehen zu lassen. Die Men-
schen benötigen Kenntnisse über und Erfahrungen im
Umgang mit den neuen formalen Institutionen, damit
sich deren potentiell produktive Wirkung auch wirklich
entfalten kann ( →Institutionenökonomik).
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Humanökologie

Menschen aktualisieren und formieren sich immer in
einer konkreten Lebenswelt, der sie ihrerseits durch
Agieren eine eigene, spezifische Gestalt verleihen. H.
thematisiert diesen interdependenten Interaktions-
zusammenhang des Menschen mit seiner natürlichen
und sozialen Umwelt. Damit aber markiert sie wohl
kaum schon ein neues Paradigma, verfügt sie doch nicht
über einen eigenen, geschlossenen Theorieentwurf und
eine dem zugeordnete bestimmte Methode.
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1. Zur wissenschaftsgeschichtlichen Tradition
1.1 Erster Strang: Herkunft aus der Biologie –

Ausrichtung auf die natürliche
Umwelt des Menschen

Es war Ernst Haeckel, der im Anschluss an den darwin-
schen Gedanken von der gegenseitigen Beeinflussung
der Arten im Kampf um das Dasein die →Ökologie als
einen eigenen Zweig der Biologie begründete. „Öko-
logie“ meint dann „die Beziehungsganzheit von Lebens-
einheit(en) und Umwelt“, so die prägnante Definition
von Eugene Pleasants Odum (Odum 1980, Bd. 1: XVI).
Methodisch kennzeichnend hierbei ist demnach ein zur
analytischen Forschung komplementäres systemisches
(holistisches) Denken, das davon ausgeht, dass mit
wachsender Komplexität vernetzter Gefüge im Ver-
gleich zu deren Untereinheiten zusätzliche Eigenschaf-
ten auftreten, die aus jenen nicht ableitbar sind, deren
Verständnis vielmehr zunächst der ganzheitlichen Er-
fassung ihres spezifischen Integrationsniveaus bedarf,
ob es sich hierbei um einen Teich, einen Wald oder eine
bestimmte Population handelt.
Sieht man entspr. den Menschen als organismisches

Wesen, dann liegt es nahe, die bio-ökologischen Katego-
rien auch auf soziale menschliche Phänomene und Sys-
teme anzuwenden, wie das einige Sozialwissenschaftler
in der sog.en Chicagoer Schule um Robert Park erstmals
im Blick auf die Stadt unter dem Begriff „Human Ecolo-
gy“ tatsächlich versuchten. Im Kern wurde damit ein
Brückenschlag zwischen →Natur- und →Sozialwissen-
schaften intendiert und bio-ökologische, ökonomische
und soziale Organisation in einem wechselseititgen Be-
ziehungsgeflecht mit dem Menschen als Mittelpunkt
gesehen.
In einer darauf folgenden humanökologischen „La-

tenzphase“ mit gänzlich anderen sozialwissenschaft-
lichen Problemstellungen namentlich im Bereich der
Chicagoer Schule währte es gleichwohl ca. fünf Jahr-
zehnte, bis die humanökologische Frage aus ihrem
Dornröschenschlaf erwachte und ihre innovative Kraft
zu entfalten vermochte. Geistiges Movens war die seit
Beginn der 1970er Jahre zunehmend bewusst geworde-
ne globale Krisenlage im Mensch-Umwelt-Verhältnis,
also dem Verbund aus den beiden offenen Systemen
des Sozio-Kulturellen als der dominanten Steuerungs-
größe einerseits und der abiotischen und biotischen
Natur andererseits. Die generelle Riskiertheit der Bio-
sphäre aufgrund der technisch-ökonomischen Aktivi-
täten von planetarischem Ausmaß rief mit neuer
Dringlichkeit die H. als angewandte Ökologie im Groß-
maßstab auf den Plan. Mit dem Ziel einer Aussöhnung
von Mensch und Natur sollten drei Themenschwer-
punkte gebildet werden:
a) die Untersuchung der abschätzbaren Einwirkungen
menschlichen Handelns auf die Natur;

b) die Analyse und ggf. Korrektur des Verlaufs der mo-
dernen →Zivilisation und schließlich

c) die Erforschung der Rückwirkungen des technisch-

ökonomischen Naturbezuges auf den Menschen und
seine Ökologie selbst.

Entspr. wurde von ihr, der H. der Zukunft, eine Auswei-
tung des bio-ökologischen Konzepts auf einschlägige
anthropologische, ethische, geisteswissenschaftliche,
psychologische, sozio-ökonomische und politologische
Befunde hin gefordert.

1.2 Zweiter Strang: Orientierung an
sozio-kulturellen menschlichen Umwelten

Der Schub dieser „ökologischen Bewegung“Anfang der
1970er Jahre in Deutschland führte denn auch auf brei-
ter Front, und zwar in einzelnen Human- und Sozial-
wissenschaften, zu dem Versuch, die bio-ökologische
Betrachtungsweise Interaktion Organismus-Umwelt auf-
zugreifen und auf das Wirkungsgefüge Mensch-sozio-
kulturelle Umwelten anzuwenden. Dies gilt für die
Etablierung einer eigenen „ökologischen Psychologie“
ebenso wie für die sozialisationstheoretische Forschung,
welche die lokale bzw. sozial-klimatische Ungleichheit
menschlicher Entwicklungsvoraussetzungen in den
Blick nahm. Und auch die Erziehungswissenschaft ließ
sich durch die Einbeziehung bioökologischen Denkens
inspirieren. So etwa Günter Schreiner mit Überlegun-
gen zum Phänomen des Schulklimas und Dieter Baacke
zur Untersuchung von Umwelten der „13–18-Jährigen“
(Baacke 1979). Und schließlich konstituierte sich im
Rahmen der Wiener Schule der ganzheitlich ausgerich-
tete Ansatz einer „ökologischen Medizin“.
Fragt man nun nach den verbindenden methodischen

Merkmalen dieser spezifisch ökologischen Forschung,
so lassen sich mit Lutz Eckensberger am Beispiel der
Entwicklungspsychologie nennen:
a) der Ansatz am „daily life“ („Objektorientierung“ statt
„analytische Orientierung“) (Eckensberger 1979:
265),

b) systemtheoretisch beeinflusster holistischer statt ana-
lytischer Ansatz,

c) die Interdisziplinarität der Forschung,
d) die Betonung kulturvergleichender Strategien und
schließlich

e) die normative Ausrichtung statt Untersuchung „‚wert-
neutraler‘ Funktionszusammenhänge“ (Eckensberger
1979: 268).

Mit all dem intendiert diese disziplingebundene öko-
logische Forschung sonach eine jeweilige Verbesserung
konkreter Phänomene der sozialen menschlichen
Lebenswelt.

2. Verknüpfung
Indessen, so innovativ sich die ökologische Perspektive
auch auf die Einzeldisziplinen auswirkte, die beiden
Forschungsstränge, sei es mit Blick auf die natürliche,
sei es auf die sozio-kulturelle Umwelt des Menschen,
blieben letztlich weitgehend unverbunden. Ihre Zusam-
menführung gelang schließlich erst im Rahmen der
UN-Weltkonferenz von Rio de Janeiro (1992), die, an-
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knüpfend an die UN-Konferenz von Stockholm (1972),
die Konzepte (bioökologische) „Umwelt“ und (tech-
nisch-ökonomische) „Entwicklung“ nach vertiefter
Durchdringung durch die Brundtland-Komission
(1987) im Konzept der →Nachhaltigkeit (sustainable de-
velopment) wirksam verschränkte.
Mit dem so einleuchtenden wie schlichten Regu-

lationsprinzip aus der Forstwirtschaft des 16. Jh., wo-
nach man langfristig nur von den Zinsen leben kann,
ohne den Kapitalstock aufzubrauchen, hatte sich die
Völkergemeinschaft auf ein politisch-ethisches Leit-
programm verpflichtet. Danach kann es nur als sittlich
vertretbar bezeichnet werden, wenn sich die Welt-
gesellschaft technisch-ökonomisch so weiter entwickelt,
wie das
a) von der Natur mitgetragen wird und wie es
b) dem global und übergenerationell ausgeweiteten
Prinzip der Gerechtigkeit ( →Generationengerechtig-
keit) entspricht.

Der jetzigen und den künftig lebenden Generationen
muss der freie Zugang zu lebensnotwendigen undwohl-
standsmehrenden Ressourcen geöffnet sein. Dies aber
bedeutet, im globalisierten Megasystem unserer Zivili-
sation bedingen sich die naturökologischen (Erhaltung
der natürlichen Lebensgrundlagen) und die sozial-
ökologischen Größen (Entwicklungsländer-Problema-
tik, Friedenssicherung, Streben nach Wohlstand u. a.)
wechselseitig. Will politisch-gesellschaftliches Handeln
angesichts dieser Komplexität Lösungen herbeiführen,
so bedarf es eines anwendungs- und objektorientierten
systemisch-ganzheitlichen und normativ eingestellten
Nachhaltigkeitsdiskurses, innerhalb dessen Natur-, So-
zial- und →Kulturwissenschaften aufeinander zudenken
und kooperativ um einen umsichtigen Ausgleich be-
müht sind.

3. Die Rückwendung auf das Individuum hin
Nimmt also H. angesichts des wachsenden Problem-
komplexes der Weltgesellschaft die Gestalt einer (inter-
disziplinären) Nachhaltigkeitsforschung an, so hat sie
gleichwohl ihre Globalperspektive mittlerweile zurecht
auch wieder heruntergebrochen und sich Problem-
stellungen von mittlerer gesellschaftlicher Reichweite
zugewandt, etwa in den Bereichen Wohnen, Arbeiten,
Freizeit, Kommunikation und Konsum. Was jedoch
weitgehend ausgeblendet blieb, war die Thematisierung
des Individuums, seines Gelingens oder Misslingens in
diesen Umwelten, also die Frage nach der Individual-
Ökologie des Einzelnen unter den Prämissen unserer
modernen Zivilisation.
In diesem Kontext lässt sich denn auch nicht über-

sehen, wie sehr sich unsere spät-/postmoderne Gesell-
schaft seit Beginn der 1990er Jahre gewandelt hat: kul-
turell in wachsender Pluralität und Heterogenität und
soziostrukturell mit einer Vielzahl an Modernisierungs-
verlierern, die sich den Anforderungen der technisch-
ökonomischen Zivilisation nicht gewachsen fühlen und

sich, einmal durch das soziale Sieb gefallen, als psycho-
sozialer „Bodensatz“ der Leistungsgesellschaft wieder-
finden. Offenkundig müsste die „alte“ humanöko-
logische Frage nach dem Leben und Überleben des
Menschheitsystems unter den Prämissen der technisch-
ökonomischen Zivilisation ergänzt werden um die Frage
nach dem guten Leben auch des Einzelnen in seinen
Milieus und seinen sozialen Umwelten. Dementspre-
chend müsste sie angereichert werden um die psycho-
soziale Dimension, verbunden mit der Leitfrage: Wie
sollten die Lebensumwelten beschaffen sein, damit
Menschen darin gedeihen, undwas können bspw. Sozia-
lisationstheorie und Umweltpädagogik flankierend zu
den politischen Wissenschaften dazu beitragen, dass
sich Individuuen in ihren Umweltkontexten besser zu-
recht finden und an deren verantwortlicher Ausgestal-
tung mitwirken?
Es ist nun das Verdienst Urie Bronfenbrenners, jene

Bestimmungsgrößen menschlicher Ökosysteme aus-
gemacht zu haben, die für das Gelingen bzw. die Ver-
hinderung menschlicher Entwicklungs- und Bildungs-
prozesse ausschlaggebend sind. Im Einzelnen handelt
es sich hierbei um:
a) naturnahe Umwelten mit vielfältigen Zugängen des
sinnlich-ästhetischen Naturerlebens;

b) befreiende und orientierende kulturelle Sinnsysteme;
c) soziostrukturelle Vernetzung von Lebenskontexten
unterschiedlicher Art und Größe und

d) soziale Umwelten als den Einzelnen freigebende Ge-
staltungsräume mit:
i) vielfältigen Beziehungsnetzen,
ii) vielfältiger Rollenübernahme,
iii) gekonnten, „molaren“ Tätigkeiten substantieller

Art,
iv) verantwortlicher Mitgestaltung an gewichtigen

Aufgaben ( →Partizipation).
Humanökologisch ausgerichtete Sozialisationsfor-
schung und Erziehungswissenschaft können diese Be-
dingungsfaktoren zunächst einmal als Kriterienkatalog
auf alle formellen Bildungsmaßnahmen ( →Bildung) an-
wenden. Und schließlich können sie Empfehlungen an
Institutionen (z.B. Beratungsstellen, Politik) richten,
strukturell beeinträchtigende Umweltbedingungen von
Menschen zum Besseren zu wenden. Leitendes For-
schungsinteresse hierbei ist stets das sinnhafte Gelingen
des Individuums in seinen Umwelten sowie deren ei-
genverantwortliche Mitgestaltung.
Unter dieser humanökologischen Leitvorstellung

könnten dann bspw. folgende Themenkomplexe an-
gesprochen werden:

a) Wege humanen Umgangs mit →Freizeit und

→Konsum in der Wohlstands- und →Erlebnisgesell-
schaft. Angesichts einer „multioptionalen“ Welt mit ver-
meintlich unbegrenzten Möglichkeiten und virtuellen
Räumen wirft dies die Frage nach dem erfüllten Leben
und Gebrauchen auf. Statt einer rigiden Form der Aske-
se sollte vielmehr der Blick auf die greifbare Sachwelt,
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die reale Beziehungswelt und die kulturelle Sinnwelt ge-
richtet werden, sodass Konsumgüter primär instrumen-
telle Werte darstellen, die der Entfaltung und Selbstver-
wirklichung der Person dienen können.

b) Ein nicht minder relevanter, individual-ökologi-
scher Problemkomplex tut sich auf im Themenfeld

→Gesundheit als dem (ganzheitlich verstandenen) leib-
seelisch-sozialen Wohlergehen des Menschen. Hier
können Individuen als Heranwachsende oder als Er-
wachsene dazu angeregt werden, in Prozessen dyna-
mischer Balance an der Gestaltung des eigenen Wohl-
befindens mit all seinen leiblichen, seelischen, sozialen
und geistig-spirituellen Belangen jeweils in den vorhan-
denen unterschiedlichen Umweltkontexten mitzu-
wirken.

c) Eigentlicher Ernstfall individualökologischer Be-
trachtungsweise in unserer komplexen Zivilisation ist
jedoch zweifellos die Identitäts-Thematik, und damit
die Frage nach gelingender Authentizität in einer hoch-
gradig fragmentierten Gesellschaft. Folgt man hierbei
den Grundaussagen von Erik H. Erikson, so wäre inter-
aktionell eine Umwelt der Zuwendung und →Anerken-
nung herzustellen, aufgrund deren der Jugendliche
einen eigenen Willen formiert, Entschlusskraft und
Kompetenz auszubilden, seine Lebenskontexte mit-
zugestalten und zur Liebe und Fürsorge des Erwachse-
nen gelangt ( →Identität).

d) Eng verbunden mit der Identitätsthematik ist
zweifellos die moralpädagogische Aufgabe, einer Stär-
kung moralischer Entscheidungsvernunft und Fantasie
des Einzelnen innerhalb seiner systemisch vielfältig
verknüpften kontingenten Lebensverhältnisse zuzuar-
beiten.
Pädagogisch von herausragender Dringlichkeit hier-

bei ist dann das gemeinsam beratende, orientierende, sinn-
erschließende Gespräch. Bietet es doch eine Plattform
wohlwollenden Miteinanders, die ein angstfreies
Durchgehen verschiedenster Aspekte in einer bedrän-
genden Situation ermöglicht, das Verständnis für unter-
schiedliche Wege gelingenden Menschseins erschließt
und damit den Blick für die eigene Optionsmöglichkei-
ten weitet.

Pädagogische Begleitung, auch Erwachsener in allen
Lebensphasen, sollte Menschen Mut zusprechen und
sie darin bestärken, in ihren wechselnden Lebens-
umwelten für ihre sittliche Existenz immer wieder stim-
mige Balancen zu finden. Hier gilt es dann für den Ein-
zelnen, aus einer Pluralität möglicher Sinn- und
Wertmuster die für sich selbst authentischen Wege auf-
zugreifen und also auch das jeweilige „An-sich-Gute-für-
mich“ ausfindig zu machen und zu leben.
Fazit: Mit diesen und ähnlich gelagerten individual-

ökologischen Problemstellungen thematisiert H., von
globalen Fragestellungen ausgehend, über mittlere sozi-
alökologische Problemstellungen im gesellschaftlichen
Bereich, jetzt auch die Wechselwirkung Individuum/
Umwelten in einer zunehmend unübersichtlichen Welt.

Es dürfte der H. gut anstehen, künftig ihr Nachhaltig-
keitskonzept als eine Forschung in naturökologischer,
sozialökologischer und individualökologischer Hinsicht
zu begreifen.
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I
Idealismus

I. ist einer der diffusesten Titel in der Rede über phi-
losophische Positionen. Das zeigt sich schon daran, dass
ganz unklar ist, ob z.B. Rudolf Carnap Recht hat zu
sagen, dass es sich dabei um Metaphysik handele, die
„wie in Europa üblich als Bezeichnung für den Bereich
angeblichen Wissens über das Wesen der Dinge“ auf-
zufassen sei wie in den Systemen „von Fichte, Schelling,
Hegel, Bergson, und Heidegger“ (Carnap 1932: 108).
Allerdings stellen die Lehrbücher der (Geschichte der)
Philosophie (des 20. Jh.) und gängige philosophische
Enzyklopädien wie schon Jean-Baptiste le Rond d’Alem-
berts und Denis Diderots „Encylopédie“ einen →Mate-
rialismus („alles ist physisch“) einem I. („alles ist geis-
tig“) so gegenüber, als ginge es um einen Kampf
zwischen philosophischen Glaubenshaltungen darüber,
was es wirklich gibt, konkret zwischen einem onto-
logischen Realismus physikalischer Tatsachen und
einem I., dem zufolge es auch, wie das schon Gottfried
Wilhelm Leibniz als Beispiel nennt, eine Art Seele und
platonische „Ideen“ gibt. Doch es ist die Möglichkeit im-
mer mitzubedenken, dass es in diesen Debatten um den
I. nur um das rechte Verständnis unserer Bezugnahmen
auf →Welt geht, dabei auch um metastufig reflektieren-
de Urteile zu Reichweite und Grenze wissenschaftlichen
Wissens. Dann könnte eine „Überwindung der Meta-
physik durch logische Analyse der Sprache“ (Carnap
1932), die von „Scheinproblemen“ (Carnap 2005)
spricht, zu unkritischen Beschränkungen der Reflexion
auf die Methoden der mathematischen (Natur-)Wissen-
schaften führen. Der sog.e Deutsche I. nach Immanuel
Kant sieht entspr., dass sich jede kritische Wissen-
schaftslehre als Weiterentwicklung von I. Kants Trans-
zendentalem I. auszuweisen habe. I. Kants kritischer I.
rekonstruiert immerhin einen Teil des immanenten Ge-
brauchs unserer Redeformen über Geist und Vernunft
( →Vernunft – Verstand) bzw. Denkformen wie Grund
und Ursache im Kontext seiner Reflexionen auf Voraus-
setzungen gemeinsamen Erfahrungswissens und legt
den Grund für Georg Wilhelm Friedrich Hegels Ein-
sicht, dass die Wirklichkeit, wie wir sie in wissen-
schaftlichen Erklärungen den Erscheinungen gegen-
überstellen, immer schon begrifflich durch unser
Denken und Sprechen geformt ist, wie das heute auch
John McDowell und Robert Brandom in Nachfolge von
Wilfrid Sellars vertreten.
Aber schon Platons Ideenlehre, die als Prototyp des I.

gilt, ist wohl nicht als pythagoräistische oder platonisti-
sche Glaubensphilosophie, sondern als Formenanalyse
zu lesen, wie das Buch des Neukantianers Paul Natorp
unter diesem Titel schon zeigt. Denn nicht die je präsen-
tischen Gegenstände bloß subjektiver sinnlicher Erfah-

rung, sondern „Ideen“ sind das wahre Thema situations-
allgemeiner →Wissenschaft: Es wird bei Platon eine
bloße doxa in Perzeptionsurteilen über empirische Er-
scheinungen hier und jetzt im Sinn des „es scheint mir
so“ (dokei) einer epistēmē als situationsallgemeinemWis-
sen über zu Grunde liegende Ideen (eidē) entgegen-
gestellt. Den bloß endlichen, sogar bloß momentanen,
Erscheinungen werden also nachhaltigere Formen ent-
gegengesetzt, die man sich bildlich als Ideen eines als
Architekten der Welt gedachten göttlichen Intellekts
vorstellen mag. Nach der logisch-methodologischen
Lesart erkennt Platon aber „nur“, dass die zeitallgemei-
nen Sätze derWissenschaft nicht unmittelbar über man-
che, viele oder alle empirische Einzelheiten im indexika-
lisch-deiktischen Bezug je von hier und jetzt her
sprechen. Sie gehen vielmehr den Phänomenen einer
bloßen empeiria und historia dadurch auf den Grund,
dass sie diese als bes.e Erscheinungsformen generisch-
allg.er Falltypen darstellen. Eine entspr.e prototypische,
idealtypische oder stereotypische Ur-Sache (paradeigma,
auch eidos) wird durch Prinzipien (archai) in ihrer Struk-
tur expliziert. Ideen, Formen oder Begriffe – alle drei
Übersetzungen von eidos konkurrieren bis heute mit-
einander – sind als theoretische Gegenstände die wah-
ren Ursachen (aitiai) in Erklärungen der Phänomene.
Nur in abstrakter, reflektierender Rede gibt es eine
Form, wie z.B. einen Kreis, „absolut“. Sonst ist eine
Form nie „abgetrennt“ von empirischen Realisationen.
Jede „Substanz“ („erste ousia“) ist Einheit von Materie
(hylē) und Form (auch morphē), wie der aristotelische
Hylemorphismus Platons Analyse ergänzt. Diesem von
Thomas von Aquin subtil rekonstruierten Formen-I. mit
seiner Rede von einem Substrat (hypokeimenon) und
einer Artform (als „zweiter ousia“, auch genos) unterschie-
ben radikalempiristische Deutungen der aristotelischen
Tradition eine „platonistische“ Lesart. Unter dem Titel
Universalienrealismus kritisieren sie den Glauben, die
Formen gäbe es „absolut“, also „abgetrennt“ von den
Dingen. Der Nominalismus bei Wilhelm von Ockham
und Duns Scotus begreift Formstrukturen und Begriffe
dagegen als durch →Sprache konstituiert, aber deren Ge-
brauchsformen werden zugunsten der bloß empirischen
Zeichen unterschätzt, mit gravierenden Folgen im briti-
schen Empirismus und seinen Lehren von Ideen oder
Bedeutungen als bloß subjektiven Vorstellungen.
Der Widerspruch des phänomenalistischen I. George

Berkeleys gegen einen physikalistischen Naturalismus
wie bei Thomas Hobbes bzw. im französischen Materia-
lismus Julien Offray de La Mettries radikalisiert gewis-
sermaßen die innere Inkohärenz in John Lockes Empi-
rismus. Dessen epistemologisches Primat der sinnlichen
und damit subjektiven „Erfahrung“ ist unvereinbar mit
der Deutung von Perzeptionen als Eindrücken, physio-



logisch verursacht durch physikalische Dinge. I. Kant er-
kennt entspr. mit G. Berkeley und David Hume, dass
die eigenen Prinzipien in J. Lockes „Physiologie des Ver-
standes“ (Kant 1983: 12) seine Behauptungen über die
Verarbeitungsform von Sinnesdaten unausweisbar
macht, was in der Gegenwartsphilosophie auch Willard
Van Orman Quines Ansatz scheitern lässt, der von einer
stimulus meaning spricht, was aber bloß eine sprachphi-
losophische Ausdrucksvariante für impression ist. Ver-
stärkt wird die Verwirrung bis heute dadurch, dass das
englische Wort „physical“ nicht zwischen physisch im
Sinn von „körperlich“ oder „leiblich“ und physikalisch
im Sinn einer theoretischen Erklärungsform in den Na-
turwissenschaften unterscheidet. Noch gegen die wegen
seiner Anschauungs- und Urteilsformen als subjektiver
I. kritisierte Doktrin I. Kants setzt G. W. F. Hegel einen
objektiven I. als Logik und Methodologie der erst später
sog.en →Geisteswissenschaften mit den Formen von In-
stitutionen wie Sprache, Wissenschaft, Staat und Gesell-
schaft als zentralen Themen. Was bei G. W. F. Hegel
„absoluter I.“ heißt, wird so zu einem robusten Realis-
mus im reflexionslogischen Blick auf das, was wir in
den Wissenschaften u. a.n Praxisformen tatsächlich tun
– in radikaler Kritik an idealistischen Utopien in Bezug
auf ein perfektes Wissen. Objektive Tatsachen, wie wir
sie als „Wahrmacher“ den Aussagen über eine Erfah-
rungswelt unterstellen, ergeben sich nur im Rahmen
eines begrifflich vermittelten Zugangs zu einer trans-
subjektiven Wirklichkeit, die als solche schon theo-
retisch formiert sein muss. Wirklich absolut sind Voll-
züge, etwa in Aktualisierungsversuchen von Formen,
während die Erfüllungen von Normen, welche die For-
men bestimmen, relativ und fallibel bleiben. Die skepti-
sche Reflexion auf die Befriedigung von Geltungsbedin-
gungen macht das zurecht geltend. Der empiristische
Skeptizismus geht aber maßlos darüber hinaus, indem
er die Perzeptionen und Reaktionen verabsolutiert, wie
sie die autistische Seinsweise eines Tieres prägen. Am
Primat der Praxis, an der Absolutheit des Vollzugs des
Urteilens und Handelns gerade auch im Wissenschafts-
betrieb, kann man nur verbal, rein rhetorisch zweifeln,
wie schon René Descartes klarmacht. G. W. F. Hegels
nichtformalistische Analyse konkreter Wissensansprü-
che holt die Bewertungen der Erfüllung von Geltungs-
bzw. Wahrheitsbedingungen in die wirkliche Welt rea-
len Urteilens zurück und wehrt jeden Appell an die
Sichtweise eines Gottes etwa als einem idealen Physiker
und seiner absoluten, von unseren realen Wissens-
bewertungen völlig abgetrennten, Wahrheit als eine lee-
re Utopie ab. Nur wo ein realer Wissensanspruch oder
ein Möglichkeitsurteil von uns als wahr bewertet ist, sa-
gen diese uns, was es unserem Wissen gemäß wirklich
oder möglicherweise gibt. Damit wird auch ein bloßer
Willkürglaube an metaphysische Hinterwelten in das
Reich subjektiv-idealistischer, solipsistisch-willkürlicher
Vorstellungen zurückgewiesen, ohne dogmatisch an
eine Physik als Garantin dessen zu glauben, was es

angeblich wirklich gibt. Es gilt stattdessen explizit an-
zuerkennen, dass nur gemeinsame Bewertungen von
Wissensansprüchen aufgrund guter praktischer Erfah-
rungen definieren, was es wirklich, objektiv gibt, sogar
was als vernünftiger Glaube gelten kann imUnterschied
zu bloßen Willkürmeinungen. Nur so lässt sich der Un-
terschied zwischen Schein und Sein immanent begreif-
bar machen.
Wie ein vermeinter Realismus selbst idealistischeMe-

taphysik ist, zeigt folgende Schilderung der Übernahme
eines von Ludwig Josef JohannWittgenstein im „Tracta-
tus logico-philosophicus“ entworfenen Bildes durch Da-
vid Lewis: „Lewis makes a profound Realist assumption:
the world is, fundamentally, a four dimensional space-
time mosaic of instantiations of point size categorical
properties […]. You, me, tables and chairs are ultimately
composed of such pixels, too. […] Suppose you knew
everything about the past, present, or future, all facts,
all events, just everything.“ (Schrenk 2016: 136) Sogar
wenn man, wie im Neuplatonismus, annimmt, ein gött-
licher Intellekt könnte das alles wissen, was D. Lewis
uns bittet, als kontrafaktisches Wissen vorzustellen, ist
das Bild eines holographischen Weltfilms mit „Raum,
Zeit und Farbe (Färbigkeit)“ als „Formen der Gegenstän-
de“ (Wittgenstein 1921: 2.0251) schon inkohärent, erst
recht wo man den Film als fixfertig produziert unter-
stellt und Wissen als korrekte sprachliche Repräsenta-
tion von Teilen des Filmes bzw. der Welt definieren
möchte. Das existentiallogische Argument, das aus-
schließt, dass ich zugl. Betrachter und Objekt bin, han-
delndes und in seinem Verhalten erklärtes personales

→Subjekt, wie es der junge L. J. J. Wittgenstein immer-
hin grob berücksichtigt, geht auf Johann Gottlieb Fichte
zurück und sollte nicht schon I. Kant zugeschrieben
werden. Bei G. W. F. Hegel wird es wesentlich verstärkt
durch die Einsicht, dass es überhaupt keine reinen Kon-
statierungen ohne theoretische Annahmen gibt. Außer-
halb mathematischer Modelle gibt es aber auch keine
sortalen Mengen von Sinnesdaten, von absoluten Ein-
zelereignissen, von Raumzeitpunkten oder von sog.en
Möglichen Welten. Die Anwendung solcher Modell-
gegenstände auf reale Perzeptionen, reales Geschehen,
ausgedehnte und konkret zu bestimmende Raumzeit-
stellen oder begrifflich bestimmte Möglichkeiten setzt
eine schwierige Technik der Projektion mathematischer
Metaphern voraus, welche in diesen selbst und leider
auch in den Kommentaren ihrer Protagonisten aus-
geblendet bleiben. G. W. F. Hegels Kritik richtet sich so
auch gegen einen Physikalismus, welcher über die Rela-
tivbewegungen atomarer Substanzen alle Bewegungen
physischer Dinge in beliebiger Genauigkeit nicht bloß a
posteriori für beschreibbar, sondern a priori für kausal
erklärbar hält. Auch die Hypostasierung der mathema-
tischen Logik Gottlob Freges als „der“ absoluten Logik
sinnvollen Sprechens und Denkens im Idealsprachen-
ansatz ist ein subjektiver I. oder Pythagoräismus und
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fällt damit unter G. W. F. Hegels Verdikt einer „Kind-
heit des Philosophierens“ (Hegel 1970: 385).

Literatur
M. Schrenk: Metaphysics of Science. A Systematic and His-
toric Introduction, 2016 • P. Natorp: Platons Ideenlehre: Eine
Einführung in den Idealismus, 2014 • P. Stekeler-Weithofer:
Philosophiegeschichte, 2006 • R. Carnap: Überwindung der
Metaphysik durch logische Analyse der Sprache, in: T. Mor-
mann (Hg.): Scheinprobleme in der Philosophie und andere
metaphysikkritische Schriften, 2004, 3–48 • I. Kant: Vorrede
zur Ersten Auflage, in: I. Kant: KrV, 1983, 11–19 • G. W. F.
Hegel: Werke in 20 Bänden, Bd. 5, 1970 • R. Carnap: Schein-
probleme in der Philosophie, 1928 • L. J. J. Wittgenstein:
Tractatus logico-philosophicus, 1921.

PIRMIN STEKELER-WEITHOFER

Identität

I. Soziologisch – II. Pädagogisch – III. Sozialethisch

I. Soziologisch

Die Suche nach Antworten auf die Frage der I. beschäf-
tigten den modernen Menschen ebenso existenziell, wie
seine Suche nach Antworten auf die mit den Antwort-
versuchen aufgeworfenen neuen Fragen. I. ist zusam-
men mit ihrem Aufstieg von einem im Alltag sich
modernisierender Gesellschaften zusehends als all-
gegenwärtig und selbstverständlich erfahrenem Phäno-
men zu einem geistes-, sozial- und kulturwissenschaft-
lichen Grundbegriff avanciert. Als Orientierungs- und
Ordnungskategorie zur Selbstbeschreibung und zum
Fremdverstehen von →Individuen, →Gruppen und

→Gemeinschaften verspricht er insb. den Sozialwissen-
schaften ein veritables „Instrument“ zur Analyse und
Beschreibung von Prozessen der Aushandlung, Stabi-
lisierung und Veränderung von sozialen Ordnungen.
Allerdings präsentieren sich die entwickelten I.s-Kon-
zepte ebenso ambivalent wie vielfältig. Während I.
übereinstimmend als soziale Form begriffen wird, die
Sinnentwürfe und Normalitätsvorstellungen, Hand-
lungsanleitungen und Darstellungsformen bereitstellt,
über die Individuen und Gruppen ihre Zugehörigkeiten
zu bestimmten Lebensformen und Lebensführungen
entwickeln und zu erkennen geben, nehmen dieselben
Gruppen und Individuen die gleichen Sinnentwürfe
und Normalitätsvorstellungen als Legitimationsgründe
für Hervorhebungen, Abstandnahmen und Grenzzie-
hungen gegenüber anderen →Subjekten und Kollek-
tiven. Zudem sind Theorien der I. stets in allg.ere Inter-
pretationen von Wirklichkeit eingebettet. Deshalb
variieren die Verständnisse je nach historischer Epoche,
Kultur und Gesellschaft und gestaltet sich das Spektrum
der Konzeptionen unterschiedlich breit. Bevor daher im
Folgenden mit der persönlichen, der sozialen und der Ich-
I. sowie mit den kollektiven und den pluralen I.en fünf

prominente sozialwissenschaftliche I.s-Typen angespro-
chen werden, gilt es zunächst jene anthropologische
Disposition zu skizzieren, in deren allg.em Licht die
analytischen Werkzeuge ausgearbeitet, diskutiert und
weiterentwickelt werden.
„Ich bin. Aber ich habe mich nicht. Darum werden

wir erst.“ (Bloch 1985: 13). Der von Ernst Bloch formu-
lierte, identitätsphilosophische Dreisatz umschreibt je-
nen in der jüdisch-christlichen Tradition verankerten
Gedanken vom strukturell unerfüllten, weil gebroche-
nen und offenen Selbst- und Weltbezug des Menschen,
wie ihn zuvor Søren Kierkegaard im Geist als einem
„Verhältnis, das sich zu sich selbst verhält“ (Kierkegaard
2002: 8) oder Helmuth Plessner in der exzentrischen Po-
sitionalität des Menschen und Georg Simmel mit den
„apriorischen Bedingungen, auf Grund derer Gesell-
schaft möglich ist“ (Simmel 1992: 43) zum Ausdruck
brachten.Aufbauend auf der Vorstellung von I. als Ant-
wort des Menschen auf seine ihm anthropologisch auf-
erlegte Disposition zu Reflexivität und Potentialität
( →Anthropologie) begreifen und erforschen die Sozial-
wissenschaften moderne I.en nicht als „Endprodukte“
einzelner Personen oder Gesellschaften, sondern als
stets vorläufige „Erzeugnisse“ von in wechselseitigen
Abhängigkeiten und in kommunikativen Handlungs-
prozessen sich ausgestaltenden, absichernden und wan-
delnden Selbst- und Fremdbildkonstruktionen.
Den bis heute nachhallenden, wirkungsmächtigsten

Anstoß zur empirisch fundierten Entwicklung sozial-
wissenschaftlicher I.s-Konzepte gaben die Vertreter der
sog.en Chicago School of Sociology. Als überaus einfluss-
reich erwies sich die von Erving Goffman in seinen For-
schungen zu beschädigten I.en ausgearbeitete I.s-Typo-
logie. Seine Sichtweise von I. als „multiplicity of selves“
(Goffman 1963: 63) trägt unverkennbar die Grundzüge
der Sozialpsychologien von George Herbert Mead und
Charles Horton Cooley. C. H. Cooleys Ausdruck vom
looking-glass self und G. H. Meads Konzeption des self
im Spannungsverhältnis von I undMe begreifen I. nicht
als Substanz oder Wesenheit, sondern als in gesell-
schaftlichen Interaktions- und Kommunikationsprozes-
sen sich formende, balancierende, letztlich aber in der
Schwebe bleibende, kognitive Struktur. „Mind, Self and
Society“ (Mead 1934) bezeichnet denn auch keine Stu-
fenfolge, sondern einen Dreiklang. E. Goffman eröffnet
seine Dreiertypologie mit dem Begriff der sozialen I. Ihre
Ausprägung beruht auf den Zuschreibungen und kate-
gorialen Zuweisungen von sozialen Anderen und speist
sich aus jenen Merkmalen und Eigenschaften, die an
einem Individuum unmittelbar wahrzunehmen sind
oder antizipiert werden, und von denen angenommen
wird, dass sie über verschiedene soziale Situationen hin-
weg stabil bleiben, wie Geschlecht, Alter, Ethnie und
Milieuzugehörigkeit. Anders als der Begriff nahelegt,
beruht auch der zweite I.s-Typus auf sozialen Zuschrei-
bungen und Identifizierungen. Doch im Unterschied
zur sozialen I., die ein Individuum in größeren Gruppen
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aufgehen lässt, ist für die persönliche I. die Besonderheit
der spezifischen Merkmalskombination des infrage ste-
hen Individuums ausschlaggebend, wie sie sich vor al-
lem aus seinem Namen, Aspekten seiner spezifischen
körperlichen Erscheinung und seiner Biographie ergibt.
Die Erfahrungen und das Wissen um die Identifizie-
rungsformen der sozialen und persönlichen I. veranlassen
die Handelnden zur Ausbildung und Vorführung von
Images: jener sozial lesbaren Oberflächen und sozial ak-
zeptierten Muster, die in Gestalt von Masken (lat. per-
sona), Rollen ( →soziale Rolle) oder netztauglichen Pro-
filen eine Person zugl. verhüllen und sichtbar machen –
und dabei wiederum selbst durch Alltagsrituale vor
Übergriffen und Verletzungen durch Dritte geschützt
werden müssen. Beruhen soziale und persönliche I. vor-
nehmlich auf Fremdzuschreibungen, fokussiert E. Goff-
man in Anlehnung an den Psychoanalytiker Erik H.
Erikson mit seinem letzten Typus den subjektiven und
reflexiven Anteil von I., wenn er über den Begriff der
Ich-I. versucht, die innige, emotionale Verbundenheit
von Individuen mit den Eigentümlichkeiten ihrer
Selbstwahrnehmung und der Beständigkeit ihres Selbst-
bildes zu fassen. Weil jedoch auch der dritte I.s-Typus
keinen von gesellschaftlichen Zugriffen unberührten,
sich selbst versorgenden Wesenskern darstellt, sondern
sich in sozialen Prozessen jener Deutungszusammen-
hang erst ausformt, auf den die subjektiven Reflexionen
dann Bezug nehmen können, blieb nicht nur sein Status
als eigenständiger Begriff, sondern die gesamte Goff-
mansche Dreiteilung in den Sozialwissenschaften nicht
ohne Widerspruch.
Das von Thomas Luckmann entwickelte Verständnis

von I. kennt denn auch einzig den Begriff der persönli-
chen I., dafür aber als komplexen, anthropologisch, phä-
nomenologisch und wissenssoziologisch begründeten
Denkzusammenhang. Für das Bewusstsein beruht die
als persönlich erlebte I. auf den Erfahrungen von inne-
ren, zeitlichen Verhältnissen, in denen sich ein Ich gel-
tend macht, das über sein jeweiliges Jetzt hinaus in
Richtung Vergangenheit und Zukunft als dessen Her-
kunft, Alternative, Gegensatz oder Fortsetzung und
Möglichkeit von Bestand bleibt. Zugleich konstituiert
sich persönliche I. in sozialen Kontexten, was fortwähren-
de Synchronisierungsleistungen zwischen der inneren
Zeit des Bewusstseins und jenen sozialen Zeitstrukturen
voraussetzt, wie sie sich in rhythmisch aufeinander ab-
gestimmten Abläufen sozialen Handelns ausformen
und schließlich als →Symbole und →Rituale, bspw. als
Kalender, Uhren oder Modelle für Lebensläufe, in die
Wissensbestände von Gesellschaften einschreiben.
T. Luckmanns Ansatz gilt heute als zentraler, grund-
lagentheoretischer Bezugspunkt für die empirische Er-
forschung von Sozialisations- und Migrationsprozessen,
von Narrationen und Biographien.
Anders als der Begriff der persönlichen I. ist das Kon-

strukt der kollektiven I. umstritten. Seine klassische Re-
ferenz findet es in Émile Durkheims Konzepten vom

„Kollektivbewusstsein“ und der „mechanischen Solidari-
tät“. Beide speisen sich aus wiederholten Erfahrungen
der Gleichförmigkeit von Reaktionen und Handlungen
innerhalb einer Gruppe oder Gemeinschaft, die ihre
Mitglieder als äußere Zeichen für die natürliche Gleich-
heit ihrer inneren Haltung imaginieren. In der Folge
sind kollektive I.en dadurch charakterisiert, dass ein Wir
spürbare Grenzen zwischen seinem Binnenraum, des-
sen Zugehörige es als gleichwertig ansieht und gleich-
artig behandelt, und einer Außenwelt der Anderen, An-
dersartigen und anders zu Behandelnden zieht. Solche,
aus Prozessen der sozialen →Inklusion und Exklusion
ausgehende I.s-Bildungen können sozialwissenschaft-
lich über „Codes“ der Artikulation und Legitimation
von gesellschaftlichen Unterscheidungen zwischen dem
Eigenen und dem Fremden beschreiben werden. Kritik
entzündet sich vor allem an zwei Stellen. Zum einen
wird dem Begriff attestiert, er sei primär politisch kon-
notiert, vereinfache, verkläre und trage Tendenzen zu
Ermächtigung und Diskriminierung, zu totalitären
Weltsichten und Gewaltanwendungen in sich. Zum an-
deren lasse der Begriff der kollektiven I. den der persön-
lichen I. nicht zu, haben kollektive Identifizierungen
doch die Macht, jenes reflektierende, aufgeklärte und
autonom handelnde Individuum zu reduzieren oder
gar auszulöschen.
War persönliche I. in vormodernen Gesellschaften

noch eine gesellschaftlich in hohemMaße eindeutig, ob-
ligatorisch und nachhaltig definierte Vorgabe, wird sie
für die Individuen moderner, enttraditionalisierter und
pluralistischer Gesellschaften zu einer ihnen selbst
überantworteten, notorischen Aufgabe. Im durch digi-
tale →Kommunikation und globale →Migration beweg-
ten Kaleidoskop sich fortwährend verändernder Welt-
anschauungen und Ideen stellen die dargebotenen
Sinnangebote keinen einheitlichen und geschlossenen
Horizont für I.s-Stiftungen mehr bereit. Daher schmie-
gen sich die Halt suchenden Individuen den „drifts“ und
„flows“ an, und konstruieren plurale I.en, mit denen sie
der multiplen, transitorischen, nicht mehr als Selbstver-
ständlichkeit erfahrenen und hinzunehmenden Welt-
gesellschaft strukturell entsprechen. „Finde dich selbst“,
„werde, was du sein kannst“ und „erfinde dich neu“ lau-
ten die Unsicherheiten, Irritationen, Krisen und Kon-
flikte immer wieder auslösenden Handlungsauflagen
und Bewährungsformeln für die I. des unternehmeri-
schen Selbst. Wenn daher in der sogenannten →Post-
moderne vom Tod des Subjektes, vom Ende des Indivi-
duums und von der Fiktion der I. gesprochen wird, zielt
die Rede auf jenes zerstückelte, unruhige, dauererregte
Ich in einer von ihm gleichermaßen erfahrenen sozialen
Welt, das sich nur noch in situativen, widerrufbaren
und unter den gesellschaftlichen Auflagen von Authen-
tizität und Kreativität auf charismatische Effekte be-
dachten Darstellungen auf den kurzlebigen Märkten
der I.s-Modelle inszeniert. Wandeln sich I.en zu Ge-
weben von nur noch lose miteinander verbundenen,
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punktuellen Ereignissen, sind zusätzliche, auf das be-
schleunigte Changieren analytisch reagierende, sozial-
wissenschaftliche I.s-Konzepte gefragt, wie sie aktuelle
soziologische Zeitdiagnosen bspw. in Gestalt von media-
tisierten und ästhetisierten I.en der empirischen Über-
prüfung zuführen.

Literatur
K. Röttgers: Identität als Ereignis, 2016 • J. Straub: Identität,
in: F. Jäger/J. Straub (Hg): Handbuch der Kulturwissenschaf-
ten. Bd. 1, 22010, 277–303 • T. Luckmann: Zur Entwicklung
und geschichtlichen Konstruktion persönlicher Identität, in:
ders.: Lebenswelt, Identität und Gesellschaft, 2007, 231–253
• J. C. Kaufmann: Die Erfindung des Ich, 2005 • S. Kierke-
gaard: Die Krankheit zum Tode, 42002 • L. Niethammer: Kol-
lektive Identität. Heimliche Quellen einer unheimlichen Kon-
junktur, 2000 • B. Giesen: Codes kollektiver Identität, in:
W. Gephardt/H. Waldenfels (Hg): Religion und Identität,
1999, 13–43 • Émile Durkheim: Über soziale Arbeitsteilung.
Studie über die Organisation höherer Gesellschaften, 1992 •
G. Simmel: Soziologie, 1992 • E. Bloch: Einleitung in die Phi-
losophie, 1985 • H. Plessner: Die Stufen des Organischen und
der Mensch, 1985 • E. H. Erikson: Identität und Lebens-
zyklus, 1973 • E. Goffman: Stigma. Notes on theManagement
of Spoiled Identity, 1963 • G. H. Mead: Mind, Self and Socie-
ty, 1934 • C. H. Cooley: Social Organization, 1909.

JÜRGEN RAAB

II. Pädagogisch

1. Grundlagen
Ohne ein Bei-sich-selbst-Sein des Menschen in mitten
seiner wechselnden Lebensräume wäre sein Welt- und
Selbstverständnis schlechterdings gestört. Dies begriff-
lich und konzeptionell gefasst und ausgearbeitet zu
haben, ist die Leistung des dänisch-deutsch-amerika-
nischen Psychoanalytikers Erik H. Erikson. „I.“ beinhal-
tet für ihn die Antwort auf die Frage, inwiefern sich das

→Individuum, obwohl es in unterschiedlichen Situatio-
nen und vielfältigen Rollen ( →soziale Rolle) agiert, in
Bezug auf andere wie auf sich selbst über Zeiten hinweg
seiner selbst als ein- und dasselbe bewusst ist. „I.“ thema-
tisiert also das Streben des Menschen
a) nach Einheitlichkeit (Kohärenz, Kontinuität) und Un-

verwechselbarkeit (Individualität) der Person;
b) nach deren Würdigung (Zuwendung, Zugehörigkeit,

→Anerkennung) durch relevante Gruppen, und zwar
c) im Medium der sie bestimmenden sozio-kulturellen

Muster (sinnstiftende Teilhabe).
Mit dieser dreigliedrigen I.s-Struktur erweitert E. die
psychoanalytische Theorie Sigmund Freuds zum einen
zu einer die gesamte Lebensspanne umgreifenden
Theorie der Persönlichkeit und ihrer Entwicklung durch
Ausbildung von Ich-I. So formuliert er in Anlehnung an
S. Freud (orale, anale, ödipale Phase) drei Basiskom-
ponenten seelischer Gesundheit (Urvertrauen vs. Miss-
trauen; Autonomie vs. Scham und Zweifel; Initiative vs.

Schuld), die sich als Komponenten der Persönlichkeits-
entwicklung ein Leben lang ausdifferenzieren. Hierauf
aufbauend entwirft er sein bipolares achtphasiges
Schema psychosozialer Entwicklung mit jeweils spezi-
fischen Aufgaben, Krisen und Konflikten und der I.-Pro-
blematik in der Jugendphase als zentraler Achse. Je nach
Maß der Meisterung/Nichtbewältigung kommt es je-
weils zu einem relativen Übergewicht auf der positiven
oder negativen Seite des polar angelegten Entwicklungs-
schemas.
Zum anderen nimmt E. eine Ausweitung auf die so-

zio-kulturelle Umgebung von Individuen vor. Der Prozess
der I.s-Bildung ist also konstitutiv geschichtlich, lebens-
kontextuell, eben sozio-kulturell abhängig. Seine pha-
senbedingten Konfigurationen resultieren aus der
wechselseitigen Beeinflussung von innerenWachstums-
größen einerseits und umgebender Kultur bzw. Gesell-
schaft andererseits.

2. Komplementäre Konzepte
Nicht zuletzt die zunehmende Gefährdung des I.s-Pro-
zesses von außen in modernen Gesellschaften machte
jene komplementären Konzepte unverzichtbar, die eine
stärkere Verlagerung auf die äußeren (sozio-kulturellen)
Einflussgrößen vornehmen. Zum einen handelt es sich
dabei um eine Gruppe von Konzeptionen primär sozio-
logischer Herkunft im Rahmen der Theorie des Symboli-
schen Interaktionismus (wie William James, George Her-
bert Mead, Erving Goffman, Lothar Krappmann), die
den situativen Aufbau des „Selbst“ („I“ und „Me“) inner-
halb von soziokulturellen Kommunikationsvorgängen
thematisierten, ggf. mithilfe von Ich-Balancen zwischen
persönlicher und sozialer I. Zum anderen handelt es
sich um eine Gruppe von persönlichkeitspsychologischen
Theorien, die wie die Coping- und Selbstkonzept-Theo-
rie hinsichtlich der Mensch-Umwelt-Interkation alle-
samt ein Aktions-Selbst unterstellen. Ohne diese und
andere psychosoziale Einsichten soziologischer For-
schung im Blick auf die äußeren Komponenten wäre
eine adäquate Erörterung von I.s-Prozessen schlechter-
dings unmöglich. Und dies umso mehr, als die rapide
gesellschaftliche →Modernisierung der letzten Jahrzehnte
die äußere Gefährdung der I.-Entwicklung noch erheb-
lich intensiviert hat. Hier müsste denn auch E.s Konzept
deutliche Transformationen in Richtung Flexibilisie-
rung der I.-Vorstellungen erfahren.
Gleichwohl, als eine korrekturoffene Rahmentheorie

zur Erörterung der I.-Entwicklung in der Perspektive der
gesamten Lebensspanne wird E. seine Bedeutung für Pä-
dagogik und Psychologie nicht einbüßen.

3. Pädagogische Aufgaben
Denn in einer temporeichen Gesellschaft mit ständig
wechselnden Interaktionsbühnen bedarf es kontrapunk-
tisch auch der umgreifenderen Konfigurationen von Ich-
I. mit Blick auf jene Lebensphasen (Kindheit, Jugend,
Erwachsenenabschnitte) bzw. Lebensbereiche (Aus-
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bildung, Beruf, Familie, Weltanschauung, etc.), in de-
nen dem Einzelnen besondere pädagogische bzw. thera-
peutische Unterstützung zuteil wird.
Ferner sind es in einer Gesellschaft der Brüche und

Widersprüche mit ihren Stress erzeugenden Vorgege-
benheiten vielfach die inneren mentalen Faktoren, die
eine Person auch bei äußersten Schwierigkeiten aufbre-
chen lassen zu einem neuen, modifizierten Ich-Selbst,
sofern nur von frühester Kindheit an und ggf. bis ins
hohe Erwachsenenalter hinein kompetente pädagogi-
sche Begleitung, Stärkung und Ermutigung erfolgte.
Und schließlich hat sich unter der Signatur von →Post-
moderne und →Globalisierung dieser Aufgabenkom-
plex eher noch verschärft. Gemäß den drei tragenden
Strukturmomenten in Eriksons I.-Konzeption gilt es
dann, den Einzelnen zu ermutigen
a) in einer parzellierten Lebenswelt durch verstärkte
Passungsleistungen und Ich-Synthesen ein, wenn-
gleich polyphones und dynamisches (Pathwork-I.), so
doch in sich zusammenhängendes, authentisches Ich-
Selbst (Kohärenz, Kontinuität) auszubalancieren

b) im Durchgang durch reflexive Bildungsprozesse und
Lebenswelterfahrungen eine Zugehörigkeit zu „pas-
senden“ Gruppierungen (Anerkennung, Zuwendung)
und

c) zu den sie bestimmenden sozio-kulturellen Wert-
und Sinnmustern (Kooperation, sinnstiftende →Parti-
zipation) zu finden. Ziel ist die zunehmend gereifte
Persönlichkeit, die ‚ihre (endliche) Welt‘ verantwort-
lich mitgestaltet.
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III. Sozialethisch

Angesichts der unterschiedlichen und vielschichtigen
Bedeutung von I. in verschiedenen wissenschaftlichen
Disziplinen mit differenzierten I.s-Konzepten bzw. I.s-
Theorien und der Etablierung des I.s-Begriffs in öffent-
lichen, politischen und gesellschaftlichen Diskursen ist
es nicht möglich, von dem I.s-Begriff und dem I.s-Dis-
kurs zu sprechen. Gleichwohl ist I. ein geistes-, human-,

sozial- und kulturwissenschaftlicher Grundbegriff, der
ein inter- und transdisziplinäres Potenzial hat, um
grundlegende und spezifische Herausforderungen des
praktischen Selbstverhältnisses des Menschen und des gesell-
schaftlichen Miteinanders zu artikulieren, analytisch zu
erschließen sowie handlungsorientiert und politisch-
sozial zu reflektieren. Im Unterschied zum logisch-
ontologischen I.s-Diskurs geht es in sozialethischer Hin-
sicht um die (qualitative) I. von Personen (Ich-I.), aber
auch um die I. von Gruppen (kollektive I.).
Die Konjunktur des I.s-Begriffs zeigt an, dass sozial

anerkannte und zugl. biographisch validierte Formen
der Selbstvergewisserung, Selbstdarstellung, Selbstfor-
mung und Sinngebung individueller Lebensführung
und kulturell bereitgestellter Lebensformen und I.s-
Muster aufgrund der gesellschaftlichen Differenzie-
rungs-, Individualisierungs- und Pluralisierungsprozes-
se prekär und fragil geworden sind. Die Ausbildung
einer persönlichen I. wird zu einer Eigenleistung, die
nicht im Sinne eines Besitzstands auf Dauer erworben,
sondern lebenslang zu erbringen ist. Der Prozess der
I.s-Bildung ist auf vielfältige psychische, soziale, kultu-
relle und materielle Ressourcen angewiesen, damit je-
mand im Sinne einer „Passungsarbeit“ (Keupp 2006:
276) „unter der Voraussetzung eines ihm je unverwech-
selbaren eigenen, genetisch bestimmten biopsychischen
Potentials im Entfaltungshorizont der jeweiligen seine
Lebenschancen ermöglichenden sozio-kulturellen Dis-
positionen und Erwartungen zur Übereinstimmung
mit sich selbst gelangen“ (Hunold 1992: 36) kann.
I.s-Entwürfe sind sowohl auf kommunikativ-dialo-

gische →Anerkennung durch relevante Andere als auch
auf die eigene Akzeptanz und das Erleben subjektiver
Bedeutsamkeit (Authentizität) angewiesen, damit sie für
den Einzelnen als lebenspraktisch und sinnverwirk-
lichend gelten können. Symbolisch repräsentiert und
narrativ konstruiert stellt I. eine psychodynamische,
leibseelische und psychosoziale entwicklungsoffene In-
tegrations- und Syntheseleistung dar, die es ermöglicht,
das eigene Leben reflexiv-thematisch in einen sinn-
haften Zusammenhang zu bringen und daraus Hand-
lungsorientierung zu gewinnen. Mit dem I.s-Begriff
lässt sich der Mensch als endlich freiesWesen begreifen,
dessen Fähigkeiten und Möglichkeiten zur verantwort-
lichen und auf menschliches Gelingen ausgerichteten
Selbstbestimmung durch das komplexe Zusammenspiel
mannigfaltiger empirischer Faktoren bedingt und durch
die (Selbst-)Bindung an übergeordnete, gemeinschaft-
lich geteilte und kommunizierte Vorstellungen vom gu-
ten Leben moralisch orientiert sind. Hierbei können re-
ligiöse Sinnvorstellungen eine wichtige Rolle spielen.
Mithilfe des I.s-Begriffs lässt sich die anthro-

pologische Einsicht in die Selbstaufgegebenheit und
Weltoffenheit des Menschen bei bleibender partieller
Selbstintransparenz und Selbstentzogenheit sowie der
konstitutionellen leibseelischen Vulnerabilität und An-
gewiesenheit auf Andere und Anderes so rekonstruie-
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ren, dass der ethisch und politisch relevante Person-
begriff ( →Person) empirisch informiert für praktische
und normative Fragestellungen näher bestimmt werden
kann. In Abgrenzung zu rein konstruktivistischen, arbi-
trären oder totalitären I.s-Konzepten trägt der sozial-
ethische Rekurs auf I. dieser anthropologischen Einsicht
insofern Rechnung, als er unter Anerkennung des →Per-
sonprinzips und der →Menschenwürde die Chance auf
gelingende I. für alle als die empirisch fundierte Zielper-
spektive und Maßgabe aller Gerechtigkeitsbemühungen
( →Gerechtigkeit) in verschiedenen Aspekten (soziale,
Verteilungs-, Chancen-, Bildungs-, Teilhabegerechtig-
keit) hinsichtlich der leibseelischen Integrität (als Vo-
raussetzung für physische und psychische →Gesund-
heit), des sozialen Miteinanders und der Anerkennung
der Anderen sowie der grundlegenden „Lebensgüter“
(Taylor 1994: 544) zur Geltung bringt. Hierin liegt ein
systematischer Ansatzpunkt für eine Reformulierung
einer Theorie der Menschenrechte, wonach die An-
erkennung und Förderung nicht nur der eigenen, son-
dern auch fremder I. für alle verbindlich wird. Die Ver-
bindlichkeit der Festlegung unantastbarer Bedingungen
für Lebensführung und I.s-Bildung gründet demnach
nicht in einer begrifflichen Generalisierung und Expli-
kation eines spezifischen Menschenbildes, sondern in
der stets zu aktualisierenden Erfahrung konkret gewähr-
ter bzw. verweigerter Anerkennung und der Bedeutung
für das Gelingen bzw. Misslingen der I.s-Arbeit Einzel-
ner und von Gruppen. Aufgabe der Sozialethik ist es,
kontextsensibel die psychosozialen, sozio-kulturellen,
strukturell-institutionellen und ökologischen Vorausset-
zungen zu analysieren, zu reflektieren und praxisorien-
tiert zu bestimmen, die für eine freie und verantwort-
liche I.s-Bildung und I.s-Arbeit aller Individuen
angesichts der gesellschaftlich-politischen Bedingungen
erforderlich sind. V.a. in pluralistischen Gesellschaften
bedarf es der Bildung und Unterstützung von I.en, die
sich für eine auf die →Menschenrechte verpflichtete
Gesellschaft engagieren und u. a. die Tugenden der
Kompromissfähigkeit, Ambiguitätstoleranz, Solidarität,
Rücksicht, Toleranz und Achtung gegenüber Anders-
denkenden besitzen sowie die demokratischen Verfah-
rensregeln und →Grundwerte akzeptieren.
Im Unterschied zur persönlichen I. finden kollektive

I.en „im übereinstimmenden praktischen Verhalten so-
wie in qualitativen Selbst- und Weltbeschreibungen
Ausdruck, in denenMenschen übereinkommen“ (Straub
2011: 299). Kollektive I.en stellen Konstrukte dar, die in
Gestalt nationaler, kultureller, ethnischer, religiöser, ge-
schlechtlicher oder anderer I. praktisch maßgebliche
und subjektiv bedeutsame Gemeinsamkeiten von Mit-
gliedern einer bestimmten →Gruppe auch in Abgren-
zung zu Anderen und Anderem festschreiben und sicht-
bar machen. I.s-Politik als Bemühen, dieWahrnehmung
der eigenen Gruppe zu steuern und auf sozial-politische
Anerkennung Einfluss zu nehmen, ist ambivalent; sie
kann legitime Kämpfe um Anerkennung, →Inklusion

und Gleichberechtigung bedeuten, aber auch Gefahren
der Essentialisierung, →Diskriminierung und der Ex-
klusion in sich bergen.
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JOCHEN SAUTERMEISTER

Ideologie

1. Begriffsgebrauch
Im gegenwärtigen Sprachgebrauch lassen sich grob zwei
Verwendungsweisen des Begriffs I. unterscheiden: Zum
einen wird I. und ideologisch abwertend gebraucht und
bezeichnet falsches Bewusstsein, Verblendung etc. Zum
anderen ist damit ein geschlossenes Weltbild gemeint,
eine Weltanschauung, deren Vorhandensein man befür-
wortend, neutral oder ablehnend gegenüberstehen
kann. Die Uneindeutigkeit des Begriffsgebrauchs hängt
mit der Geschichte des Begriffs zusammen. Was sich
aber jenseits historischer Genese und jeweiliger inhalt-
licher Ausfüllung durchhält, ist der politisch-praktische
Kontext, in dem der I.-Begriff steht: Er kennzeichnet im
Allgemeinen eine Bewusstseinsrichtung oder Denkströ-
mung, die sich auf die politische Praxis bezieht oder
diese beeinflussen will.

2. Herkunft
Der I.-Begriff ist ein Kind der →Aufklärung: Als Antoi-
ne Louis Claude Destutt de Tracy 1801–1805 sein Werk
„Éléments d’idéologie“ schuf und damit begriffsprägend
wirkte, beabsichtigte er, eine „Wissenschaft von den
Ideen“ zu entwickeln, die mit allen metaphysischen Irr-
tümern und Voreingenommenheiten des religiös ge-
prägten Weltbilds aufräumen sollte. Die Französische
Revolution versuchte politisch umzusetzen, was jenes
Aufklärungsdenken, in dessen Tradition A. L. C. Des-
tutt de Tracy steht, propagiert hatte: die Befreiung von
aller vermeintlicher oder realer Fremdbestimmung, die
prinzipielle →Gleichheit aller, die Entmachtung über-
kommener, Hierarchien bestätigender Denkweisen. Es
ist kein Zufall, dass diese neue Philosophie, welche u. a.
die Enzyklopädisten Denis Diderot und Jean Le Rond
d’Alembert in ihrem großen Projekt der „Encyclopédie“

133 Ideologie 134



vertraten, materialistisch war ( →Materialismus): An die
Stelle metaphysischer Spekulationen, welche man der
Weltfremdheit oder schlimmer noch der Herrschaftssta-
bilisierung bezichtigte („Priestertrug“), sollte der Ansatz
an der menschlichen Sinnlichkeit treten. Das Denken
erklärt sich aus der Wahrnehmung, das Physische ist
die Ursache des Geistigen.
Die Idéologie stand nun für eine „Ideenlehre“, welche

die Herkunft der Ideen aus ihren sinnlichen Ursachen
erklären, Ideen ordnen und allen Begriffsverwirrungen,
die aufgrund des Verkennens der physischen Basis des
Denkens entstehen konnten, entgegenwirken sollte. Es
entstand eine Schule der Idéologists, die sich dem aufklä-
rerischen Projekt verschwor, die Menschen von ihren
unerkannten Vorurteilen zu befreien. Dabei verstand
A. L. C. Destutt de Tracy seine „Ideenlehre“ als Fun-
damentalwissenschaft: Wenn das Verfahren des Den-
kens geklärt ist, klärt sich auch alles daraus Folgende
auf. Der I.-Begriff war also ganz klar positiv konnotiert.
Die „Ideologen“ sind diejenigen, die durch Ablehnung
spekulativer Höhenflüge und strenge Anwendung von
Logik Klarheit in das Denken bringen und somit Vor-
urteile beseitigen. Obwohl der Begriff der I. nicht pri-
mär politisch ausgerichtet war, hatte er doch eine herr-
schaftskritische Komponente, da er sich gegen das
Denken richtete, von dem man das ancien regime getra-
gen glaubte.

3. Ideologie als falsches Bewusstsein
Eine völlige Neubewertung erfuhr der I.-Begriff durch
Napoleon, der zunächst seinerseits der Schule der
„Ideologen“ angehörte, mit ihr aber brach, als seine
eigenenMachtambitionen inWiderspruch zu den Revo-
lutionsidealen gerieten. Die religionsfeindliche Kom-
ponente der I. passte nicht zu seinem Interesse, Religion
herrschaftsstabilisierend einzusetzen; der Glaube an die
Werte der Freiheit und Gleichheit widersprach seiner
eigenen Herrschaftspraxis; die Hoffnung, die Gesell-
schaft per aufklärerischer Vernunft perfektionieren und
egalisieren zu können, stand im Gegensatz zu seiner
Befürwortung gesellschaftlicher Unterschiede und zu
seinem Bekenntnis zur Machtpolitik.
In der Folge gerierte er sich als der wahre Aufklärer

und erklärte die Ideologen zu weltfremden Träumern,
die ihrerseits metaphysischen Spekulationen anhingen,
die verkannten, dass nicht Vernunft, sondern Gewalt die
Politik bestimmt, und die an eine Vervollkommnung
der Menschheit glaubten, welche nichts mit den macht-
politischen Realitäten zu tun hat. Als I. wird also nun
bezeichnet, wogegen die Ideologen einst angetreten wa-
ren: eine realitätsfremde Spekulation, eine Gedanken-
konstruktion, die ihre →Wahrheit gegen die politischen
Realitäten geltend machen will. Damit war die negative
Bewertung des I.-Begriffs in der Welt, an der dann Karl
Marx nahtlos anknüpfen konnte.
Für K. Marx kann das Bewusstsein nur wider-

spiegeln, was es an gesellschaftlichen Realitäten vor-

findet; mit Letzteren sind die Bedingungen der mate-
riellen Produktion gemeint, die in der Marx’schen
Theorie Sein wie Bewusstsein der Menschen bestim-
men. Solange aber die falschen Verhältnisse herrschen,
d.h. aufgrund des Privateigentums an den Produktions-
mitteln Klassengesellschaften bestehen, in denen sich
Besitzende und Lohnabhängige miteinander im Kampf
befinden, spiegelt das Bewusstsein eben auch diese
Falschheit wider. Die gesellschaftliche Spaltung, derWi-
derspruch zwischen den Interessen der Besitzenden und
der Besitzlosen, äußert sich in einem gesellschaftlichen
Überbau, der allein den Interessen der Herrschenden
dient. Zum Überbau zählen der Staat, die Religion, das
Recht, die Moral, die Wissenschaft etc., also jene geisti-
gen und in der Folge auch politischen Phänomene, in
denen sich der jeweilige Bewusstseinsstand der Men-
schen äußert.
I. im Sinne eines falschen Bewusstseins ist nun der

Glaube, jene geistigen Erzeugnisse hätten eine eigen-
ständige Wirklichkeit, ja seien sogar in der Lage, die
Wirklichkeit zu bestimmen. Doch d. i. eine Chimäre:
Das gesellschaftliche Sein bestimmt das Bewusstsein,
nicht umgekehrt. Zeichen ideologischer Verblendung
ist es ebenfalls, den Klassencharakter der Überbau-Pro-
dukte zu verkennen und in ihnen ein allg.es Interesse zu
vermuten. Tatsächlich larvieren sich in jenen geistigen
Phänomenen nur Herrschaftsinteressen, und diese auf-
zudecken ist Aufgabe der I.-Kritik. Schuldhaft ist der
Verblendungszusammenhang aber nicht, da er sich not-
wendig aus den verkehrten gesellschaftlichen Verhält-
nissen ergibt.
Die Ursache für die Entstehung jenes falschen

Scheins, der den Überbau umgibt, sieht K. Marx letzt-
lich in der Trennung zwischen körperlicher und geisti-
ger →Arbeit; nur deshalb konnte der Geist sich einbil-
den, selbst etwas zu sein. Mit diesem materialistischen
Ansatz befindet er sich wieder in Nähe zu den Idéo-
logists, deren Grundwiderspruch, Denken sensualistisch
zu erklären und zugl. dieWelt durch Bewusstseinserhel-
lung verändern zu wollen, er aber scheinbar nicht ver-
fällt. Denn die erhoffte Weltveränderung soll sich aus
der revolutionären Veränderung der Eigentumsverhält-
nisse ergeben. Die Tatsache, dass seine Theorie, die
letztlich revolutionsvorbereitend wirken soll, jedoch
ebenfalls ein reines Gedankenprodukt ist, scheint sei-
nen materialistischen Ansatz wieder zu unterlaufen. Zu-
dem stellt sich bei K. Marx die Frage, wie er mit seiner
Kritik der I. dem doch als universell behaupteten Ver-
blendungszusammenhang entkommen konnte.

4. Ideologie in der Wissenssoziologie
Eine neue Stufe in der Entwicklung des I.-Begriffs bildet
die in den 20er Jahren des 20. Jh. entwickelte Wissens-
soziologie, die v. a. mit den Namen Max Scheler und
Karl Mannheim verbunden ist. Die Wissenssoziologie
knüpft insofern an K. Marx an, als sie seinen ideologie-
kritischen Duktus übernimmt; sie grenzt sich aber dezi-
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diert von ihm ab, wenn sie gegen seine reduktionistische
Basis-Überbau-These antritt und damit auch seinen his-
torischen Materialismus als nicht wirklichkeitsadäquat
ablehnt.
Ziel der Wissenssoziologie ist es, die Standortgebun-

denheit des Denkens nachzuweisen und die Funktion
bestimmter Denkweisen im jeweiligen sozialen und his-
torischen Kontext zu analysieren. Anders als bei
K. Marx werden die geistigen Gehalte also als eigen-
ständige Wirklichkeit ernstgenommen. Außerdem wird
das ideologische Bewusstsein nicht darauf reduziert, die
jeweilige ökonomische Lage widerzuspiegeln und nur
Klasseninteressen zu dienen. Und schließlich wird die
Metaphysik rehabilitiert, durchaus auch mittels des
Nachweises, dass selbst K. Marx nicht ohne metaphysi-
sche Annahmen auskommt, wenn er für seine partiku-
lare Weltsicht den uneingeschränkten Wahrheits-
anspruch erhebt.
M. Scheler geht davon aus, dass es voneinander un-

abhängige, überzeitliche Sphären des Geistigen und
des Naturhaften gibt, welche sich nur dann verbinden,
wenn der Geist in die Realität eintritt. Gegenstand wis-
senssoziologischer Untersuchung ist dann die Form
bzw. die gesellschaftliche Prägung, die das Denken
durch seine jeweilige Realwerdung annimmt. K. Mann-
heims Ansatz ist hier viel radikaler: Für ihn ist auch die
Naturseite immer schon geistig überformt, Geist und

→Natur sind aber ebenfalls immer schon historisch ge-
prägt – „die Wesenheiten sind selbst dynamisch“
(Mannheim 1924/1925: 630). So gelangt K. Mannheim
zu seinem „totalen Ideologiebegriff“ (Mannheim 1929:
71): Alles Denken ist Ausdruck des jeweiligen gesell-
schaftlichen und historischen Standortes, jede Sicht ist
partikular.
Das Ideologische liegt nun v.a. darin, diese partikula-

re Weltsicht zu „hypostatieren“, ihr eine übergeordnete
Wahrheit zuzuerkennen, ohne die eigene Standort-
gebundenheit zu registrieren. Hier muss die Wissens-
soziologie aufklärerisch wirken. Sie muss die geistigen
Gehalte auf ihre historischen und sozialen Bezüge zu-
rückführen; das versteht K. Mannheim als „Relationis-
mus“ im Unterschied zum „Relativismus“ (Mannheim
1929: 41). Der Relativismus-Vorwurf liegt insofern na-
he, als schlechthin alles Denken als „ideologisch“ ge-
kennzeichnet wird, einschließlich des eigenen, das, wie
K. Mannheim konzediert, der Standortgebundenheit
nicht entgeht. Den Relativismus überwinden helfen soll
der Verweis auf einen historischen Gesamtsinn, in den
sich die jeweils epochen- und gesellschaftsspezifischen
Denkweisen einfügen. Ihn zu finden, ist Aufgabe der
sozial „freischwebenden“ →Intellektuellen. Damit ist
einer Bewusstseinsavantgarde das Wort geredet, die
noch bei jedem aufklärerischen Ansatz irgendwann in
Erscheinung tritt.

5. Geistige Grundlage der totalitären Systeme
Trotz aller I.-Kritik entwickelte sich das 20. Jh. zum
Zeitalter der I.n; die verschiedenen weltanschaulichen
Entwürfe, die durch →Sozialismus und →Nationalismus
im 19. Jh. vorbereitet worden waren, drängten in die
Praxis. Die kommunistischen Systeme beriefen sich auf
K. Marx, dessen Theorie nun ihrerseits als I. gekenn-
zeichnet wurde: Allerdings hatte Wladimir Iljitsch
Lenin zuvor den I.-Begriff geadelt, indem er den „wis-
senschaftlichen Sozialismus“ (LW 21: 38) als I. der Ar-
beiterklasse pries. Da er seiner Partei eine Avantgarde-
funktion in der →Revolution zugedacht hatte, wurde der
von K. Marx implizit angenommene, im Grunde sys-
temwidrige Bewusstseinsvorsprung der „I.en“ damit ex-
plizit gemacht.
Gegen den →Kommunismus trat der →Nationalsozia-

lismus an, dessenWeltanschauung nicht sozial, sondern
rassisch fundiert war. Die auf den beiden verfeindeten I.
en aufbauenden politischen Systeme waren Welt-
anschauungsdiktaturen, deren Strukturen so ähnlich
waren, dass sie unter dem gemeinsamen Begriff „tota-
litäres System“ subsummiert wurden. Dessen Merkmale
waren nach Carl Joachim Friedrich und Zbigniew Brze-
zinski u.a.: Ein-Parteien-Diktatur, staatliches Medien-
und Waffenmonopol, zentral gelenkte Wirtschaft und
eben eine I., die das gesamte System durchherrscht.
Doch auch die I.en selbst sind, trotz ihres inhaltlichen

Gegensatzes, strukturell ähnlich, worauf z.B. Hannah
Arendt hinwies: Das gesamte Denkgebäude ist stringent
aus einer Prämisse abgeleitet, die aber bloß gesetzt und
nicht begründet ist; alle dem System widersprechende
Wirklichkeitserfahrung wird ausgeblendet; das Denken
kennt nur Schwarz-Weiß- bzw. Freund-Feind-Katego-
rien; mit der Politik wird ein Heilsversprechen verbun-
den, das bisher nur in Religionen zu finden war. Das
gab Anlass, diese I.en als „politische Religionen“ (Voege-
lin 1938) zu bezeichnen.
Nach dem Zusammenbruch der totalitären Systeme

schien die Zeit geschlossener Weltdeutungsmodelle mit
Absolutheitsanspruch vorbei zu sein. Doch in Gestalt
des Islamismus ist eine neue I. auf den Plan getreten,
und auch Kommunismus und Faschismus können nicht
als historisch endgültig abgetan gelten. Die Geschichte
des I.-Begriffs zeigt, dass die Aufklärer von heute die I.
en von morgen sein können. Auch die I.-Kritik muss
sich wissenschaftlich ausweisen, um nicht selbst dem I.-
Verdacht zu verfallen.
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Immaterialgüterrecht

Als I. oder Recht des geistigen Eigentums wird der Be-
reich der Rechtswissenschaft bezeichnet, der sich mit
den Rechten an geistigen Gütern beschäftigt. Das I. be-
trachtet die geistige, immaterielle Leistung losgelöst von
dem körperlichen Gegenstand, in dem sie sich verkör-
pert. Während die Rechte an dem körperlichen Gegen-
stand dem →Sachenrecht unterliegen, folgen die Rechte
an der geistigen Leistung eigenen Regeln. Die Gesamt-
heit der Regelungen, die sich mit den Rechten an geisti-
gen Gütern befassen, wird als I. im objektiven Sinne be-
zeichnet. I. im subjektiven Sinne meint dagegen das
konkrete subjektive Recht, das einer Person an einer be-
stimmten geistigen Leistung zusteht.

1. Begriff
Der Begriff I. ist im deutschen Sprachraum als Ergebnis
der Kritik an dem Ausdruck geistiges Eigentum entstan-
den. Dem Begriff geistiges Eigentum wird vorgehalten,
dass er sich nicht mit der zivilrechtlichen →Dogmatik
vereinbaren lasse, die den Eigentumsbegriff auf körper-
liche Gegenstände ( →Eigentum) beschränkt. Die Regeln
des Sachenrechts seien jedoch für das I. schon deshalb
nicht analogiefähig, weil die Verwendung eines geisti-
gen Guts Dritte von der faktischen Nutzung dieses Guts
nicht ausschließe. Darüber hinaus wird der Begriff
geistiges Eigentum wegen seiner Entstehungsgeschichte
abgelehnt, da er an die Naturrechtsdoktrin der französi-
schen Aufklärung anknüpfe und bestimmte Forderun-
gen nach gesetzgeberischen Inhaltsbestimmungen als
aus der Natur der Sache dem Gesetzgeber vorgegeben
erscheinen lassen wolle. Dessen ungeachtet findet der
Ausdruck geistiges Eigentum im Zuge der Übersetzung
und Umsetzung der einschlägigen internationalen Ver-
träge zunehmend Eingang in die deutsche Rechts-
sprache, da sich im internationalen Sprachgebrauch die
Bezeichnungen intellectual property bzw. propriété intel-
lectuelle durchgesetzt haben. Weitgehend Einigkeit be-
steht heutzutage, dass die Begriffe I. und Recht des geisti-
gen Eigentums synonym verwendet werden können,
solange man sich der dogmatischen Unterschiede zwi-
schen dem Sacheigentum und den Rechten an geistigen
Gütern bewusst bleibt.
Inhaltlich umfasst das I. als Oberbegriff einerseits den

→gewerblichen Rechtsschutz und andererseits das Ur-
heberrecht einschließlich der sog.en verwandten Schutz-
rechte. Unter der Bezeichnung gewerblicher Rechtschutz
werden klassischerweise diejenigen Regelungen zusam-
mengefasst, die den Schutz des geistigen Schaffens auf
technisch-wirtschaftlichem Gebiet betreffen, während
das Urheberrecht sich dem Schutz des geistigen Schaf-

fens auf künstlerisch-kulturellem Gebiet widmet. Trotz
der gemeinsamen Ausrichtung auf den Schutz geistiger
Leistungen bestehen zwischen dem gewerblichen
Rechtsschutz und dem Urheberrecht nicht unerhebliche
Unterschiede. Diese haben dazu geführt, dass die bei-
den Teilbereiche des I. in Rechtswissenschaft und
Rechtspflege häufig als eigenständige Materien be-
handelt werden.

2. Patente, Gebrauchsmuster
und sonstige technische Leistungen

Erfindungen auf dem Gebiet der →Technik werden
durch das →Patentrecht und das Gebrauchsmusterrecht
geschützt. Voraussetzung für den Schutz einer Erfin-
dung durch ein Patent ist, dass sie neu ist, auf einer erfin-
derischen Tätigkeit beruht und gewerblich anwendbar
ist. Eine Erfindung gilt als neu, wenn sie nicht zumStand
der Technik gehört, und beruht auf einer erfinderischen
Tätigkeit, wenn sie sich für den Fachmann nicht in nahe-
liegender Weise aus dem Stand der Technik ergibt. Die
Patenterteilung soll Problemlösungen auf dem Gebiet
der Technik fördern, insb. eine besondere Leistung an-
erkennen und dem Erfinder – auch als Ansporn für wei-
tere Erfindungen – eine Gegenleistung dafür gewähren,
dass er den technischen →Fortschritt und das technische
Wissen der Allgemeinheit bereichert hat. Aus ethischen
Gründen sind vom Patentschutz ausgeschlossen u.a. der
menschliche Körper in den einzelnen Phasen seiner
Entstehung und Entwicklung einschließlich der Keim-
zellen (nicht jedoch isolierte Bestandteile des Körpers)
und biotechnologische Erfindungen wie Verfahren zum
Klonen von menschlichen Lebewesen, Verfahren zur
Veränderung der genetischen Identität der Keimbahn
des menschlichen Lebewesens, die Verwendung von
menschlichen Embryonen zu industriellen oder kom-
merziellen Zwecken und bestimmte Verfahren zur Ver-
änderung der genetischen Identität von Tieren.
Das Patent bewirkt, dass allein dessen Inhaber befugt

ist, die patentierte Erfindung im Rahmen des geltenden
Rechts zu benutzen. JedemDritten ist es verboten, ohne
Zustimmung des Patentinhabers, ein Erzeugnis, das Ge-
genstand des Patents ist, herzustellen, anzubieten, in
Verkehr zu bringen oder zu gebrauchen oder zu diesen
Zwecken einzuführen oder zu besitzen. Ist ein bestimm-
tes Verfahren Gegenstand des Patents, ist es ohne Zu-
stimmung des Patentinhabers verboten, dieses Verfah-
ren anzuwenden oder zur Anwendung anzubieten oder
ein unmittelbar durch ein patentiertes Verfahren her-
gestelltes Erzeugnis anzubieten, in Verkehr zu bringen
oder zu gebrauchen oder zu den genannten Zwecken
entweder einzuführen oder zu besitzen. Der Patent-
schutz wird für eine Dauer von 20 Jahren ab dem auf
die Anmeldung folgenden Tag gewährt.
Das Patentrecht entsteht mit der Veröffentlichung der

Erteilung des Patents im Patentblatt. Die Patentertei-
lung setzt eine formell richtige Anmeldung sowie eine
Prüfung der sachlichen Voraussetzungen des Patent-
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schutzes voraus. Zur Anmeldung berechtigt ist der Er-
finder selbst oder derjenige, der seine Berechtigung von
dem Erfinder ableitet (z.B. aufgrund vertraglicher Ver-
einbarung, gesetzlicher Rechtsnachfolge oder arbeit-
nehmererfinderrechtlicher Sonderbestimmungen). Die
Patentanmeldung setzt nicht nur das Erteilungsverfah-
ren in Gang, sondern hat bereits materiell-rechtliche
Wirkungen. Sie begründet einen Anspruch des An-
melders auf Erteilung des Patents und bestimmt den
Altersrang („Priorität“) im Verhältnis zu anderen An-
meldungen.
Auch das Gebrauchsmuster setzt eine Erfindung vo-

raus, die neu und gewerblich anwendbar ist. Im Hin-
blick auf die erfinderische Leistung knüpft das GebrMG
nicht an eine „erfinderische Tätigkeit“, sondern an einen
„erfinderischen Schritt“ an. Trotz der unterschiedlichen
Formulierung gelten nach Auffassung des BGH inso-
weit die gleichen Maßstäbe. Ein wesentlicher Unter-
schied zwischen Patent und Gebrauchsmuster besteht
im Hinblick auf die Neuheit: Während im Patentrecht
ein absoluter Neuheitsbegriff gilt, ist beim Gebrauchs-
muster neuheitsschädlich nur, was vor dem für den
Zeitrang der Anmeldung maßgeblichen Tag durch
schriftliche Beschreibung oder eine im Inland erfolgte
Benutzung der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wor-
den ist (relativer Neuheitsbegriff ).
Erfindungen betreffend Pflanzenzüchtungen und

Züchtungsverfahrenwerden nach dem SortSchG, dreidi-
mensionale Strukturen von mikroelektronischen Halb-
leitererzeugnissen (Topographien) nach demHalblSchG
geschützt.

3. Marken, geschäftliche Bezeichnungen
und geografische Herkunftsangaben

Marken, geschäftliche Bezeichnungen und geografische
Herkunftsangaben (Kennzeichen) werden über das
Markenrecht geschützt. Neben den einzelnen nationa-
len Systemen zum Schutz von Marken und sonstigen
Kennzeichen besteht auf EU-Ebene ein Schutzsystem,
das dem Inhaber einer Unionsmarke ein unionsweit ein-
heitlich geltendes Schutzrecht gewährt. Die maßgeb-
lichen Bestimmungen des deutschen Markenrechts sind
im MarkenG enthalten, die des europäischen in der
Unionsmarkenverordnung.
Marken sind Zeichen, die primär dazu dienen, Waren

oder →Dienstleistungen eines Unternehmens von den-
jenigen anderer Unternehmen zu unterscheiden (Her-
kunftsfunktion). Als Marke schutzfähig sind daher alle
Zeichen (insb. Wörter, Abb., Buchstaben, Zahlen, Hör-
zeichen, dreidimensionale Gestaltungen, Farben), die
geeignet sind, diesen Zweck zu erfüllen. Marken werden
nicht absolut, sondern nur in Bezug auf bestimmte
Waren oder Dienstleistungen geschützt. Der Schutz
eines Zeichens als Marke ist daher trotz der grundsätz-
lichen Schutzfähigkeit ausgeschlossen, wenn es die Her-
kunftsfunktion in Bezug auf diese Waren oder Dienst-
leistungen nicht erfüllen kann. Ebenso scheidet ein

Markenschutz für solche Zeichen aus, an denen aus
einem überwiegenden Allgemeininteresse ein Freihalte-
bedürfnis besteht (insb. rein beschreibende Angaben
und Gattungsbezeichnungen).
Der Erwerb des Markenschutzes gewährt dem In-

haber ein ausschließliches Recht. Danach ist es Dritten
untersagt, ein mit der Marke identisches Zeichen für
Waren oder Dienstleistungen zu benutzen, die mit
denjenigen identisch sind, für die sie Schutz genießt
(Identitätsschutz). Außerhalb dieses Bereichs der sog.
en Doppelidentität, der regelmäßig klassische Fälle der
Produktpiraterie betrifft, dürfen mit der geschützten
Marke identische oder ähnliche Zeichen nicht für iden-
tische oder ähnliche Waren bzw. Dienstleistungen ver-
wendet werden, sofern dadurch für das Publikum die
Gefahr von Verwechslungen besteht (Verwechslungs-
schutz). Bekannte Marken werden darüber hinaus
unabhängig von der Ähnlichkeit der Waren oder
Dienstleistungen davor geschützt, dass ihre Unterschei-
dungskraft oderWertschätzung durch Dritte beeinträch-
tigt wird (Bekanntheitsschutz). Sofern die Voraus-
setzungen eines markenrechtlichen Verbotstatbestands
erfüllt sind, ist nicht nur die Kennzeichnung von Pro-
dukten mit dem betroffenen Zeichen verboten, sondern
insb. auch der Handel der so gekennzeichneten Produk-
te sowie die Verwendung für Aufmachungen, Ver-
packungen und sonstige Kennzeichnungsmittel.
Markenschutz kann einerseits durch Eintragung der

Marke in das Markenregister (für deutsche Marken
beim DPMA, für europäische beim EUIPO) begründet
werden. Das Eintragungsverfahren wird durch die An-
meldung eingeleitet, die Angaben zum Anmelder, eine
Wiedergabe der Marke sowie ein Verzeichnis der Wa-
ren- und Dienstleistungen, für die Schutz beansprucht
wird, enthalten muss. Der Zeitpunkt der Anmeldung
entscheidet über den Zeitrang („Priorität“) der Marke.
ImMarkenrecht gilt das Prioritätsprinzip; daher kommt
dem Zeitrang entscheidende Bedeutung bei einem Kon-
flikt mit kollidierenden Rechten Dritter zu. Liegen die
Anmeldeerfordernisse vor und bestehen keine absolu-
ten Schutzhindernisse, wird die Marke eingetragen.
Nach erfolgter Eintragung können Dritte Widerspruch
gegen die Eintragung erheben und prioritätsältere Rech-
te gegen die Marke geltend machen. Die Schutzdauer
der eingetragenen Marke beträgt zunächst zehn Jahre
beginnend mit dem Tag der Anmeldung. Die Schutz-
dauer kann um jeweils zehn Jahre verlängert werden,
ohne dass zeitliche Höchstgrenzen bestehen. Marken-
schutz kann andererseits (ohne Eintragung) durch blo-
ße Benutzung des Zeichens im geschäftlichen Verkehr
für bestimmte Waren oder Dienstleistungen erworben
werden. Voraussetzung ist, dass das Zeichen innerhalb
der beteiligten Verkehrskreise aufgrund seiner Benut-
zung eine Bekanntheit erreicht hat, dass es vom Publi-
kum als Hinweis auf die Herkunft der gekennzeichne-
ten Produkte aus einem bestimmten Unternehmen
verstanden wird.
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